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			Leben wir in einem Land, in dem, wer reich ist, das Gesetz nicht fürchten muss? Anne Brorhilker, die als Oberstaatsanwältin der Staatsanwaltschaft Köln jahrelang und unerschrocken die Cum/Ex-Ermittlungen geleitet hat, kennt das komplexe Verhältnis zwischen Wirtschaftskriminalität und Justiz wie keine andere. Hier schildert sie erstmals ihre erstaunlichen Erfahrungen mit der Finanzelite, blickt hinter die Kulissen der Großbanken und entlarvt die Selbstgefälligkeit vieler Steuerhinterzieher: Weshalb war die Aufklärung trotz jahrelanger Ermittlung und auch zahlreicher Urteile so mühsam? Warum tut sich der Staat so schwer, die Milliarden zurückzufordern? Geld, das den ehrlichen Steuerzahlern zusteht? Mit ihrem Entschluss, den Staatsdienst zu quittieren und als Teil der Zivilgesellschaft für Aufklärung zu sorgen, hat Anne Brorhilker ein Zeichen gesetzt: Der Kampf für Gemeinwohl und Gerechtigkeit geht uns alle an - und mit Mut können wir etwas bewegen! Ein Euro des Verkaufspreises dieses Buches geht an die Bürgerbewegung »Finanzwende e.V.«.
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			Vorwort

			»Die Kleinen hängt man, die Großen lässt man laufen.« Dieses Sprichwort habe ich im April 2024 zitiert, als ich als Staatsanwältin im Bereich Wirtschaftskriminalität aus dem Staatsdienst ausgeschieden bin, um mich der Bürgerbewegung Finanzwende anzuschließen. Während meiner Zeit als Staatsanwältin habe ich viel darüber nachgedacht, warum das so ist. Die ausführliche Antwort werde ich in diesem Buch geben, die kurze Antwort lautet: Das Ganze ist einer Schieflage geschuldet. Es gibt den schwach aufgestellten Staat auf der einen Seite und eine sehr gut ausgestattete Finanzbranche auf der anderen Seite, die über große finanzielle Mittel, Personal und Knowhow verfügt, um ihre Interessen durchzusetzen.

			Wirtschaftskriminelle haben meist alles: eine gute Ausbildung, Status, viel Geld. Täter aus anderen Kriminalitätsbereichen sind oft weniger gut ausgebildet, kennen sich mit der Justiz nicht gut aus und können sich keine teuren Anwälte leisten.

			Ich habe einmal bei einer Gnadenstelle gearbeitet und hatte dort mit vielen verurteilten Straftätern zu tun, die ihr Leben lang gegen ihre Drogensucht und die Perspektivlosigkeit ankämpften. Sie hatten kaum Unterstützung und vor Gericht meist keine Anwälte, die für sie kämpften. Auf der anderen Seite stehen Wirtschaftskriminelle, die im Leben Fuß gefasst haben und ein bequemes Leben führen. Sie sind meist finanziell gut ausgestattet und können sich ein Team von Anwälten leisten, die die Behörden mit Schriftsätzen regelrecht bombardieren. Eine Justiz, die unter Zeit- und Personalmangel leidet, traut sich einen derartigen Streit mit großen Anwaltsteams oft schlicht nicht zu.

			Die Finanzbranche verfügt außerdem über sehr gute Verbindungen zu Entscheidungsträgern in Politik und Verwaltung und nutzt diese Kontakte systematisch, um Gesetzgebung, Verwaltung und auch die Rechtsprechung in ihrem Sinne zu beeinflussen. Im Ergebnis dient daher der Rechtsstaat den einen deutlich mehr als den anderen.

			Cum/Ex war und bleibt eine Ungeheuerlichkeit. Geschätzte 40 Milliarden Euro wurden den Haushalten von Bund und Ländern durch Cum/Ex- und Cum/Cum-Betrug gestohlen. Nur ein Bruchteil dieser Gelder hat der Fiskus bislang zurückfordern können. Das dürfen wir nicht hinnehmen, denn es handelt sich hier um unser Geld, das Geld aller ehrlichen Steuerzahler. Wir alle zahlen Steuern, damit das Zusammenleben in unserem Staat gestaltet werden kann. Wie viel angenehmer und spannungsfreier wäre das Zusammenleben, wenn der Staat diese abhandengekommenen Steuermilliarden zur Verfügung hätte und beispielsweise in die bröckelnde Infrastruktur, in bessere Kitas und Schulen investieren könnte?

			Schätzungen zufolge entsteht allein durch Steuerhinterziehung in Deutschland jedes Jahr ein Schaden von rund 100 Milliarden Euro, trotzdem hört man von Politikern auffallend wenig zum Kampf gegen Steuerhinterziehung, aber umso mehr zur Bekämpfung von Sozialhilfebetrug – obwohl der geschätzte Schaden hier wesentlich geringer ausfällt. Man kann den Eindruck gewinnen, der Staat konzentriere sich auf die Straftaten von Tätern aus sozioökonomisch benachteiligten Schichten. Gleiches gilt für die kriminologische Forschung: »Wenn wir über Kriminalität sprechen, reden wir viel zu oft über Arme und viel zu wenig über Reiche«, meint James C. Oleson, ein führender amerikanischer Kriminologe.[1]

			Gleichheit und Gerechtigkeit sind zentrale Elemente unseres Rechtsstaats und der Demokratie. Wenn der Eindruck entsteht, dass der Staat Wirtschaftskriminelle nicht so konsequent verfolgt wie andere Straftäter, dann kann dies das Vertrauen in die Redlichkeit von Behörden untergraben.

			Dieses Buch kann ich überhaupt nur schreiben, weil ich keine Beamtin mehr bin. Beamt*innen müssen ihrem Dienstherrn gegenüber loyal sein. In dem Merkblatt »Hinweise zur Aufgabenerfüllung im öffentlichen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen« heißt es dazu unter anderem: »Hierbei haben sie im Rahmen der geltenden Gesetze die Politik der Landesregierung loyal zur Grundlage ihrer Arbeit zu machen und sie nach außen zu vertreten, soweit sie nicht aufgrund besonderer gesetzlicher Vorschriften an Weisungen nicht gebunden und nur dem Gesetz unterworfen sind.«[2] Seit dem Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis wird meine Meinungsfreiheit nicht mehr durch Loyalitätspflichten eingeschränkt. Nach wie vor bin ich allerdings – mein Leben lang – zur Verschwiegenheit über dienstliche Angelegenheiten verpflichtet. Selbst wenn ich Kenntnisse von illegalen Machenschaften hätte, dürfte ich darüber nicht sprechen. Dienstliche Angelegenheiten, die der Öffentlichkeit nicht bereits bekannt sind – beispielsweise durch öffentliche Hauptverhandlungen vor Gericht, – muss ich also in diesem Buch aussparen, in einigen Momenten berühren sie aber die Erzählung unmittelbar. An diesen Stellen haben wir uns deshalb für eine Markierung mit XXXXX entschieden. Worüber ich aber sprechen darf, sind Aspekte meiner beruflichen Tätigkeit, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen, außerdem über meine Ansichten, persönlichen Erfahrungen und mein Blick auf Geschehnisse, die über den Einzelfall hinausreichen.

			Während zahlreicher Vernehmungen von Beschuldigten, insbesondere bei den Cum/Ex-Ermittlungen, wurde mir Unglaubliches geschildert, mein Blick auf die Finanzbranche hat sich dadurch verändert. Ich konnte hinter die Kulissen der Glitzerwelt von Großbanken schauen und habe eine Branche erlebt, die nahezu ungehindert ihre Interessen auf Kosten der Allgemeinheit durchsetzen kann.

			Fast wäre der größte Steuerraub in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland von der Öffentlichkeit unbemerkt geglückt. Die Finanzlobby hatte über Jahrzehnte alle Hebel in Bewegung gesetzt, ihre illegalen Aktivitäten zu verschleiern und zu verharmlosen. Sie hat meinem Eindruck nach auf allen Ebenen versucht, die Arbeit von Behörden und Politik zu beeinflussen, um ihre äußerst lukrativen Geschäfte auch weiterhin ungestört durchführen zu können. Es ging um unfassbare Beträge – Schätzungen gehen von insgesamt etwa 40 Milliarden Euro aus, die uns allen allein durch Cum/Ex- und Cum/Cum-Betrug verloren gegangen sind. Den Verlust dieser Summe spüren wir jeden Tag, wenn wir vor geschlossenen Schwimmbädern stehen, Autobahnbrücken bröckeln oder das Schienennetz der Deutschen Bahn schwächelt.

			Trotz aller Widerstände ist es mir und meinen Kolleg*innen schließlich gelungen, Ermittlungen durchzuführen und Drahtzieher vor Gericht zu bringen. Der Rechtsstaat hat funktioniert und ist nicht vor dem erheblichen Gegenwind der Finanzbranche eingeknickt. Damit das auch zukünftig so bleibt, muss die Zivilgesellschaft für ihre Interessen aktiv einstehen und einen wirksamen Gegendruck zur Finanzlobby entwickeln. Dass das geht, haben die erfolgreichen Ermittlungen in Köln gezeigt. Der Staat kann sich wehren, und der Staat sind letztlich wir alle, wir Bürgerinnen und Bürger.

			Hätte ich mir das selbst zugetraut, wenn man mich vor 22 Jahren zu Beginn meiner Tätigkeit bei der Staatsanwaltschaft Köln gefragt hätte? Nein, ganz bestimmt nicht. Aber während meiner Zeit dort und insbesondere dank der Erfahrungen mit den Cum/Ex-Ermittlungen kann ich heute sagen, dass meistens viel mehr möglich ist, als man selbst glaubt. Deswegen ist dieses Buch keine Tirade über fehlendes Personal, mangelnde Ausstattung und im Alltagstrott gefangene Beamt*innen. Dieses Buch ist vielmehr eine Ermutigung, sich von Widerständen nicht einschüchtern und lähmen zu lassen, sondern sich einzumischen und für wichtige Ziele einzustehen. Wenn sich genügend Menschen zusammentun, dann können wir die Schieflage zwischen uns Bürgerinnen und Bürgern und der Finanzlobby zunächst verringern und dann überwinden. Dazu soll dieses Buch beitragen – und dafür arbeite ich mit meinem Team bei der Bürgerbewegung Finanzwende jeden Tag.

			Insbesondere bei Finanzthemen sollte die Allgemeinheit mitdiskutieren können. Die Finanzlobby ist meiner Erfahrung nach sehr gut darin, diese Themen als extrem kompliziert darzustellen, viel zu kompliziert für Journalist*innen, Behörden und Politiker*innen, viel zu kompliziert für öffentliche Debatten. Ich habe die Erfahrung gemacht, dass vieles gar nicht so komplex ist, wie es dargestellt wird, und durchaus auch für normale Menschen verständlich. Das ist eine gute Nachricht: Wir alle können uns engagieren! Der Einfluss jeder Einzelnen und jedes Einzelnen ist größer, als man zunächst denkt. Jeder hat Freund*innen, Nachbar*innen, Arbeitskolleg*innen, mit denen man diskutieren kann. Eine Stimme zählt nicht nur an der Urne, sie hat auch im Alltag Gewicht. Die schwierigen Debatten, die wir in Zukunft führen werden, können wir nur als kritische, informierte und aufgeschlossene Bürger*innen miteinander führen. Dabei ist das wirksamste Forum immer noch der Gartenzaun, die Kaffeepause, der Elternabend – warum soll man sich beim Nachbarschaftsgrillen nicht über Steuergerechtigkeit unterhalten? Erst recht, wenn der Nachbar mit seinen Kindern tags zuvor noch vor demselben geschlossenen Schwimmbad stand wie man selbst. Über Geld sollte man sprechen – ja, über Geld muss man sprechen. Das Steuergeheimnis schützt oft nur die, die keine Steuern bezahlen.

			Mir ist es ein Anliegen, solche Debatten anzustoßen. Und zwar keine Neiddebatten – ich gönne jeder Bank ihre Rendite, aber sie sollte nicht auf Kosten der Allgemeinheit zustande kommen. Ohne politischen Willen wird das ein frommer Wunsch bleiben, und der politische Wille entsteht nicht nur auf Parteitagen, sondern wird überall dort erzeugt, wo Bürgerinnen und Bürger sich begegnen, miteinander reden und für ihre Interessen einstehen.

			Mit diesem Buch möchte ich solche Gespräche anstoßen und dabei auch Einblicke in spannende Ermittlungen, den Behördenalltag und den Kampf mit übermächtig erscheinenden Gegnern geben. Ja, es ist ein Kampf zwischen David und Goliath, und es ist traurig, dass der Staat in diesem Kampf oft der Underdog ist. Aber das muss nicht so bleiben.

			Was könnte man mit 40 Milliarden in der Gesellschaft alles bewegen, und wie sähe unsere Gesellschaft aus, wenn sich alle in gleicher Weise an die Regeln halten würden? Juristisch ist die Lage zwar geklärt, aber bisher sind die meisten der fehlenden Milliarden noch nicht zurückgeholt worden. Das werden wir weiterhin einfordern müssen.

			Vor dem Gesetz sind alle gleich. Das ist der Gedanke, der uns alle leiten sollte.

		

	
		
			1. Kapitel 
Der Küchentisch-Moment

			Kaffeerunde

			Während meiner Zeit in der Steuerabteilung der Staatsanwaltschaft Köln gab es ein wöchentliches Ritual: Einmal in der Woche trafen wir uns im Büro des Abteilungsleiters auf einen Kaffee, um die neuen Fälle zu verteilen, die uns die Steuerfahndung vorgelegt hatte. Wir bekamen diese Fälle auf den Tisch, wenn Steuerhinterziehung im Raum stand und der Fall eine gewisse Größenordnung aufwies. Solche Fälle bearbeitet das Finanzamt nicht selbst, sondern legt sie der Staatsanwaltschaft vor.

			Zum damaligen Zeitpunkt hatten wir einen Abteilungsleiter, der meist gut gelaunt an seinem aufgeräumten Schreibtisch saß und uns gern Vorträge über den Zustand der Welt hielt. Die Kaffeerunden dauerten daher meist ziemlich lange und lösten bei mir und manchmal auch bei meinen Kolleg*innen angesichts der sich in unseren Dienstzimmern auftürmenden Aktenberge mitunter Nervosität aus.

			Im Büro des Abteilungsleiters traf sich also unsere Abteilung, sie bestand damals aus zwei Frauen und zwei Männern, zur »Kaffeerunde«. Komischerweise waren es immer die Frauen, die den Kaffee kochten …

			Dieser Tag im Sommer 2013 war warm, die Sonne schien durch die staubigen Fenster, wir saßen um den kleinen Konferenztisch, und ich hatte eigentlich keine Zeit für ein Kaffeekränzchen. Mein Schreibtisch war alles andere als aufgeräumt: Die Fälle stapelten sich. Gerade erst hatte ich eine sogenannte Haftsache bekommen, also einen Fall, in dem ich einen Haftbefehl beantragt und dieser auch erlassen worden war. Das hat zur Folge, dass die Ermittlungen anschließend binnen sechs Monaten abgeschlossen sein müssen, also entweder Anklage erhoben oder der Beschuldigte aus der Haft entlassen werden muss. Außerdem ist bei Haftsachen meist mit vielen Beschwerden zu rechnen. Hier war ich gerade dabei, zusammen mit dem zuständigen Steuerfahnder eine Strategie für die nächsten Ermittlungsschritte zu entwerfen. Aber es half nichts, zur Kaffeerunde mussten alle erscheinen.

			Diesmal hatte mein Vorgesetzter ein besonderes Schätzchen zu verteilen, eine Fallakte vom Bundeszentralamt für Steuern, bei der es um mutmaßlich illegale Steuererstattungsanträge durch eine Reihe von US-Pensionsfonds in Höhe von etwa 460 Millionen Euro ging. Als sogenannte »Schwerpunktstaatsanwaltschaft« waren wir für besonders erhebliche Fälle in unserem Gerichtsbezirk verantwortlich. Wegen der enormen Schadenshöhe war der Fall daher bei uns gelandet und nicht bei den Kollegen in Bonn, wo das Bundeszentralamt für Steuern seinen Dienstsitz hat.

			In unserer Kaffeerunde verstand keiner von uns so richtig, worum es bei diesen sogenannten Cum/Ex-Geschäften ging. Aber wegen der enormen Schadenshöhe und der im Raum stehenden Auslandsermittlungen war der Fall auch für uns als Schwerpunktstaatsanwaltschaft besonders.

			Eigentlich wäre dieser Fall an meine Kollegin gegangen, da sie aber nur halbtags arbeitete und von zwei kleinen Kindern auf Trab gehalten wurde, waren sich alle einig, dass ein derart riesiges Verfahren für sie unzumutbar sei. Da ich neugierig war, landete der Fall auf meinem Schreibtisch.

			In die Steuerabteilung war ich einige Zeit vorher völlig zufällig geraten. Eine Stelle musste besetzt werden, und die Bewerber*innen standen nicht gerade Schlange. Meine Vorgesetzten hatten mich ausgesucht, weil ich schon längere Zeit auf meiner vorigen Stelle gewesen war und mal wieder wechseln sollte. Ich war anfangs nicht begeistert, wirtschaftliche Themen hatten mich bis dahin nie interessiert. Auch im Studium hatte ich mich nicht mit Steuerrecht beschäftigt. Hätte ich die Wahl gehabt, dann hätte ich wohl abgelehnt. Die hatte ich aber nicht. Weil alle offenen Stellen besetzt werden müssen, können Beamt*innen in Behörden auch gegen ihren Willen versetzt werden. Man wird dann meistens von den Vorgesetzten »gefragt«, ob man mit dem Wechsel einverstanden sei. Und zwar so lange, bis man zustimmt …

			Es war also klar: Ich würde in die Steuerabteilung wechseln. Auf diese Entscheidung folgte erst mal eine Reihe schlafloser Nächte. Ich hatte nicht die geringste Ahnung von Steuerrecht. Fortbildungsmöglichkeiten gab es nicht, die wenigen Plätze für Schulungen waren schon an Kollegen vergeben worden. Ich habe mir daher auf eigene Kosten zahlreiche Bücher zum Thema Steuerstrafrecht und Steuerrecht gekauft, die Hälfte meines Büroregals damit befüllt und die Bücher leicht hektisch gelesen. Und nach kurzer Zeit merkte ich: Es geht! Ich verstehe das. Oder zumindest so viel, dass ich handlungsfähig bin. Als ich die anfängliche Angst überwunden hatte, kam die Neugier. Es hat mir Spaß gemacht, in diese Fälle einzutauchen, die Betrugssysteme und Protagonisten zu verstehen. Das Rätsel zu lösen, das jeder Fall birgt. In dieser Größenordnung gehen die Täter schlau und konspirativ vor; wenn man die Taten nachweisen will, muss man die richtige Strategie entwickeln. Telefonüberwachung? Observieren? Durchsuchen? Kann man jemanden zum Reden bringen?

			Dieser Ehrgeiz hat mich dann auch bei Cum/Ex gepackt. Direkt am Konferenztisch im Büro meines Vorgesetzten. Was ist das nun schon wieder, habe ich mich gefragt. Wie funktioniert das? Ich habe mich gern bereit erklärt, die Ermittlungen zu übernehmen. Meine Kollegin bekam im Gegenzug meine Haftsache.

			Ich kam also nach der Kaffeerunde zurück in mein Büro mit einem Fall im Gepäck, dessen Inhalt keiner einordnen konnte. Die Akte war vorher bei der Staatsanwaltschaft Bonn gewesen, bis die Vorgesetzten sich entschieden hatten, ihn wegen des hohen Steuerschadens an uns abzugeben. Also rief ich die Kollegin in Bonn an, um sie nach ihren bisherigen Erfahrungen zu fragen. Sie versuchte, mir zu erklären, worum es ging. Das alles klang für mich aber noch ziemlich undurchsichtig, und ich wurde den Eindruck nicht los, dass sie ziemlich erleichtert war, den Fall los zu sein. Deshalb war ich auch sehr gespannt, was die Kollegen vom Bundeszentralamt berichten würden, die sich für die nächsten Tage angekündigt hatten.

			Ich legte die Akte erst mal zur Seite und machte mit den anderen Fällen weiter, die schon auf meinem Schreibtisch lagen. Das waren neben einigen kleineren Fällen zwei sogenannte »Umfangsverfahren«: eines aus dem Bereich Umsatzsteuerbetrug, eines aus dem Bereich der Schwarzarbeit. Der Umsatzsteuerbetrugsfall war sehr komplex: Es ging ebenfalls um hohe Millionenschäden. Wir hatten mit Ermittlungen gegen zwei Firmen begonnen, und inzwischen standen schon elf Firmen unter Verdacht, Teil eines kriminellen Netzwerks zu sein. In diesem Netzwerk von Firmen wird so getan, als ob mit Waren wie z. B. Handys oder Softdrinks »gehandelt« wird, und diese werden dementsprechend durch vorab besprochene Lieferketten bewegt. Der Gewinn wird aber nicht aus geschicktem Handel der Waren erzielt, sondern basiert darauf, dass eine der Firmen (»missing trader«) am Anfang der Lieferkette keine Umsatzsteuer zahlt. Ihr Abnehmer macht aber trotzdem die sogenannte Vorsteuer beim Finanzamt geltend und erhält den Umsatzsteuerbetrag erstattet, obwohl die »missing trader«-Firma diese Steuer ja gerade nicht gezahlt hat. Diesen zu Unrecht erhaltenen Steuerbetrag teilen die Beteiligten unter sich auf und sind außerdem noch in der Lage, die Marktpreise zu drücken. Durch Umsatzsteuerkarusselle entstehen uns allen daher nicht nur Steuerschäden in Milliardenhöhe, sondern ehrliche Unternehmen können auch noch ins Hintertreffen geraten.

			In dem Fall, den ich zu bearbeiten hatte, handelte es sich um ein besonders komplexes und gut verschleiertes Netzwerk von Firmen. Der Zusammenhang zwischen all diesen Fällen war nur deswegen ans Licht gekommen, weil der Haupttäter seine gesamte Verwandtschaft – insbesondere seine Schwestern, Cousins und Cousinen – als Strohmänner bzw. -frauen eingesetzt hatte. Zu diesem Zeitpunkt hatten wir eine der Schwestern in Haft genommen und verhandelten mit dem Haupttäter über eine mögliche Kooperation. Er war in der Szene top vernetzt, auch international, und sollte Kontakte bis zu Al-Qaida haben.

			Im Schwarzarbeiterverfahren leitete ich die Ermittlungen gegen etwa 300 Gerüstbauer. Mit den Ermittlungen waren Polizeibeamt*innen des Landeskriminalamts Düsseldorf sowie Kölner Steuerfahnder*innen und Zöllner*innen betraut. Wir hatten Telefonüberwachungsmaßnahmen gegen die Hauptbeschuldigten geschaltet und mussten die Telefonate abhören, verschriftlichen und rechtlich beurteilen. Mindestens einmal pro Woche trafen wir uns, um den Stand der Ermittlungen zu besprechen. Einige junge Ermittler*innen waren zum ersten Mal Teil einer so großen Ermittlungsgruppe und hatten Schwierigkeiten, mit dem Tempo des Landeskriminalamts mitzuhalten. Damit alle Ermittler*innen denselben Kenntnisstand hatten und beispielsweise die abgehörten Telefonate korrekt bewerten konnten, hatte ich eine Art Schulungsprogramm aufgesetzt. Das sollte dafür sorgen, dass allen Ermittlern von Anfang an klar war, welche rechtlichen Anforderungen erfüllt werden müssen, um die Taten beweisen zu können. In der Gruppe waren alle mit großem Eifer dabei, und wir kamen trotz der außergewöhnlichen Größenordnung des Falles gut voran.

			Wegen dieser beiden großen Fälle war ich oft im LKA in Düsseldorf. Sehr zum Missfallen einiger meiner Kolleg*innen und Vorgesetzten, so habe ich es empfunden. Sie hätten es wohl lieber gehabt, wenn ich den ganzen Tag in Köln am Schreibtisch gesessen und jederzeit für ein »Schwätzchen« zur Verfügung gestanden hätte. In anderen Abteilungen der Staatsanwaltschaft war es ganz normal, eng mit der Polizei zusammenzuarbeiten. Bei Ermittlungen im Bereich Organisierte Kriminalität oder Mordermittlungen ist das gar nicht anders möglich. In der Wirtschaftsabteilung hat man davon aber nicht so viel gehalten. Ich habe zum Beispiel oft von Kolleg*innen und Vorgesetzten gehört, dass die Staatsanwaltschaft nicht zur Polizei gehe. Nein, die Polizei kommt zur Staatsanwaltschaft. Und wenn sie da ist, dann lässt man die Beamt*innen immer mindestens zehn Minuten auf dem Gang warten, bevor man sie »empfängt«. So war wohl das Rollenverständnis vieler meiner Vorgesetzten und auch einiger Kollegen. Mir ist daher oft vorgeworfen worden, ich würde zu eng mit den Ermittelnden zusammenarbeiten, mich mit ihnen »verbrüdern«. Ich war völlig anderer Ansicht. Nur gemeinsam und in enger Zusammenarbeit kann man gute Ergebnisse erzielen, das war meine feste Überzeugung. Denn wenn man viel vor Ort ist, kann man Strategien besprechen und Fragen diskutieren: Was brauchen wir für die Anklage? Nach welchen Sachverhalten müssen wir suchen? Eine Ermittlung passgenau auf die Anklage auszurichten, das ist oft nicht einfach. Die Vorschriften im Wirtschaftsstrafrecht sind ziemlich kompliziert, und im schlimmsten Fall kann es passieren, dass die Ermittler*innen akribisch und engagiert gearbeitet haben, das Ergebnis aber glatt an den gesetzlichen Vorgaben vorbeigeht. Aber auch wenn alles wunderbar ohne mich funktionieren würde, hat es nur Vorteile, vor Ort und im Austausch zu sein. Bin ich es nicht, werden mir nach zwei, drei Jahren Ermittlung 50 Kartons mit Akten in mein Büro gestellt, und ich habe fast keine Chance mehr, den Komplex in der Tiefe zu verstehen. Auch in der Strafprozessordnung steht: Die Staatsanwaltschaft leitet die Ermittlungen, sie ist »die Herrin des Ermittlungsverfahrens«. Leiten bedeutet für mich, sich aktiv einzubringen, und nicht, am Schreibtisch zu sitzen und hin und wieder jemanden zum Rapport antreten zu lassen.

			Meine Erfahrung mit einer engen und effizienten Zusammenarbeit mit dem LKA sollte sich bei der Cum/Ex-Ermittlung als großer Vorteil erweisen. Denn das waren Ermittlungen, für die es noch keine Referenzfälle gab, keine Ermittlungsroutinen, keine etablierte Rechtsprechung. Es waren Ermittlungen, bei denen wir am Anfang nicht genau wussten, wonach wir suchen müssen. Die Ergebnisse gemeinsam zu interpretieren, rechtlich einzuordnen und sich gemeinsam vorzutasten, machte die Sache für uns alle viel einfacher.

			Das kann nicht legal sein!

			Ein paar Tage nach der schicksalhaften Kaffeerunde besuchten mich die Kolleg*innen vom Bundeszentralamt für Steuern, um mir zu erklären, was es mit diesem Fall auf sich habe. Ich hatte mir inzwischen ein paar Fachaufsätze zum Thema angesehen, aus denen ich allerdings nicht recht schlau geworden war. Die Aufsätze wimmelten von nebulösen Begriffen wie »Marktineffizienzen«. Angeblich sollten die wahnsinnig hohen Gewinne von Cum/Ex-Transaktionen einzig und allein auf der Ausnutzung von Marktineffizienzen rund um den Tag, an dem Unternehmen ihre Dividenden ausschütten, beruhen. Auf mich wirkte das überhaupt nicht überzeugend, deswegen war ich sehr gespannt auf den Besuch des Bundeszentralamts.

			Ich empfing die Kolleg*innen im einzigen Besprechungsraum der Staatsanwaltschaft Köln, den ich für zwei Stunden reserviert hatte. Ich hatte wie üblich Kaffee aufgesetzt und Becher auf dem Tisch verteilt. Das Ergebnis sah dann immer ein wenig aus wie in meiner alten WG: Bei den Bechern und Tassen handelte es sich um solche, die die Kolleg*innen mitgebracht hatten. Wohl vor allem diejenigen, die zu Hause nicht vermisst werden. Daher stand in den Regalen unserer Kaffeeküche ein buntes Sammelsurium unterschiedlichster Tassen und Becher, einige versehen mit Lebensweisheiten wie »Wenn der Kuchen spricht, haben die Krümel Pause«.

			Die Kolleg*innen des Bundeszentralamts waren sehr nett und freundlich, aber leider auch sehr förmlich. Sie erklärten die Problematik anhand zahlreicher PowerPoint-Vorlagen mit vielen Kreisen, Pfeilen und noch viel mehr Fachbegriffen. Mir ging das alles viel zu schnell, und die Hälfte der Fachbegriffe kannte ich nicht. Ich muss ehrlich gestehen, dass ich nicht viel verstanden habe. Klar ist allerdings geworden, dass die Kolleg*innen ziemlich unter Druck standen. Diverse Investoren und ihre Anwälte konnten es nicht fassen, dass ihnen besagte 460 Millionen Euro nicht ausgezahlt worden waren. Sowohl die Sachbearbeiterin als auch die gesamte Behörde war schon verklagt worden. Selbst wenn es bei Wirtschaftskriminalität oft hoch hergeht, weil die Täter meist vermögend sind und sich deswegen teure Anwälte leisten können, diese Situation war schon sehr ungewöhnlich.

			Schließlich verabschiedete sich die kleine Delegation, und ich blieb mit der Akte und der PowerPoint-Präsentation einigermaßen ratlos zurück.

			Der Rest des Tages verging hektisch mit allen möglichen anderen Aufgaben. Erst am Abend, bei mir zu Hause in der Wohnung, hatte ich Zeit und Muße, mir das Material des Bundeszentralamts noch mal genauer anzusehen. Es war ein Spätsommerabend, es war noch warm, aber schon dunkel. Ich erinnere mich noch gut, wie ich mich nach dem Abendessen und den Nachrichten an meinen Küchentisch gesetzt und mir das Material in Ruhe angeschaut habe. Ich weiß noch, wie ich da saß und die Abläufe Schritt für Schritt skizzierte. Und siehe da, plötzlich wurde mir klar, warum wir ein Problem hatten. Ein ziemlich großes Problem, in diesem Fall eines von 460 Millionen Euro: Die Ablaufskizze zeigte ein Kreisgeschäft, bei dem der Cum/Ex-Käufer sich Steuern erstatten lässt, die der (Leer-)Verkäufer vorher gar nicht gezahlt hat. Das sieht ja genauso aus wie die Umsatzsteuerkarusselle, die ich schon seit Jahren bearbeite, dachte ich. Nur dass es keine Warenkreisgeschäfte, sondern Aktienkreisgeschäfte sind.

			Für Umsatzsteuerkarusselle gab es damals schon zahlreiche Gerichtsurteile und eine gefestigte Rechtsprechung: Die Gerichte hatten einheitlich geurteilt, dass man sich Steuern, die nicht gezahlt worden sind, nicht erstatten lassen kann. Und sie hatten auch geurteilt, dass man sich nicht einfach mit Unwissenheit herausreden kann, wenn man mit Firmen Geschäfte macht, die zahlreiche Auffälligkeiten aufweisen: wenn man also beispielsweise von einem Lieferanten Waren abkauft, die erheblich billiger sind als üblich und der Lieferant auch noch ganz plötzlich im Markt erscheint und riesige Mengen an Waren anbietet, obwohl er weder über eine echte Firmenadresse noch Lagerräume verfügt oder Werbung macht. Eine derartige Situation ist für die »normale« Geschäftswelt derart ungewöhnlich, dass man davor nicht einfach die Augen verschließen kann.

			Als ich meine Skizze vor mir sah und die Parallelen zu Umsatzsteuerkarussellen erkannte, war ich mir sicher: Cum/Ex kann auf keinen Fall rechtmäßig sein. Wenn sich das alles so herausstellen würde, wie es in diesen Unterlagen beschrieben ist, dachte ich an meinem Küchentisch, dann ist das auf jeden Fall strafbar.

			Mit dieser Erkenntnis setzte ich mich noch ein wenig auf meinen Balkon in die Dunkelheit und dachte darüber nach, wie ich den Fall angehen könnte. Eines war klar, die beste Stelle für internationale Ermittlungen war das LKA in Düsseldorf. Ich beschloss, gleich am nächsten Tag dort vorzufühlen, ob sie die Ermittlungen übernehmen könnten.

			Was ich damals noch nicht wusste: dass es um viel mehr Geld ging als um 460 Millionen Euro. Nicht um Millionen, sondern um Milliarden. Um etwas, das später als der größte Steuerbetrug in der Geschichte der Bundesrepublik bezeichnet werden würde. Ebenso wenig wusste ich, dass diese Ermittlung Jahre dauern würde. Jahre, in denen ich eine weltweit agierende Szene kennenlernen würde, die sich darauf spezialisiert hat, unsere Steuergelder zu ergaunern.

			Ermittlung von Steuerhinterziehung

			Die Ermittlungen in Wirtschaftsstrafsachen sind meistens ziemlich mühsam und langwierig, und es geht gerade bei Steuerhinterziehung oft um enorme Schadenssummen. Dahinter stecken überwiegend Täter, die sehr gut verdienen, aber trotzdem noch mehr wollen und auch zu illegalen Methoden greifen. Ein entscheidender Faktor, ob man zu kriminellen Mitteln greift oder nicht, ist laut der kriminologischen Forschung das Entdeckungsrisiko. Und das ist gerade im Bereich der Wirtschaftskriminalität leider ziemlich gering. Finanzämter, Zoll, Polizei und Justiz setzen ausgerechnet in diesem Bereich relativ wenig Personal ein. Die Kollegen in der Betriebsprüfung, die Unternehmen und Banken vor Ort prüfen, haben aber kaum Zeit, ihre viel zu vielen Fälle ausreichend und akribisch zu bearbeiten. So können schon dort Betrügereien übersehen werden. Werden sie erkannt und an die Steuerfahndung abgegeben, geht es den Kollegen dort nicht anders: viel zu viele Fälle, viel zu wenig Zeit. Bei den Staatsanwaltschaften setzt sich das ebenso fort. Es kann daher nicht verwundern, dass gerade die besonders komplexen und hochprofessionell verschleierten Wirtschaftsstraftaten selten ausreichend ermittelt werden (können). Selten kommen solche Fälle zur Anklage. Vielmehr wird oft von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, das Verfahren nach § 153 a Strafprozessordnung auf Grundlage einer Ermessensentscheidung gegen Zahlung einer Geldauflage einzustellen.

			Einen »Deal« machen, so heißt das. Solche Deals sind nur ausgeschlossen in Fällen, die gesetzlich als Verbrechen eingestuft sind und für die mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe verhängt werden muss. Der Straftatbestand der Steuerhinterziehung, geregelt in § 370 Abgabenordnung, hat aber keinen solchen Verbrechenstatbestand, und daher kann Steuerhinterziehung, egal welchen Ausmaßes, grundsätzlich gegen Geldauflage eingestellt werden. Auf diese Art und Weise fließt zwar direkt ein Geldbetrag an den Staat – allerdings sind die meisten Täter noch nicht einmal bereit, den angerichteten Steuerschaden wiedergutzumachen. Daher fließt bei einem Deal oft nur ein Bruchteil der Summe, die im Falle einer Verurteilung fließen würde. Ich glaube, hinter der Tendenz, lieber schnell einen Deal abzuschließen, als sich den Fall erst mal in Ruhe anzuschauen, steckt die Befürchtung, der Fall sei unendlich kompliziert und man habe am Ende ohnehin keine Chance, ihn zu lösen. Das ist natürlich genau der Eindruck, den die Anwälte von Wirtschaftsstraftätern erzeugen wollen. Sie treten uns Beamten gegenüber meist sehr arrogant auf: schicker Anzug, teure Uhr und eine Attitüde, die deutlich macht: Ihr kleinen Rädchen in der Staatsanwaltschaft, ihr kommt sowieso nicht gegen uns an. Das soll wohl einschüchternd wirken. Bei mir hat das zum Glück nie funktioniert. Auf mich wirkte so ein Gehabe eher lächerlich.

			Unmittelbar vor meinem Wechsel in die Wirtschaftsabteilung der Staatsanwaltschaft war ich an die Gnadenstelle des Gerichts abgeordnet worden. An der Gnadenstelle wird entschieden, ob trotz rechtskräftigem – also endgültigem – Abschluss eines Strafverfahrens eine Strafe doch noch einmal korrigiert werden kann, und zwar unter Gnadengesichtspunkten. Derartige Gnadengründe, die teils in der Strafprozessordnung, teils in den Gnadenordnungen der Bundesländer geregelt sind, können z. B. eine schwere Erkrankung des Verurteilten oder die Notwendigkeit einer Therapie sein, aber auch Irrtümer in der Urteilsfindung, die erst nachträglich bekannt werden. Gnadengründe können dazu führen, dass der Strafantritt für gewisse Zeit ausgesetzt oder die Strafe gemildert wird.

			Einige meiner Kolleg*innen hatten mich vor der Gnadenstelle gewarnt. Das sei eine Stelle für ältere Kollegen, die schon am Ende ihrer Laufbahn stünden. Aber mich hat die Arbeit bei der Gnadenstelle interessiert, weil man dort sehr eng mit den Betroffenen (und ihrer persönlichen Geschichte) in Kontakt kommt. In der Gnadenstelle sind mir Menschen in ziemlich verzweifelter Lage begegnet. Menschen, die sich wirklich bemüht haben, zum Beispiel dem Drogensumpf zu entkommen, und denen das oft nicht gelungen ist. Manche von ihnen habe ich über Monate betreut und beobachtet, wie sie immer wieder Anläufe genommen und immer wieder auf ein normales Leben ohne Drogen gehofft haben. Wenn sie eine neue Freundin kennengelernt hatten und sich zum ersten Mal im Leben unterstützt fühlten, wenn sie einen neuen Job bekommen hatten und ihr Arbeitgeber ihnen trotz ihrer Vergangenheit eine Chance geben wollte. Jedes Mal hofften sie auf eine Perspektive im Leben, auf ein »normales« Leben mit Arbeit, Freunden, Familie. Aber fast genauso oft hat sie ihr altes Leben wieder eingeholt, die alten Verhaltensmuster, die alten Freunde. Etwas, das sie aus der Bahn geworfen hat. Viele hatten schlimme Familiengeschichten, geprägt von Gewalt und auch Drogen, und oft Traumatisches erlebt. Sie hatten noch nie Halt und Unterstützung bekommen und kämpften sich durchs Leben. Mir ist damals vor Augen geführt worden, wie privilegiert und behütet ich aufgewachsen bin.

			An einen Fall erinnere ich mich besonders gut. Es ging um einen Mann, der wegen Drogenmissbrauchs und Beschaffungskriminalität in vielen Fällen zu mehreren Bewährungsstrafen verurteilt worden war. Als ich ihn kennenlernte, weil er einen Gnadenantrag gestellt hatte, war er rückfällig geworden und bei einem kleinen Ladendiebstahl erwischt worden, und nun sollten sämtliche Bewährungen widerrufen werden. Das hätte für ihn mehrere Jahre Gefängnis bedeutet.

			Der Mann hatte erst in der Oberstufe des Gymnasiums mit dem Konsum von Drogen angefangen, war aber dann sofort an harte Sachen wie Heroin geraten und ist dann sehr schnell abgerutscht. Mehrere Jahre war er ganz unten, ohne Ausbildung, ohne festen Wohnsitz, ohne Job. Dann fand er aber tatsächlich die Kraft, dem Sumpf zu entkommen, und hat sich ein Leben aufgebaut. Er lernte eine Frau kennen, bekam ein Kind, trat eine Stelle an. Ein paar Jahre, vielleicht vier oder fünf, lebte er in stabilen Verhältnissen. Wegen beruflichen Stresses hatte er besagten Rückfall erlitten, und mit den Drogen kamen auch wieder kleinere Straftaten. In dieser Phase habe ich ihn kennengelernt, weil ich prüfen musste, ob er ins Gefängnis musste oder ob noch ein letztes Mal – gnadenweise – Bewährung mit Therapieauflage möglich wäre: Er entwickelte sich ja insgesamt positiv, hatte eine Arbeitsstelle in einer Schreinerei gefunden. Er war sehr glücklich über die Chance, die ihm sein Arbeitgeber gab, und die Arbeit machte ihm viel Spaß.

			Ich habe ihn über Monate begleitet, und er hat mir sehr offen und glaubwürdig von sich erzählt. Dass sein Vater alkoholabhängig gewesen sei und er selbst auf keinen Fall so ein Vater sein wolle, wie wichtig ihm das sei, sein Kind aufwachsen zu sehen und für das Kind da zu sein. Er war wirklich motiviert und konnte seine Probleme gut beschreiben, war intelligent und reflektiert. Aber dann hat er sich plötzlich nicht mehr gemeldet. Er war erneut rückfällig geworden und beim Ladendiebstahl und Schwarzfahren erwischt worden. Wir konnten seine Strafen nicht mehr in Bewährungsstrafen umwandeln. Er musste für mehrere Jahre ins Gefängnis, verlor seine Arbeitsstelle und auch seine Familie. Das war furchtbar tragisch.

			Diese Menschen werden nicht aus einer Position der Stärke heraus kriminell, sondern oft aus Zwangslagen heraus. Bei Wirtschaftskriminellen ist das meist genau andersherum: Sie haben schon ein gutes Leben und werden trotzdem kriminell. Vielleicht sind auch die Erfahrungen in der Gnadenstelle der Grund dafür gewesen, dass ich bei der Verfolgung von Wirtschaftskriminellen nicht lockergelassen habe.

			Das Landeskriminalamt

			Als ich das nächste Mal beim LKA in Düsseldorf war, habe ich den Cum/Ex-Fall dort vorgestellt. Ich hatte Glück: Ein Kommissionsleiter hatte gerade einen Fall abgeschlossen und war offen für einen neuen. Ich warb ein bisschen für den Fall und war sehr froh, dass er eingeschlagen hat. Beim LKA ist es nämlich so, dass die Kommissionsleiter*innen sich ihre Fälle aussuchen können. Und dieser war ein sehr engagierter Ermittler, mit viel Erfahrung. Er hat dann ein kleines Team von vier oder fünf Kriminalbeamt*innen zusammengestellt, darunter auch ein weiterer sehr erfahrener und kompetenter Ermittler. Ich habe mich riesig über diese Einsatzgruppe gefreut.

			Vor der Fallabgabe an uns hatte das Bundeszentralamt schon intensiv bei den Cum/Ex-Akteuren nachgefragt. Die Mitarbeiter hatten aber nur ausweichende oder gar keine Antworten erhalten. Der Ton war zunehmend gereizter geworden, und Dienstaufsichtsbeschwerden und Klagen gegen die Sachbearbeiter*innen und sogar die gesamte Behörde folgten. Daher war klar: Informationen und Beweismittel würden uns nicht freiwillig zur Verfügung gestellt werden. Wir mussten Durchsuchungen organisieren. Also haben die Kolleg*innen vom LKA die Unterlagen des Bundeszentralamts gesiebt und Firmen, Kanzleien etc. identifiziert, bei denen wir möglicherweise Beweise finden könnten.

			Nach etwa zwei Monaten kamen sie mit dem Ergebnis: Beweismittel könnten bei Banken, Fonds, Brokern oder anderen Unternehmen aus 14 Ländern zu finden sein, darunter Luxemburg, Großbritannien, die Cayman Islands und Malta. Meines Wissens hatte bis dahin noch nie eine Staatsanwaltschaft wegen Wirtschaftskriminalität gegen Akteure in 14 Ländern ermittelt. Das hat unter anderem strukturelle Gründe: Die internationale Zusammenarbeit ist üblicherweise aufwendig und langwierig, und die Strafverfolgungsbehörden sind personell für solche intensiven Ermittlungen nicht gut ausgestattet. Daher haben wir in unserer Ermittlungsgruppe auch darüber diskutiert, ob wir derart umfangreiche Ermittlungen und eine solche Mega-Durchsuchungsaktion überhaupt stemmen könnten. Ich war dafür, es zu versuchen, denn ich habe schwierige Bedingungen immer als Herausforderung betrachtet. Was hatten wir schon zu verlieren, wenn wir es versuchten?

			Natürlich bedeuten solche Ermittlungen viel Arbeit: Überstunden, Wochenendarbeit, Aktenlektüre in den Ferien. In einer Großkanzlei hätte ich wahrscheinlich auch nicht mehr gearbeitet als in der Steuerabteilung der Staatsanwaltschaft Köln. Aber ich war immer motiviert und wollte diese Fälle lösen. Viele Kollegen haben geunkt, der Aufwand lohne sich nicht, es komme doch sowieso nichts heraus dabei. Ich glaube, einige waren der Meinung, ich hätte mich öfter mal auf einen »Deal« einlassen und nach § 153a Strafprozessordnung einstellen sollen. Dann wäre ohne großen Aufwand Geld geflossen, auch wenn es nur wenig gewesen wäre. Wer soll sich da schon beschweren? Die Täter wohl kaum, und die Öffentlichkeit bekommt das ja sowieso nicht mit und kann meist auch gar nicht beurteilen, ob die rechtlichen Vorgaben eingehalten worden sind oder nicht. So etwas oder so etwas Ähnliches habe ich oft gehört.

			Diese Mutlosigkeit der Behörden hat mich persönlich immer genervt. Bei Ermittlungen gegen Drogendealer stellt ja auch keiner die Frage, ob sich der Aufwand »lohnt« und ob denn wirklich jeder Drogendealer verfolgt werden »muss«. Rein rechtlich gelten für Ermittlungen im Bereich Wirtschaftskriminalität und Drogenhandel dieselben Regeln. Deswegen hat es mir nicht eingeleuchtet, warum man bei Wirtschaftskriminalität weniger engagiert ermitteln sollte. Ich habe Steuerhinterziehung von Beginn an genauso konsequent verfolgt wie Straftaten aus anderen Kriminalitätsbereichen. Dabei habe ich erlebt, dass es viele Kolleg*innen gibt, die sich von der schwierigen Ausgangssituation nicht entmutigen lassen und engagiert ermitteln. Und so ist es uns trotz Personalmangels, fehlender technischer Ausstattung und oft sehr viel Gegenwehr von den Strafverteidigern dank des Engagements vieler Ermittler*innen immer gelungen, auch in großen und komplexen Verfahren die Ermittlungen abzuschließen, Anklagen zu erheben und Verurteilungen – oft zu mehrjährigen Freiheitsstrafen – zu erwirken. Klar, das war alles ziemlich anstrengend. Aber die enge Zusammenarbeit im Team, die Zeitnot und die viele Gegenwehr schweißen das Team oft eng zusammen. Ich erinnere mich noch an diverse Telefonate an Abenden und am Wochenende mit Ermittler*innen, die alles gaben, um die engen Fristen einhalten zu können. Und daran, wie zufrieden wir alle waren, wenn wir dann trotz aller Widerstände die Ermittlungen zusammen hinbekommen haben.

			Ich glaube, es waren diese Erfahrungen, die mich dazu verleitet haben, den Kollegen vom LKA zu sagen: »Razzia in 14 Ländern? Lasst es uns versuchen!« Die haben kurz geschluckt und dann gesagt: »Okay, lasst es uns versuchen …«

			Wenn ich in den nächsten Monaten morgens nach Düsseldorf gefahren bin, konnte ich oft folgende Szene beobachten: Sirenen ertönten, eine Rettungsgasse bildete sich, und gepanzerte schwarze Limousinen fuhren in extrem hohem Tempo mit Blaulicht und Eskorte über die Rheinbrücke, in dieselbe Richtung wie ich. Sicherheitstransporte, in denen Angeklagte zum Hochsicherheitsgefängnis des Oberlandesgerichts in Düsseldorf transportiert wurden, wo zum Beispiel Terrorismusprozesse verhandelt werden.

			Direkt neben dem Hochsicherheitsgefängnis liegt ein riesiger, moderner Bau mit großer Fensterfront: das Landeskriminalamt. Geht man hinein, steht man in einem gigantischen offenen Foyer vor einer Fensterfront über mehrere Etagen. Wenn man am Empfang wartet, kann man sich schon mal ein bisschen klein fühlen. Geht man dann weiter zu den Büros, wird es bescheidener: rote Teppichauslegeware und in der Regel sehr enge, kleine Büros und Besprechungsräume mit weißen Einbauschränken. An den Kreuzungen der Gänge sind jeweils Toiletten und eine Teeküche. In den Teeküchen kann man Kaffee kochen und findet dort auch meistens Kuchenreste oder Süßigkeiten aus Einsatzbesprechungen oder Nachtschichten … Gemeinschaftskühlschränke gibt es dort natürlich auch. Und wie das immer so ist: Jeder stellt etwas in den Kühlschrank – alle vergessen es dann. Man musste wirklich aufpassen, wenn man im LKA auf der Suche nach Milch war … genau wie in jeder anderen Behörde.

			Essenziell war für uns alle der Schrank mit den Snacks. Regelmäßig ist jemand zur Metro gefahren und hat den Schrank mit Schokoriegeln, Weingummi und Chips aufgefüllt. Jeder konnte sich aus dem Schrank versorgen und hat in eine Liste eingetragen, was er entnahm. Einmal im Monat wurde das Geld eingetrieben. Dabei konnte man sehen, wie viele Striche jeder angesammelt hatte. Meine Ermittler*innen und ich lieferten uns regelmäßig ein Rennen um Platz eins auf der Süßkram-Liste. Vielleicht war das einer der Gründe für die ausgeglichene Stimmung in unserer Gruppe.

			Schwierig für mich war, dass die Gänge im LKA so lang sind und alle haargenau gleich aussehen. Ich besitze überhaupt keinen Orientierungssinn, und vor allem am Anfang habe ich mich dort ständig verlaufen. Das war insofern ein bisschen peinlich, als ich vom LKA nur einen sogenannten »Gast-Dongel« erhalten hatte, also einen Chip zum Öffnen der Zwischentüren. Allerdings konnte ich bloß die Zwischentüren auf direktem Weg zu »meinen« Ermittler*innen öffnen. Wenn ich in den falschen Gang abbog, stand ich schon mal vor verschlossenen Türen oder vor fremden Büros.

			Während der Zeit, in der ich regelmäßig beim LKA war, herrschte dort Raumnot. Erst später wurden weitere Gebäude dazugemietet, und die Lage entspannte sich etwas. Aber als wir die Ermittlungen anfingen, war es sehr voll, deswegen konnte mir kein eigenes Büro zur Verfügung gestellt werden. Ich saß entweder bei den Ermittlern mit in den kleinen Zimmern, oder ich habe den Vernehmungsraum genutzt, wenn der nicht gebraucht wurde. Der Vernehmungsraum war im Prinzip ein kleines Büro. Auch der hatte rote Auslegeware und weiße Einbauschränke und einen Schreibtisch in der Mitte. Das einzig Auffällige waren die vergitterten Fenster. Einer der Kronzeugen, den ich in diesem Raum später oft vernommen habe, beschwerte sich anschließend. Furchtbar sei dieser Raum gewesen, beengt und mit vergitterten Fenstern. Ich habe die ganze Zeit dort gesessen.

			Das LKA ist vielleicht nicht besonders glamourös, aber modern und technisch gut ausgestattet. Wenn ich nicht gerade in einem der Gänge herumirrte oder vor einer verschlossenen Tür stand, habe ich mich dort immer wohlgefühlt. Für die Ermittler*innen war es anfangs ein bisschen ungewohnt, dass die Staatsanwältin so oft vor Ort war. Aber wir hatten ein gutes Verhältnis, und jeder erkannte den Mehrwert für die Ermittlung. Später, als der Fall immer größer wurde und ich als Abteilungs- und dann als Hauptabteilungsleiterin eine andere Funktion hatte, bedauerten es einige, dass ich nicht mehr so oft in Düsseldorf vor Ort sein konnte.

			In der Anfangsphase der Ermittlung hatten wir alle überhaupt keine Vorstellung, mit wem oder was wir es zu tun bekamen. Wir kannten die Protagonisten nicht, wir kannten den konspirativen Slang der Händler nicht, wir kannten die ganze Börsenwelt nicht. In Fachzeitschriften gab es damals Berge von merkwürdigen Aufsätzen zu Cum/Ex, die einem weismachen wollten, der Profit stamme aus »Marktineffizienzen«, die immer einmal im Jahr genau an dem Tag auftreten würden, an dem die Dividenden ausgezahlt wurden. Das kam mir nicht besonders überzeugend vor. Ich habe Wirtschaftswissenschaftler gefragt, die als sogenannte Wirtschaftsreferenten die Staatsanwaltschaft und das LKA unterstützten: »Kann das sein? Können Marktineffizienzen für derartig hohe Gewinne ursächlich sein?« »There is no free lunch«, antwortete jeder, den ich gefragt habe. Keiner hat etwas zu verschenken, schon gar nicht so viel und auch noch regelmäßig, immer zur selben Zeit. Also habe ich die Aufsätze zur Seite gelegt und mir gesagt: Jetzt ermitteln wir erst mal den tatsächlichen Sachverhalt. Und finden heraus, ob der so ist, wie die Aufsätze es schildern, oder so, wie die Ermittler vermuten.

			Schon nach der ersten Durchsicht unseres Falles haben wir Auffälligkeiten festgestellt: Um Steuererstattung hatten US-Pensionsfonds gebeten. US-Pensionsfonds finanzieren eigentlich die Altersvorsorge von Arbeitnehmer*innen. Aber es gab in dieser Struktur gar keine Arbeitnehmer*innen, sondern bei jedem Fonds nur eine einzige Person im Hintergrund. Außerdem waren einige der US-Pensionsfonds erst ein paar Wochen oder sogar Tage vor den Cum/Ex-Transaktionen gegründet worden. Nur für den Zweck des Cum/Ex-Betrugs?, haben wir uns gefragt. Bei einigen US-Pensionsfonds entdeckten wir außerdem ein komplexes dahinterliegendes Netz von zwischengeschalteten Firmen. Komplexe, wirtschaftlich sinnlose Strukturen sind ein typisches Signal für Wirtschaftskriminalität, da sie immer nur Kosten verursachen und daher wirtschaftlich wenig sinnvoll sind. Es liegt nahe, dass sie einem anderen Zweck dienen: der Verschleierung. Wenn dann noch mehrfach dieselben Menschen hinter diesen Firmen stehen, dann wird man als Ermittlerin misstrauisch.

			Die Ermittler*innen haben alle Firmen aus den Steuerunterlagen samt den dahinterstehenden Personen überprüft, und siehe da: Es wimmelte nur so von Auffälligkeiten. Anschließend haben wir uns gefragt, wo genau denn nun Beweismittel zu finden sein könnten. Einige Firmen existierten schon gar nicht mehr. Also musste man sich die dahinterstehenden Personen ansehen. Wo wohnen sie? Wo arbeiten sie, bzw. was machen sie heute? Da die Akteure über den ganzen Globus verstreut waren, war das schwer zu ermitteln. Viele Staaten haben kein Einwohnermeldesystem. Neben Datenbanken mit Handelsdaten haben wir auch in sozialen Netzwerken recherchiert und zum Beispiel anhand von geposteten Fotos Aufenthaltsorte ermittelt.

			Als wir das Netzwerk an Firmen und Personen im Großen und Ganzen ermittelt hatten, musste ich mich um die juristische Seite der Razzia kümmern und die Behörden in 14 Ländern um Rechtshilfe bitten. Bevor man ein derartiges internationales Rechtshilfegesuch stellen kann, muss man belegen, dass die Durchsuchung – wenn sie in Deutschland stattfinden würde – hier zulässig wäre. Für jeden Durchsuchungsort bei einer Person oder einem Unternehmen muss ein Beschluss bei einem deutschen Ermittlungsrichter beantragt werden. Wie sich herausstellte, machte das in Summe etwa 280 Anträge. Da in jedem Antrag genau die jeweilige Verdachtslage beschrieben werden muss und außerdem zu erläutern ist, warum wir dort welche Unterlagen vermuten, hatte jeder Antrag einen Umfang von ungefähr 25 Seiten.

			Zwischendurch musste ich auch noch ein paar andere Probleme lösen, darunter zum Beispiel den Gerüstbauer-Fall. Einige der Verdächtigen waren hellauf empört, weil sie ausgerechnet über Karneval in Haft saßen. Es folgten eine Menge Haftbeschwerden und viel Geschrei bei den Haftprüfungsterminen vor dem Richter, was den zum Glück wenig beeindruckt hat.

			Der Haupttäter des Umsatzsteuerbetrugsfalls hatte sich inzwischen abgesetzt, und auch hier musste ein Haftbefehl beantragt werden. Nachdem der Ermittlungsrichter den Haftbefehl erlassen hatte, wurde der Täter weltweit zur Fahndung ausgeschrieben. Da wir keine Idee hatten, wo er sich aufhielt, stellten wir den Fall den Zielfahndern beim LKA vor. Sie erklärten uns, dass sie die Täter meistens finden würden, die Suche aber erfahrungsgemäß eine Weile dauern könne. Sie rechneten hier mit mindestens einem Jahr. Ich dachte: Prima, das passt ja zeitlich gut. Dann vernehme ich zuerst die Gerüstbauer, schließe diese Ermittlungen ab und beantrage dann die 280 Durchsuchungsbeschlüsse und organisiere die Durchsuchungen in 14 Ländern. Und nächstes Jahr, wenn wir die Zielperson gefunden haben, mache ich mit dem Umsatzsteuerbetrugsfall weiter …

			Es kam aber mal wieder alles anders als geplant: Nur eine Woche, nachdem wir sie zur Fahndung ausgeschrieben hatten, stieg die Zielperson in den USA mit Klarnamen in ein Flugzeug und wurde festgenommen. Nun musste ein sogenannter Auslieferungsantrag gestellt werden, und zwar binnen einer sehr kurzen Frist. Dummerweise hatte in ganz Nordrhein-Westfalen bis zu diesem Zeitpunkt noch nie jemand an die USA einen solchen Antrag auf Auslieferung gestellt. Ein Auslieferungsantrag muss innerhalb der Staatsanwaltschaft allen Vorgesetzten vorgelegt werden, die Generalstaatsanwaltschaft passieren und wird schließlich dem Justizministerium und dem Bundesamt für Justiz vorgelegt. Keine dieser Stellen konnte mir sagen, wie ein solcher Antrag auszusehen hatte.

			Zum Glück war der Kollege im Justizministerium in Washington jedoch sehr hilfsbereit. Er gab mir jede Menge Tipps zu den rechtlichen Voraussetzungen in den USA, und letztendlich – nach etwa einem Jahr – wurde der Täter tatsächlich nach Deutschland ausgeliefert und ist später zu einer langjährigen Freiheitsstrafe verurteilt worden.

			280 Beschlussanträge

			Im Frühjahr 2014 lief alles parallel ab: die Beantragung der Cum/Ex-Durchsuchungsbeschlüsse und der Rechtshilfeersuchen, die Haftbeschwerden und Vernehmungen der Gerüstbauer und die Korrespondenz mit den US-Behörden wegen der Auslieferung. Dass sich die Fälle auf dem Schreibtisch häufen oder plötzlich kompliziert werden, dass knappe Fristen einzuhalten sind, kann bei der Staatsanwaltschaft immer wieder vorkommen. Im Prinzip gibt es dann die Möglichkeit, eine sogenannte Überlastungsanzeige zu stellen. Mit dieser Anzeige meldet man seinem Vorgesetzten, dass die Arbeit in der zur Verfügung stehenden Zeit nicht zu bewältigen ist. Die Vorgesetzten müssen dann prüfen, ob wirklich eine Überlastung vorliegt. Wenn sie das bejahen, muss entschieden werden, ob der Fall auf andere Kolleg*innen verteilt wird oder ob das Problem weitergemeldet und um mehr Personal gebeten wird. Das ist aus meiner Sicht eine sehr vernünftige Vorgehensweise, denn damit können strukturelle Probleme wie Personalmangel angezeigt werden. Denn diese gibt es: Im März 2025 meldete der deutsche Richterbund, dass aktuell in Deutschland 930 000 Fälle unerledigt auf Schreibtischen von Staatsanwält*innen liegen. Außerdem, dass 2024 mehr als 60 dringend Tatverdächtige aus der Untersuchungshaft entlassen werden mussten, weil Fristen verstrichen waren[3].

			Mein Eindruck war: Die meisten Vorgesetzten haben Überlastungsanzeigen nicht gern gesehen. Sie wiesen einen dann darauf hin, dass die anderen Kollegen ja auch keine Überlastungsanzeigen abgeben würden, also der Eindruck entstehen könne, man sei im Vergleich zu den anderen Kollegen »nicht belastbar«. Das hat bei vielen Kolleg*innen Wirkung gezeigt. Jede*r hat versucht, irgendwie klarzukommen. In einer solchen Situation ist es verführerisch, keinen »Anfangsverdacht« anzunehmen, also gar nicht erst mit den Ermittlungen zu beginnen, wenn ein neues kompliziertes und langwierig erscheinendes Verfahren auf den Tisch kommt. Oder die Ermittlungen schnell und »einverständlich« durch einen Deal zu beenden. Für beide Vorgehensweisen gibt es einen gewissen rechtlichen Spielraum. Ich halte es für menschlich nachvollziehbar, dass in einer Belastungssituation dieser Spielraum mehr in die eine als in die andere Richtung ausgenutzt wird. Insbesondere, wenn die schnelle Erledigung eines Ermittlungsverfahrens als Qualitätsmerkmal der Arbeit von Staatsanwalt*innen betrachtet und nicht so genau hingesehen wird, auf welchem Weg sie zustande gekommen ist. Das ist keine ermutigende Ausgangssituation und eine offene Flanke für Anwälte, die einen Deal abschließen wollen und uns Staatsanwält*innen zu verstehen geben, dass wir sowieso keine Chance hätten, das Verfahren jemals zu Ende zu bringen.

			Mir war für Cum/Ex inzwischen zum Glück ein Kollege zur Seite gestellt worden. Er war natürlich noch nicht eingearbeitet, aber trotzdem eine große Hilfe, und wir haben die 280 Beschlussanträge gemeinsam gut bewältigt. Und dann wäre fast die komplette Razzia an der Hardware-Ausstattung meiner Behörde gescheitert: Wir besaßen damals kein Druckernetzwerk, ich hatte nur ein kleines »Büromöhrchen«, einen Drucker, der lediglich ein paar Seiten in der Stunde drucken konnte. Die Beschlussanträge waren aber zusammen ungefähr 7000 Seiten stark, das war mit meinem Drucker nicht zu schaffen. Also habe ich die Ermittler*innen beim LKA gefragt, ob ich dort drucken dürfe, sie hatten ein leistungsstärkeres Gerät. Ich durfte. In den nächsten zwei Wochen stand ich im Kopierraum des LKA und druckte 7000 Seiten aus, jeweils 25 Seiten zusammengetackert und in die Akte geheftet.

			Eurojust in Den Haag

			Die Arbeit hat sich gelohnt: Alle 14 Länder haben der Rechtshilfe zugestimmt. Der erste Schritt war getan, nun musste die Umsetzung der Durchsuchung organisiert werden. Dazu haben wir Eurojust in Den Haag eingeschaltet, eine Agentur der EU, die bei der internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen hilft.

			Die meisten europäischen Länder haben bei Eurojust eine nationale Vertretung, einen sogenannten »Tisch«. Will man den Service in Anspruch nehmen, wendet man sich an seinen »Tisch« bei Eurojust, dieser informiert die Kollegen der anderen Tische, die dann beispielsweise die Rechtshilfeersuchen in ihren Ländern an die zuständigen Stellen weiterleiten. Außerdem kann man sich bei Eurojust in Den Haag zusammensetzen und die Lage direkt miteinander besprechen.

			Eigentlich eine wunderbare Sache. Ich hatte allerdings in diesem Fall den Eindruck, dass der für uns zuständige nationale Vertreter wenig Lust verspürte, eine derart umfangreiche Aktion zu unterstützen. So etwas habe er noch nicht gehabt, meinte er. Mal ein oder zwei Staaten, ja – aber 14? Wie ich später erfuhr, war er schon dabei, seine Zelte in Den Haag abzubrechen, um zukünftig eine deutsche Behörde zu leiten. Mir kam es so vor, als ob er deswegen versuchte, mich davon zu überzeugen, die ganze Aktion doch einfach selbst vorzubereiten. Ich könne ja auch selbst alle 14 Länder einladen und die Besprechung vorbereiten. Aber wozu gibt es denn dann Eurojust, habe ich mich gefragt …

			Nach einigem Hin und Her hat es schließlich doch funktioniert, und Eurojust lud alle ausländischen Stellen zu einer gemeinsamen Konferenz: die Vertreter der Länder, in denen wir durchsuchen wollten, und die Staatsanwälte und Ermittler, die die Durchsuchungen im Rechtshilfeverfahren durchführen sollten.

			Nur wenige Monate, nachdem ich an meinem Küchentisch die erste Skizze zum Cum/Ex-Karussell gezeichnet hatte, fuhr ich gemeinsam mit meinem Kollegen und den beiden leitenden Ermittlern des LKA an die niederländische Nordseeküste nach Den Haag. Eurojust, die »Agentur der Europäischen Union für justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen«, residiert seit 2017 in einem repräsentativen Gebäude, eingebettet in eine Dünenlandschaft. 130 Staatsanwält*innen und Richter*innen aus 30 Ländern koordinieren hier grenzüberschreitende Ermittlungen gegen Terrorismus, Drogenhandel, Menschenhandel, Cyberkriminalität und Wirtschaftskriminalität. Das moderne Gebäude beeindruckt mit einer klaren Ästhetik und einer spiegelnden Glasfront. Auf der Homepage kann man lesen, dass die Architekten Wert darauf gelegt hätten, so viel Licht wie möglich in jede Etage zu bringen. »Licht in die Sache bringen«, das war ein gutes Motto für unser Anliegen.

			Als Erstes mussten wir die Sicherheitsschleuse passieren, ein Prozedere genau wie bei Flugreisen. Die Sicherheitsbestimmungen sind auch deswegen so hoch, weil der Internationale Gerichtshof für Menschenrechte im selben Gebäude untergebracht ist. Danach wurden wir in den Konferenzraum geführt, einen großen Raum mit Holztäfelung und kühlem skandinavischen Design. Unter der hohen Decke waren umlaufend die Dolmetscherkabinen untergebracht, in der die Simultandolmetscher bereits Platz genommen hatten. Hinter den u-förmig aufgebauten Tischen standen keine einfachen Stühle, sondern Sessel, die bequem aussahen. Auf jedem der Tische war ein Mikrofon installiert, außerdem lagen Kopfhörer bereit. Die Konferenzteilnehmer konnten in ihrer Landessprache sprechen und wurden für die Kollegen aus den anderen Ländern simultan in deren Sprache übersetzt.

			Nach einem schnellen Blick auf die Namensschilder der internationalen Kollegen wurde mir klar, dass ich erstens die einzige Frau im Raum war und zweitens mein Kollege und ich unter den Anwesenden die einzigen »einfachen« Staatsanwälte waren. Alle anderen Länder ließen sich von Abteilungsleitern, also Oberstaatsanwälten, vertreten. Mein Abteilungsleiter war offensichtlich nicht auf die Idee gekommen, uns zu begleiten. Vielleicht war das der Grund dafür, dass auf meinem Namensschild »Head of Economic Crimes Departement, Cologne Germany« stand.

			Der deutsche Vertreter hatte im Konferenzraum auf uns gewartet. Ich stellte mich ihm vor und sagte etwas wie »Guten Tag, Brorhilker. Ich freue mich auf den Austausch«. Ich fühlte mich von Kopf bis Fuß gemustert, und in meiner Erinnerung antwortete er in etwa mit: Da ist ja das Mäuschen.

			Ich hatte als junge Staatsanwältin nicht selten solche Situationen erlebt und Strategien entwickelt, wie man mit ihnen umgehen kann. Aber in diesem Moment war ich sprachlos.

			Bevor die eigentliche Konferenz begann, wurden wir vom Sitzungsleiter formal vorgestellt. Ich war wieder »Head of Economic Crimes Departement«. Anschließend habe ich die Betrugsmasche erläutert und die Präsentation gezeigt, die ich mit dem leitenden Ermittler im LKA vorbereitet hatte. Da das gesamte Netzwerk so komplex und die Betrugsmasche Cum/Ex noch wenig bekannt war, hatte ich mit den Ermittler*innen eine Übersicht aller beteiligten Firmen, also aller Durchsuchungsorte, vorbereitet. Es dauerte eine Weile, aber am Ende hatten wie ein Schaubild des gesamten Netzwerks. Man konnte auf einen Blick sehen, welcher Cum/Ex-Protagonist für welche Tätigkeit zuständig war: für das Anwerben der Investoren, für die Errichtung und Administration der Fonds. Man konnte auch erkennen, welche Depotbanken eingeschaltet waren, wie Gelder in die US-Pensionsfonds weitergeleitet wurden, wer die Geschäfte mit Fremdkapital versorgte, welche Asset-Manager und Broker den Handel mit Aktien und Derivaten durchführten und wer am Ende die elektronischen Steuererstattungsanträge beim Bundeszentralamt stellte. Hinter jeden Firmennamen haben wir eine Länderfahne platziert, damit die Kollegen aus den anderen Ländern auf einen Blick ihre Durchsuchungsobjekte und deren Verwicklung in den Gesamtfall erkennen konnten.

			Bei der Besprechung waren alle ausländischen Kollegen sehr aufmerksam und freundlich. Allerdings haben sie trotzdem nur müde gelächelt, als ich sie darauf aufmerksam machte, dass wir Hinweise auf Cum/Ex auch in anderen europäischen Ländern gefunden hätten. Ich hatte den Eindruck, dass sie diese Hinweise nicht ganz ernst nahmen.

			Nach unserer Präsentation konnten die Kollegen Fragen stellen. Für mich war dieser Austausch sehr anregend, weil man von den Fragen auf die Rechtsregeln der anderen Länder schließen konnte. Interessanterweise waren die oft gar nicht so anders als bei uns, wohl aber der Umgang mit ihnen. Bei uns werden zum Beispiel Datenschutz und Steuergeheimnis sehr hochgehalten, das ist in anderen Ländern anders. In einigen Staaten, darunter den USA, herrscht absolute Transparenz, alle Informationen werden ins Netz gestellt.

			Aber zurück zur Eurojust-Besprechung: An einem Punkt kam eine Frage auf, die ganz typisch für die internationale Zusammenarbeit in Strafverfahren ist. Es wurde diskutiert, wie wir damit umgehen würden, wenn am Tag der Razzia vor Ort festgestellt werde, dass im Durchsuchungsbeschluss nicht die richtige oder nicht die aktuelle Adresse stehe. Adressen im Ausland kann die Polizei im Vorfeld der Durchsuchungen im sogenannten Amtshilfeweg ermitteln, aber diese Daten sind manchmal fehlerhaft, zum Beispiel kann es vorkommen, dass die Hausnummer nicht präzise stimmt oder das Unternehmen zwischenzeitlich umgezogen ist. Ich wusste von meinen bisherigen Erfahrungen mit Kollegen anderer Länder, dass das völlig unterschiedlich gehandhabt wird. Manchmal ist das gar kein Problem, manchmal muss der Durchsuchungsbeschluss geändert werden, oft noch am Durchsuchungstag selbst, manchmal genügt eine nachträgliche Korrektur.

			Mitten in einer derartigen Diskussion stellte mir der deutsche Vertreter, der sich bislang kein einziges Mal zu Wort gemeldet hatte, plötzlich das Mikrofon aus: Wir müssten das erst mal miteinander besprechen, sagte er. Ich war völlig verblüfft und hatte nicht die geringste Idee, worauf er hinauswollte. Nicht mit ihm müsse ich das klären, sondern mit den Kollegen aus den Ländern, habe ich ihm geantwortet. Und dass ich schließlich deutsche Beschlüsse eingeholt hätte und die Rechtshilfe durch die Länder bewilligt worden sei, nicht durch ihn. Wir haben sicher fünf Minuten diskutiert, auf Deutsch, mit ausgeschalteten Mikrofonen. Man konnte die wachsende Irritation der anderen spüren. Sie verstanden ja kein Wort und hatten keine Ahnung, was da vor sich ging. Irgendwann mitten in unserer Diskussion hat der deutsche Vertreter mein Mikrofon dann einfach wieder eingeschaltet.

			Wir haben die Konferenz fortgesetzt, als wäre nichts gewesen, und die Frage problemlos mit den Ländervertretern geklärt. Ich habe mir einen kleinen Seitenblick in Richtung des deutschen Vertreters gestattet und mich ansonsten nicht irritieren lassen. Keine Ahnung, warum er sich plötzlich einmischen musste.

			Am Ende des Tages hatten wir alle möglichen Szenarien gründlich diskutiert und alle organisatorischen Fragen geklärt. Ich glaube, alle hatten den Eindruck, gut vorbereitet zu sein.

			Unter dem Radar

			Offensichtlich hat niemand in der Branche Verdacht geschöpft, dass wir ermitteln und eine große Razzia planen. Während der Vorbereitung der Razzia ist der Cum/Ex-Betrug munter weitergelaufen, obwohl das Oberste Finanzgericht – der Bundesfinanzhof (BFH) – schon 2014 ein erstes Urteil zu Cum/Ex gefällt hatte. Allerdings war dieses stellenweise noch recht vage formuliert. Die Branche war daher zwar nicht in Alarmbereitschaft versetzt worden, machte sich aber sehr wohl Gedanken über die Bedeutung dieses Urteils. Als wir später die Kommunikation der Akteure auswerteten, konnten wir sehen, mit wie viel Kreativität sie dieses Urteil von 2014 in ihrem Sinne ausgelegt und so für sich nutzbar gemacht haben. Das hat die Branche also beschäftigt – und natürlich die Inverstoren, die ungeduldig auf die versprochene Rendite warteten. Vielleicht waren die Akteure damit so beschäftigt, dass sie in Bezug auf unsere Aktivitäten keinen Verdacht geschöpft haben.

			Komplett in der Deckung bleiben konnten wir allerdings nicht: Das Bundeszentralamt hatte ja seit dem Jahr 2011 nicht ausgezahlt, es ging um besagte 460 Millionen, und die steuerlichen Berater einiger Cum/Ex-Akteure darüber informiert, dass der Fall nun bei uns liege. Es hat nicht lange gedauert, bis die bei mir auf der Matte standen und die Akte einsehen wollten. Mir war klar: Sie durften auf keinen Fall von der Durchsuchungsvorbereitung erfahren, sonst hätte die Gefahr bestanden, dass sie Beweismittel verschwinden lassen würden und die geplante Durchsuchungsmaßnahme ins Leere laufen würde. Die Strafprozessordnung sieht für einen solchen Fall vor, dass die Staatsanwaltschaft Akten komplett oder teilweise für Verteidiger »sperren« kann, um die Ermittlungen nicht zu gefährden. Und das haben wir gemacht, aber leider waren die steuerlichen Berater nicht zufrieden. Sie wollten unbedingt einen Termin bei mir, um mir mal »auf den Zahn zu fühlen«, denke ich. Ich war zu diesem Zeitpunkt bereits mehrere Jahre in der Wirtschaftsabteilung der Staatsanwaltschaft und hatte schon oft mit Anwälten zu tun gehabt, wie man sie typischerweise in diesem Bereich findet. Daher war mir klar, welches Bild die meisten von der Staatsanwaltschaft hatten: unfähig, überfordert, überlastet. Kein ernst zu nehmender Gegner. Diese Karte habe ich ausgespielt. Wochenlang hielt ich sie hin und sagte immer wieder, ich hätte leider keine Zeit für einen Termin, ich sei so überlastet, mit den Gerüstbauern und dem Umsatzsteuerbetrugsfall und überhaupt …

			Das hat eine Weile funktioniert, aber irgendwann drohte es, auffällig zu werden. Glücklicherweise erst zu einem Zeitpunkt, an dem wir schon relativ weit waren und nur noch ein paar Wochen bis zur Razzia überbrückt werden mussten. Also habe ich ihnen einen Termin gegeben und den zweiten Akt im Drama »Überforderte Staatsanwältin gegen Finanzelite« vorbereitet. Praktischerweise war mein Büro in der Staatsanwaltschaft als Kulisse wunderbar geeignet: Es war sehr klein und mit billigen Möbeln ausgestattet, die von der Justizvollzugsanstalt gebaut und geliefert worden waren. Die weißgestrichenen Wände waren voller schwarzer Abdrücke von Ordnern, die an den Wänden gestapelt worden waren, der Teppich unter meinem Bürostuhl war mehrfach geflickt, die Fenster waren so dreckig, dass das Tageslicht wie gedimmt wirkte. Dieses Ensemble habe ich noch ein bisschen optimiert: Zu dem Zeitpunkt hatten wir die meisten größeren Verfahrensakten schon digitalisiert, aber so eine überforderte, überarbeitete, junge und ein bisschen dumme Staatsanwältin arbeitet natürlich nicht digital, die hat jede Menge Papier. Also habe ich einen großen Stapel Aktenordner aus den Büros meiner Kollegen geholt und turmhoch auf meinen Schreibtisch drapiert. Außerdem organisierte ich leere Kartons und stapelte sie bis zur Zimmerdecke. Am Ende schien mein Schreibtisch wie eingemauert, es war nur noch Platz für einen einzigen Besucherstuhl.

			So habe ich die vierköpfige Delegation empfangen. In dieser Szenerie musste ich gar nicht mehr viel tun, damit sie mir meine Rolle abkauften: Mit hochgezogenen Schultern an meinem Schreibtisch sitzen, verschüchtert von unten hochschauen, planlos in Papier wühlen, etwas über die Gerüstbauer murmeln – das hat völlig ausgereicht. Dass ich eine Frau bin und immer jünger gewirkt habe, als ich wirklich bin, hat auch nicht geschadet. Nur an einer Stelle wäre die Finte fast aufgeflogen: Gerade wurde ein Schema aufgezeichnet, um mir zu beweisen, wie sich wirtschaftliches Eigentum magisch vervielfältigen kann – ich konnte mir einen Kommentar erfolgreich verkneifen, – da hat sich eine Anwältin an einen der Kartontürme gelehnt. Sie dachte, die Kartons wären voller Akten oder Papier, also solide. Aber die waren leer und fingen sofort an, bedenklich zu wackeln. Während also eine Nebelkerze nach der anderen angezündet wurde, um mich von dem tatsächlichen Tatbestand abzulenken, sah ich vor meinem inneren Auge den ganzen Turm zusammenbrechen – und meine Inszenierung gleich mit. Zum Glück ist alles stabil geblieben.

			Meine Show hat so gut funktioniert, dass die steuerlichen Berater auch nach der Razzia lange Zeit gar nicht auf die Idee gekommen sind, dass ich irgendwas mit der Aktion zu tun haben könnte. Und das, obwohl ich die Durchsuchungsbeschlüsse beantragt und unterschrieben hatte. Alle möglichen Theorien haben sie aufgestellt, wer dahinterstecken könnte: der LKA-Präsident, der Innenminister, eine Weltverschwörung … Es hat noch einige Zeit gedauert, bis sie realisierten, dass ich nicht nur formal die Ermittlungsleitung innehatte.

		

	
		
			2. Kapitel 
Showdown auf den Cayman Islands

			Der Tag der Razzia

			Am Dienstag, den 14. Oktober 2014, war ich besonders früh auf meiner vertrauten Strecke nach Düsseldorf zum LKA unterwegs. Ich weiß noch, dass ich an dem Tag erwartungsvoll, aber relativ gelassen im Auto saß. Heute war nicht ich verantwortlich, sondern es waren die Profis vom LKA. Außerdem war ich froh, dass diese arbeitsintensiven Monate hinter mir lagen, in denen ich gegen die Gerüstbauer ermittelt, die Auslieferung des Umsatzsteuerbetrügers aus den USA vorangetrieben und mit dem Team die Razzia vorbereitet hatte. Die To-do-Listen waren schier endlos gewesen und hatten mich bis in den Schlaf verfolgt. Zufrieden war ich auch damit, dass bisher alles nach Plan verlaufen war. Angespannte Erwartung, so lässt sich mein Zustand beschreiben. Fast war ich ein bisschen enttäuscht, dass keine der schwarzen Limousinen des Staatsschutzes an mir vorbeisauste, das hätte gut zu meiner Stimmung gepasst.

			Wenn ich als Staatsanwältin eine größere Durchsuchungsaktion juristisch betreue, dann bin ich entweder direkt vor Ort, oder ich sitze gemeinsam mit den Polizisten in der Einsatzzentrale. Das sind meist relativ überschaubare Räume, technisch perfekt ausgestattet. An jedem Arbeitsplatz gibt es einen PC, Headsets, ein Telefon. Für jeden denkbaren Fall wurde vorab die Kommunikationskette genau festgelegt, damit am Tag des Einsatzes jeder weiß, wen er wann anrufen muss.

			Dieser Fall jedoch war anders. Die Einsatzzentrale war nicht in einem kleinen Raum untergebracht – der Raum war groß, fast schon saalartig. Zentral positioniert waren Leinwände, auf denen der jeweils aktuelle Stand der Aktion zu sehen sein würde. Jede Bank, jede Kanzlei, jede Privatwohnung, die durchsucht werden sollte, war durch ein farbiges Symbol auf dieser Karte repräsentiert. Diese Leinwand würde in den folgenden Stunden den Status quo der weltweiten Durchsuchung abbilden. So etwas hatte ich noch bei keiner Durchsuchungsaktion gesehen.

			Als ich gegen 7 Uhr ankam, war es noch sehr still, und die Symbole auf der Weltkarte leuchteten rot. Noch gingen in Deutschland, Frankreich, den Niederlanden, Luxemburg, England, Irland, Liechtenstein, auf Malta, Gibraltar, den britischen Jungferninseln, in den USA, Australien und auf den Cayman Islands Banker, Juristen und ihre Mitarbeiter ihren ganz alltäglichen Routinen nach, ohne die geringste Ahnung zu haben, dass sich gerade mehr als 1000 Polizist*innen, Steuerfahnder*innen und Staatsanwält*innen bereithielten, um ihre Büros und Wohnungen zu durchsuchen.

			Langsam nahm die Aktion Fahrt auf: In Düsseldorf füllte sich der Raum, am Ende waren sicher 60 oder 70 Beamt*innen anwesend. Und dann sprangen die Symbole synchron auf gelb. Zugriff. Jetzt waren die Beamt*innen in den Gebäuden.

			Von diesem Moment an standen die Telefone nicht mehr still, ein Grundrauschen von Dutzenden parallel geführten Gesprächen füllte den Raum, das bis zum Abend nicht mehr verstummen würde. Auch ich habe in den folgenden 14 Stunden fast ununterbrochen telefoniert. Trotz der gründlichen Vorarbeit traten die üblichen Probleme auf: Mal stellte sich vor Ort heraus, dass die im Beschluss genannte Hausnummer des Gebäudekomplexes falsch war, mal waren Betroffene umgezogen, mal gab es schlicht Ärger vor Ort. Ich musste dann beispielsweise den den Ermittlungsrichter oder die Ermittlungsrichterin anrufen und den Beschluss berichtigen, ihn übersetzen und den Einsatzkräften vor Ort zukommen lassen. In anderen Fällen habe ich mit den Einsatzkräften vor Ort telefoniert, um die Lage zu beruhigen.

			Der Einsatzleiter des LKA hatte die Sache hundertprozentig im Griff. Niemand wirkte nervös oder überfordert, die Atmosphäre war konzentriert und routiniert. Gegen Nachmittag sprang ein Symbol nach dem anderen auf der Weltkarte auf Grün, und wir wussten: Die Durchsuchung ist abgeschlossen!

			In Luxemburg waren die Kolleg*innen besonders erfolgreich. Schon bei der Vorbereitung hatte sich gezeigt, dass sie so etwas nicht zum ersten Mal machten und sehr routiniert waren. Ihnen war klar, welche technische Ausstattung benötigt wurde, um riesige Datenmengen sicherzustellen. Und ihnen war auch klar, wie man bei solchen Aktionen taktisch geschickt vorgeht. Bei der Razzia haben sie dann tatsächlich einen Volltreffer gelandet. Ich bekam einen Anruf, und es hieß in etwa: »Wir sind hier gerade mitten im Wespennest.« Und so war es auch: In dieser Steuerberatungskanzlei in Luxemburg lagen die Unterlagen, aus denen erkennbar war, wie und an wen die illegalen Profite aus dem Cum/Ex-Betrug weitergeleitet worden waren. Plötzlich war das ganze verschachtelte System von Unternehmen und Trusts samt den dahinterstehenden Personen erkennbar. Neben den beiden Hauptbeschuldigten gab es den sogenannten »Inner Circle« von Mitarbeiter*innen, die einen Teil der illegalen Profite erhalten hatten. Außerdem war erkennbar, dass auch einige der privaten Investoren neben den in den Verträgen genannten Renditen noch erheblich mehr der illegalen Profite über Briefkastenfirmen bzw. Trusts erhalten hatten. Das alles war hochkonspirativ angelegt, und ohne diesen Fund hätten wir diese Strukturen niemals so detailliert rekonstruieren können. Diese »Schlüsseldokumente« haben später in der Beweisführung eine wichtige Rolle gespielt. Daraus ergab sich unter anderem, dass die beiden deutschen Hauptbeschuldigten insgesamt 100 Millionen Euro an illegalen Profiten an allen vorbeigeschleust hatten. Sie hatten sich natürlich ohnehin von den Investoren für ihre Dienste bezahlen lassen, aber diese 100 Millionen Euro hatten sie zusätzlich für sich reserviert, sozusagen als Sahnehäubchen.

			Wie fast immer bei Durchsuchungen von Wirtschaftsunternehmen und Kanzleien gab es auch dieses Mal Ärger. So weigerte sich zum Beispiel der Partner einer Kanzlei vehement, einen speziellen Ordner herauszugeben. Die Einsatzkräfte vor Ort hatten erst längere Zeit mit ihm diskutiert, dann wurde ich angerufen und sprach mit ihm. Nichts half, er steigerte sich immer mehr in seinen Ärger hinein und verteidigte den Ordner buchstäblich mit Händen und Füßen. Dieses Recht hatte er nicht, man darf eine Durchsuchungsaktion nicht durch Handgreiflichkeiten stören. Im Nachgang kann man um gerichtliche Überprüfung bitten und Beschwerde einlegen, was die Betroffenen auch üblicherweise tun. Aber vor Ort muss man sich ruhig verhalten. Als mich die Einsatzkräfte vor Ort anriefen, war die Situation aber schon ziemlich eskaliert, und der betreffende Partner der Kanzlei war regelrecht außer sich. Er wollte den Ordner partout nicht herausgeben, und wenn doch, dann nur »versiegelt«. Warum und wieso war nicht aus ihm herauszubekommen. Auch der Hinweis, dass es die Vorschrift, auf die er sich berief, schon seit zehn Jahren nicht mehr gebe, half nicht weiter. Er ließ sich einfach nicht beruhigen. »Pech gehabt«, habe ich ihm schließlich gesagt, »Sie können später gern einen 100-seitigen Beschwerdeschriftsatz schreiben, aber jetzt nehmen wir den Ordner mit.« Punkt. Daraufhin hat er begonnen, wie ein Wahnsinniger Paketklebeband um den Ordner zu wickeln. Drei Lagen waren es am Ende. Bei der ganzen Aktion ist auch noch eine Schere ausgerutscht und hat eine Polizeibeamtin verletzt, zum Glück nur leicht. Aber auch das hat den Mann nicht zur Besinnung gebracht: Auf die dicke Schicht Paketklebeband hat er immer wieder seinen Namensstempel gestempelt, wie im Fieber.

			Das alles hat natürlich dazu geführt, dass ich mir den Ordner später voller Erwartung angeschaut habe. Vor Ort ist es nämlich meist nicht möglich, schon eine Entscheidung über eine Beschlagnahme einzelner Unterlagen zu treffen, dafür ist in Banken und Unternehmen einfach zu viel Papier eingelagert. Wenn man das alles vor Ort durchsehen würde, müssten sich die Ermittler über Wochen in den Firmenräumlichkeiten aufhalten, was für beide Seiten unangenehm wäre. Daher ist in der Strafprozessordnung geregelt, dass Ermittler Unterlagen »zur Sichtung« mit in die Behörde nehmen dürfen, um dort über die Beweiserheblichkeit und einen Antrag auf Beschlagnahme zu entscheiden.

			Ich schaute mir also den besagten Ordner näher an und musste feststellen: Die meisten Unterlagen hatten wenig mit unserer Ermittlung zu tun, sodass ich keinen Beschlagnahmeantrag gestellt, sondern sie wieder zurückgegeben habe. Die ganze Aufregung war also umsonst gewesen. Tatsächlich habe ich Derartiges häufig bei Durchsuchungen erlebt: Vor Ort wird völlig überreagiert, und gestandene Führungspersönlichkeiten, von denen man eigentlich einen kühlen Kopf in Krisensituationen erwartet, steigern sich in Wut, Ärger und Empörung hinein. Und am Ende stellt sich heraus, dass die ganze Aufregung umsonst war.

			Eine andere dramatische Szene spielte sich vor einem Aktenarchiv in Frankfurt am Main ab: Die Kollegen in Hessen hatten bereits im November 2012 diese für Cum/Ex-Betrug zentrale deutsche Steuerberatungskanzlei in Frankfurt am Main durchsucht. Dr. B., ein ehemaliger Finanzbeamter und späterer Anwalt für Steuerrecht, hatte die Kanzlei gemeinsam mit seinem jüngeren Kollegen Dr. S. gegründet. Eine »Investment-Boutique«, so hieß es in der Szene.

			Dr. B. hatte sich noch während der damaligen Durchsuchung in die Schweiz abgesetzt. Die Kanzlei war anschließend abgewickelt, alle Geschäftspapiere waren in einem professionellen Archiv eingelagert worden. Wir wussten damals noch nicht, wie groß die Rolle von Dr. B. und Dr. S. für die Verfahren tatsächlich sein würde. Aber ihre Kanzlei war in der Akte des Bundeszentralamts für Steuern aufgetaucht, deswegen war neben dem Privathaus von Dr. B. auch dieses Archiv mit einem Symbol auf der Weltkarte unserer Einsatzorte markiert. Den Wohnsitz von Dr. B. in der Schweiz konnten wir zunächst nicht durchsuchen, sondern erst ein paar Wochen später. Aber wir hatten eine Telefonüberwachung installiert und die Gespräche aufgenommen, die Dr. B. am Tag der Razzia nach Deutschland geführt hat. Sie waren durchaus denkwürdig, wie ich später erfahren sollte …

			Als die Einsatzkräfte dem Geschäftsführer des Archivs jedenfalls den Dursuchungsbeschluss zeigten und ihr Anliegen vortrugen, reagierte dieser sperrig: Die umfangreichen Geschäftspapiere der Kanzlei seien nicht alle am selben Ort im Archiv eingelagert, informierte er den Einsatzleiter, sondern in vielen einzelnen Häppchen über das gesamte Archiv verstreut. Um alle zu finden, seien mindestens 14 Tage nötig. Er könne aber leider nur einen einzigen Mitarbeiter für die Suche abstellen und den auch nur am Wochenende … Schon als die Einsatzkräfte mir die Lage am Telefon schilderten, kamen mir Zweifel an der Geschichte. Denn erstens: Was, wenn der Kunde schnell eine Unterlage benötigt? Muss dann auch 14 Tage lang das ganze Archiv durchsucht werden? Zweitens kenne ich solche Archive. Sie sind inzwischen alle digital organisiert. Die Standorte der eingelagerten Unterlagen sind digital erfasst. Die Archivalien werden auch nicht mehr händisch geholt, sondern vollautomatisch. Da fährt niemand mit dem Gabelstapler herum, holt einen Karton und liefert ihn aus … Irgendwas war hier faul.

			Ich habe das mit unserem Einsatzleiter besprochen, der hat kurz nachgedacht und dann vorgeschlagen: Kein Problem, wir schicken eine »Hundertschaft« der Polizei mit Leitern, die findet die Unterlagen schon. Dafür muss das Archiv natürlich einige Zeit gesperrt werden. Als wir das dem Leiter des Archivs mitteilten, ging plötzlich alles ganz schnell. In Windeseile war das Material gefunden. Das Archiv hat sogar auf seine Kosten einen LKW organisiert, der die Unterlagen nach Düsseldorf brachte. Am Abend, als alle Symbole auf der Weltkarte grün leuchteten, waren auch die Unterlagen aus dem Archiv schon beim LKA angekommen.

			Am Ende dieses Tages war ich zufrieden, aber nicht euphorisch. Erst mal schauen, was wir so gefunden haben, habe ich gedacht, als ich über die Autobahn zurück nach Hause gefahren bin. Ich wusste von anderen Durchsuchungen, dass die eigentliche Arbeit nun erst beginnen würde.

			Asservate sortieren, weiterermitteln

			Im LKA gibt es auf jeder Etage Räumlichkeiten für Beweismittel, sogenannte Asservatenkammern. In den Monaten nach der Razzia füllte sich eine nach der anderen mit Akten, Briefen, Notizen und Festplatten, die aus der ganzen Welt ihren Weg nach Düsseldorf fanden. Leider verloren wir in dieser Phase Ermittler*innen. Das passiert ganz oft nach Durchsuchungen: Wenn die aufwendig geplante Durchsuchungsaktion bewältigt ist, werden Ermittler*innen häufig in andere Kommissionen versetzt. Aber gerade wenn die Durchsuchung erfolgreich war, sind anschließend Massen an Material zu bewältigen. In dieser arbeitsreichen Phase ist dann leider häufig kaum noch jemand da.

			Mit der übrig gebliebenen Mannschaft haben wir zuerst jede einzelne Lieferung »gesichtet«, d. h. auf ihre Relevanz geprüft. Möglicherweise relevante Unterlagen und elektronische Daten müssen per Gerichtsbeschluss beschlagnahmt werden, die restlichen Unterlagen werden zurückgegeben. Während der ersten Jahre der Ermittlungen wuchsen die Massen an beschlagnahmten Unterlagen immer weiter an und füllten schließlich mehrere Asservatenkammern und Keller. Es war kaum möglich, noch einen Überblick über sämtliche Unterlagen zu behalten. Daher haben wir später alles digitalisieren lassen und eine Datenbank angelegt. So hatten wir jederzeit auf alle eingescannten Dokumente Zugriff. Das war eine große Entlastung. Die Verteidiger waren zunächst misstrauisch, da sie so etwas bei anderen Staatsanwaltschaften noch nicht erlebt hatten. Wir haben ihnen aber gestattet, die Datenbank ebenfalls zu nutzen, und damit waren sie dann doch sehr einverstanden.

			Nach der Durchsuchungsaktion hatte auch die Beschwerdekammer des Gerichtes alle Hände voll zu tun. Denn es hagelte geradezu Beschwerden gegen nahezu alle der 280 Durchsuchungsbeschlüsse. Vorgebracht wurden die Argumente, die man von Strafverteidigern häufig nach Durchsuchungen hört: Wir hätten gar nicht ermitteln dürfen, da kein Anfangsverdacht bestanden habe, das sei Rechtsbeugung, wir hätten völlig ins Blaue hinein durchsucht. Die Wortwahl war dabei ziemlich ruppig. Abgesehen von der üblichen Empörungs-Rhetorik wurden teilweise auch Vergleiche mit der Nazi-Zeit bemüht. Alle Beschwerden gingen zunächst an den Ermittlungsrichter beim Amtsgericht, der die Beschlüsse erlassen hatte, und anschließend an die Beschwerdekammer des Landgerichts. Die Beschwerdekammer hat jede einzelne Beschwerde geprüft und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass die Beschlüsse rechtmäßig gewesen seien. Es hat mich sehr gefreut, dass trotz des enormen Umfangs der Aktion und der massiven Gegenwehr die staatlichen Behörden die Arbeit routiniert und sorgfältig abwickelten. Die Kammer hat sich durch die hohe Emotionalität und die künstlich verkomplizierte Argumentation einiger Beschwerdeführer überhaupt nicht beeindrucken lassen. Ich persönlich war sehr beeindruckt von der umfangreichen und rechtlich anspruchsvollen Argumentation der gerichtlichen Beschwerdekammer, die sich mit den juristischen Nebelkerzen der Täter ausführlich auseinandergesetzt und diese regelrecht auseinandergenommen hat.

			Wirklich überrascht hat mich, dass das Bild der überforderten Staatsanwältin auch nach der Razzia noch nachgewirkt hat. Ein ganzer Pulk von Strafverteidigern hatte einige Zeit nach der Durchsuchung um einen Termin bei meinem Kollegen und mir gebeten. Ich habe wie immer Kaffee gekocht, Kekse gekauft, eine Auswahl unserer denkwürdigen Tassen zusammengestellt und wartete zusammen mit meinem Kollegen im Konferenzraum auf die Herren Strafverteidiger. Nachdem diese eingetroffen und sich an Kaffee und Keksen bedient hatten, begannen sie wie üblich »Fachvorträge« zu halten. Dazu gehörte natürlich auch das Märchen von den berühmten Marktineffizienzen. Der Profit der Cum/Ex-Geschäfte resultiere mitnichten aus steuerlichen Effekten – wie wir annahmen, – sondern eben aus Marktineffizienzen. Der Vortrag hat sich in die Länge gezogen und mich zunehmend genervt. Ich habe überlegt, ob ich meine Scharade noch weiter aufrechterhalten und lediglich brav nicken sollte. Da mir aber zunehmend die Geduld ausging und mir außerdem klar wurde, dass die Nummer ja ohnehin bald auffliegen würde, habe ich ein paar kleine Bemerkungen platziert. Man konnte förmlich sehen, wie ganz langsam die Erkenntnis durchsickerte, dass wir vielleicht in der Lage sein könnten, ihre Geschichten zu durchschauen.

			In der Behörde war die weltweite Razzia kein großes Thema, und rückblickend habe ich den Eindruck, dass dort vor allem der Wunsch bestand, diese Ermittlung möge schnell zu Ende gehen. Wir hätten ja nun ein Zeichen gesetzt und ordentlich Staub aufgewirbelt, jetzt könne ich die Sache gut sein lassen, Deals mit den Anwälten eingehen und die Akte schließen, das mögen einige gedacht haben. Andere Kolleg*innen waren vielleicht auch skeptisch in Bezug auf die Gerichte, man wisse nie, wie geurteilt werde – »mach lieber den Sack zu, und geh kein Risiko ein«, haben sie gesagt. Ich aber dachte: In den Gerichten sitzen intelligente, fähige Leute. Warum sollten die ein Herz für Steuerhinterzieher haben, die uns um dreistellige Millionensummen erleichtern wollten?

			Also haben wir keine Deals ausgehandelt, sondern weiterermittelt. Neben der Abarbeitung der Massen an Beschwerden werteten wir gemeinsam mit den LKA-Kollegen die Audiofiles der Telefonüberwachung aus. Dabei geht es zum einen darum, inhaltlich relevante Passagen zu verschriftlichen. Zum anderen muss geprüft werden, ob Gesprächspassagen gelöscht werden, weil sie zu privat sind. Ich selbst habe auch zahlreiche Telefonate geprüft und daher ein ziemlich genaues Bild von den betroffenen Personen erhalten. Auffällig war, dass viele der Betroffenen regelrecht außer sich gerieten, als sie von der weltweiten Durchsuchung erfahren haben. Sie haben sofort angefangen, hektisch zu telefonieren, sowohl untereinander als auch mit Journalist*innen. In diesen Gesprächen haben einige den Top-Juristen gegeben, mit juristischen Fachbegriffen hantiert und immer wieder die gleiche Geschichte erzählt: Cum/Ex sei völlig legal, Marktineffizienzen etc. Das würden doch alle machen. Unsere Durchsuchungen hingegen seien rechtswidrig. Die Behörden seien völlig außer Kontrolle. Ihre Freiheitsrechte würden vom Staat beschnitten. Wieder fielen Begriffe wie NS-Methoden und Naziterror. Die Erklärung für diese angebliche staatliche Willkür war ein großes Verschwörungsszenario: Der Bundespräsident, das Bundesverfassungsgericht, Spitzenpolitiker müssten dahinterstecken, die hätten die Generalstaatsanwälte und diese dann die Staatsanwaltschaft Köln angewiesen … Es war wirklich interessant: Offensichtlich war es in dieser Szene nicht denkbar, dass eine ganz normale staatsanwaltliche Ermittlung für diese Durchsuchungen verantwortlich sein könnte.

			Als die Beschuldigten dann irgendwann verstanden hatten, dass nicht der Bundespräsident die Aktion anleierte, sondern eine einfache Staatsanwältin, schlugen die Wellen erst recht hoch. Ab diesem Moment war in den Gesprächsprotokollen oft zu lesen: »Frau Brorhilker wird beleidigt, auf eine wörtliche Wiedergabe wird daher verzichtet.« Nur die »harmloseren« Bezeichnungen blieben stehen, unter anderem »kleine Tante« oder »graue Maus«.

			Es war wirklich keine Überraschung, dass gegen die Telekommunikationsüberwachung Beschwerde eingelegt wurde, die von den Gerichten allerdings verworfen wurde. Die Maßnahme war rechtmäßig. Eine wirkliche Überraschung hingegen war, dass meine Vorgesetzten später XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX XXXXXXXXXXXXXXXXXXX XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX.

			Damals fand ich das vor allem rätselhaft. Heute frage ich mich, ob nicht mehr dahintersteckte …

			Der Sommer der Vernehmungen

			Neben der Telefonüberwachung haben uns im Jahr 2015 die E-Mails der Steuerkanzlei von Dr. B. und Dr. S. beschäftigt. Sie waren bereits 2012 von den Kollegen aus Frankfurt am Main beschlagnahmt worden, als sie die »Investment-Boutique« von Dr. B. und Dr. S. durchsuchten. Wir hatten die Mails später gerichtlich ebenfalls beschlagnahmen lassen, konnten sie nun auswerten und für die Ermittlung entscheidende Impulse gewinnen. Neben den Akten des Bundeszentralamts für Steuern, mit denen alles angefangen hatte, waren es diese E-Mails, die die Grundlage für die erste große Vernehmungswelle bildeten. Im Zuge dieser ersten Welle haben wir keine Verdächtigen geladen, sondern Zeugen. Investoren, mit deren Geld der Cum/Ex-Betrug durchgeführt wurde. Den meisten dieser privaten Investoren war verschwiegen worden, dass ihre Gelder für Cum/Ex verwendet würden. Ihnen hatte man mitgeteilt, dass sie Teil eines sehr exklusiven Kreises seien, der die Gelegenheit habe, in irgendetwas mit sehr hohen Renditen zu investieren. Bei dem »irgendetwas« waren die Beschreibungen nebulös gewesen. Nicht wenige Investoren und deren Steuerberater erklärten später, sie hätten ein paarmal nachgefragt, aber die Erklärungen nicht verstanden. Schließlich hätten sie sich von den hohen Renditen und dem schmeichelhaften Angebot, Teil dieses exklusiven Netzwerks zu sein, überzeugen lassen. Außerdem war ihnen mitgeteilt worden, das Angebot bestehe nur für ganz kurze Zeit – alter Verkäufertrick.

			Es war der heiße, trockene Sommer des Jahres 2015, in dem wir in hoher Schlagzahl Investoren verhört haben. Wiederum saß ich viele Stunden im Vernehmungsraum des LKA, wo es einigermaßen kühl war. Für die Vernehmungen bereitete ich immer einen kleinen Imbiss vor, habe Wasser und Kekse besorgt, in der Teeküche Kaffee gekocht. Mir war es wichtig, etwas zum Essen und Trinken vorzuhalten, damit für den Gesprächspartner die Atmosphäre stimmt. Aber natürlich auch für die Ermittler und mich selbst, falls wir während einer Vernehmung einen kleinen Energieschub brauchen sollten.

			Die Investoren, die sich in diesem Sommer in Düsseldorf einfanden, waren eine bunt zusammengewürfelte Gruppe, auch kleidungstechnisch: Ausnahmslos alle erschienen in sommerlicher Freizeitkleidung. Nur ihre Anwälte behielten auch im Hochsommer den dunklen Anzug samt Krawatte an. Für mich überraschend war, wie unterschiedlich diese privaten Investoren – auch menschlich gesehen – waren. Man könnte ja annehmen, es gebe einen bestimmten »Typ« Investor, der in solchen Budget-Höhen investiert: knallharter Typ, mit allen Wassern gewaschen. Aber das war nicht der Fall. Es waren sehr unterschiedliche Menschen, die mir im Vernehmungszimmer gegenübersaßen. Einige waren eher zurückhaltend, einige sehr redselig. Einige waren sehr reich, so wie man das vielleicht erwarten würde. Aber das galt nicht für alle Investoren. An einen erinnere ich mich noch besonders gut: Er hatte nicht genügend eigenes Geld zum Investieren gehabt und deswegen Firmengelder eingesetzt, um bei Cum/Ex mitmischen zu können. Es war das erste Mal gewesen, dass er überhaupt spekulierte, und er hat sich, ich erinnere mich noch gut, permanent und glaubwürdig über sich selbst aufgeregt. »Das kann ja gar nicht wahr sein!«, sagte er. »Warum habe ich mich so blenden lassen?« Ein anderer hatte sich aus eher einfachen Verhältnissen hochgearbeitet, eine Firma gegründet, die sehr gut lief, und war in relativ kurzer Zeit zu sehr viel Vermögen gekommen. Er hatte dann überlegt, wie er dieses Vermögen anlegen sollte. Den Banken vertraute er nicht, die wollten doch nur ihre Produkte an den Mann bringen, so dachte er. Daher hatte er sich an ein sogenanntes »Family Office« gewandt, weil ihm das seriöser vorkam. Dass dieses »Family Office« enge Kontakte zu Dr. B. und Dr. S. hatte, wusste er nicht.

			Family Offices verwalten und organisieren das Vermögen einer Familie. Sie bieten Rechts- und Steuerberatung, Vermögensplanung und ausgewählte Manager und Dienstleister an, unterstützen administrativ und helfen, Risiken einzuschätzen.

			Die Reaktionen der geprellten Anleger*innen – die nicht nur keine Renditen erhalten, sondern ihre gesamte Einlage verloren hatten – waren ebenfalls überraschend unterschiedlich. Wütend, dass das Geld weg war, waren zwar fast alle. Einige waren spürbar überrascht, dass hinter dieser scheinbar genialen Investition kriminelle Machenschaften steckten und die Steuerkasse geplündert worden war, und haben ihre moralische Empörung deutlich zum Ausdruck gebracht. Bei wiederum anderen hatte ich den Eindruck, dass sie kein so großes Problem mit Geschäften zulasten der öffentlichen Kassen hatten. Wieder andere schienen mehr über die zwielichtigen Praktiken zu wissen, als sie zugeben wollten.

			Wir haben meist recht schnell gemerkt, wenn uns etwas verschwiegen wurde. Die Gesprächspartner*innen wurden dann zum Beispiel plötzlich wortkarg, konnten sich nicht mehr an belastende Details erinnern. Oder sie zeigten Reaktionen, die man – sagen wir es so – nicht erwarten würde: »Ach, dass die 10 Millionen weg sind, ist kein Problem für mich.« Derartig viel Geld zu verlieren, ist erfahrungsgemäß aber auch für sehr vermögende Menschen zumindest ärgerlich. Es ist vorgekommen, dass sich in den Vernehmungen ein Anfangsverdacht der (wissentlichen) Beteiligung an den Straftaten ergab und wir dann Ermittlungen aufgenommen haben. Dann wird ein Zeuge zum Verdächtigen.

			Zwangspause

			Karrierewege bei der Staatsanwaltschaft sind streng formalisiert: Wenn ein Vorgesetzter jemanden für geeignet für eine Beförderung hält, setzt er diese Person auf eine Liste mit potentiellen Kandidaten. Ab diesem Zeitpunkt spult sich ein Film ab, den man weder anhalten noch beeinflussen kann, wenn man seine Beförderung nicht aufs Spiel setzen will: Steht man auf dieser Liste, kommt irgendwann der Moment, in dem man aus seiner aktuellen Position abgerufen wird und eine sogenannte »Erprobung« bei der Generalstaatsanwaltschaft absolvieren muss. Neun Monate.

			Einer meiner Vorgesetzten hatte mich auf die Liste gesetzt, bevor wir mit der Cum/Ex-Ermittlung begonnen hatten. Dann wurde eine Erprobungsstelle bei der Generalstaatsanwaltschaft frei, und eines Tages, wir waren gerade beschäftigt mit den Protokollen der Investoren-Vernehmungen, E-Mails aus der Kanzlei Dr. B. und seinen Schimpftiraden, wurde mir mitgeteilt, dass ich für neun Monate zur Generalstaatsanwaltschaft müsse. Völlig egal, dass ich gerade eine Riesenermittlung am Laufen hatte. Es gibt keine Ausnahmen. »Keine Extrawürste«, heißt es immer. Bloß keine Sonderrechte für irgendjemanden. Die Befürchtung ist wahrscheinlich, dass so eine Ausnahme Schule macht, sich andere darauf berufen und dann das ganze System durcheinandergeraten könnte.

			Eine Kollegin bei der Steuerfahndung hatte Ähnliches erlebt. Mitten in einer großen Ermittlung sollte sie mehrere Jahre zu einem anderen Finanzamt, sonst könne sie nicht befördert werden. Einem Kollegen bei einer anderen Staatsanwaltschaft, der auch gegen Cum/Ex-Betrüger ermittelte und mit dem ich viel zu tun hatte, erging es ebenso. Er wurde versetzt, als er gerade dabei war, eine Anklage zu verfassen.

			Zum Glück hatte ich den Schwarzarbeiter-Fall noch gerade rechtzeitig vor der Entsendung angeklagt.

			Kurz bevor ich die Information über meine anstehende Abordnung bekam, hatten wir in den E-Mails von Dr. B. ein Kreditinstitut entdeckt, über das Cum/Ex-Geschäfte abgewickelt worden waren und das wir bislang noch nicht im Visier gehabt hatten: die Hamburger Warburg Bank. Wir hatten auch schon eine Ermittlungsgruppe zusammengestellt und die anstehenden Ermittlungen – darunter die Durchsuchung der Bank – geplant. Nun aber wurde die Zeit knapp. Wenn ich vor der Erprobung noch eine Chance haben wollte, musste ich zügig einen Durchsuchungsbeschluss beantragen. Blöderweise hat mich ausgerechnet da eine heftige Grippe erwischt, mit Fieber und allem, was dazugehört. Irgendwie habe ich es jedoch trotzdem geschafft: Der Durchsuchungsbeschluss lag gerade noch rechtzeitig auf meinem Schreibtisch.

			Die Warburg Bank ist eine der ältesten Privatbanken Deutschlands, sie hat prominente Kunden, die Eigentümer sind angesehen und bewegen sich in den höchsten Kreisen der Hamburger Stadtgesellschaft. Ich wusste nichts von diesem Renommee, als ich den Durchsuchungsbeschluss beantragte. Wenn ich es gewusst hätte, hätte es mir nicht gleichgültiger sein können. Denn vor dem Gesetz sind alle gleich.

			Es war im Februar 2016, als die Kollegen vom LKA und ich frühmorgens den stattlichen Altbau in Sichtweite der Binnenalster zum ersten Mal betraten. Der Einsatzleiter zeigte dem Mitarbeiter am Empfang seinen Dienstausweis und den Durchsuchungsbeschluss und teilte ihm mit, dass wir mit dem Vorstand sprechen wollten. Der Mitarbeiter, so mein Eindruck, war überrascht, dass wir unangekündigt aufgetaucht sind. Ich weiß noch, dass mich das gewundert hat, schließlich ist es der Sinn einer Durchsuchung, dass sie unangekündigt durchgeführt wird. Und es ging merkwürdig weiter: Der Empfangsmitarbeiter zückte eine Gästeliste und forderte uns auf, unsere Namen einzutragen. Den Einsatzleiter interessierte das überhaupt nicht. Er hat sich einfach an die Arbeit gemacht, wir fuhren in die Vorstandsetage, erklärten dem Vorstand den Sachverhalt und ließen uns die Buchhaltung sowie den Handelsraum zeigen, wo die Transaktionen durchgeführt werden. Besagter Mitarbeiter vom Empfang ist sicher noch eine Viertelstunde rückwärts vor uns hergelaufen und hat uns immer wieder aufgefordert, uns in die Liste einzutragen. Irgendwann sagte ihm der Einsatzleiter dann sinngemäß, er solle ihm nicht weiter auf die Nerven gehen. Mit einer Handbewegung, als würde er einen Fussel von einem Sakko abstreifen. Danach war Ruhe.

			Das Gebäude der Warburg Bank ist irgendwann einmal aus zwei Altbauten zusammengesetzt worden. Von außen ist das nur für Profis zu erkennen, aber innen führt das zu einer extrem verwirrenden Struktur: Gänge, die im Nichts enden, Treppen, die ein unterschiedliches Niveau haben. Weil die Etagen nicht auf derselben Höhe sind, können die Gebäudeteile nur in bestimmten Etagen gewechselt werden. Es war wirklich schwer, sich zu orientieren, und ich war froh, dass ich nicht allein in diesem Labyrinth unterwegs war. Außerdem ist in Banken immer alles gesichert. Ein Mitarbeiter mit Codekarte oder Schlüssel muss jeden einzelnen Durchgang öffnen. In der Warburg Bank ist es mehr als einmal vorgekommen, dass wir vor einem verschlossenen Durchgang standen, und es war gerade niemand da, um uns durchzulassen … Dennoch haben wir bei dieser Aktion viel Material gefunden. Und Hinweise darauf, dass sie weit tiefer in den Cum/Ex-Betrug involviert war, als ursprünglich angenommen.

			Damals habe ich nicht geahnt, welche Wellen diese Durchsuchung schlagen würde. Ich war zufrieden, dass wir diesen wichtigen Ermittlungsschritt noch absolviert hatten, bevor ich zur Generalstaatsanwaltschaft musste und die Ermittlung neun Monate nicht begleiten konnte.

			Später habe ich erfahren, dass das Hamburger Finanzamt in diesen neun Monaten von der Warburg Bank die Rückzahlung von 47 Millionen Euro Steuergeldern aus Cum/Ex-Betrug zunächst gefordert hatte, dann aber doch auf die Rückzahlung verzichtete. Und auch im Jahr 2017 auf die Rückforderung weiterer 43 Millionen Euro aus Cum/Ex verzichten wollte, bis sich das Bundesfinanzministerium einschaltete und die Rückforderung anwies.

			Noch später wurde öffentlich, dass Christian O., der damalige Aufsichtsratsvorsitzende der Warburg Bank, dreimal persönlich bei Olaf Scholz vorgesprochen hat, der damals Hamburgs Erster Bürgermeister war …

		

	
		
			3. Kapitel 
Auf Menschen hinabschauen wie auf Ameisen – die Täter

			Elfenbeintürme und Raumschiffe

			»Man könnte ganz einfach sagen, in diesem Elfenbeinturm, in dem wir gearbeitet haben – stellen Sie sich einfach ein 38 Stockwerke hohes Haus in Frankfurt, in der Finanzmetropole Frankfurt, vor und stellen Sie sich vor, da arbeiten auf einem Flur 30, 40 Personen, die alle meinen, das Rad neu erfunden zu haben in ihrem Bereich – Steuerrecht, Bankrecht, Kapitalanlagerecht – und genau so haben wir uns gefühlt da oben, wenn Sie dann runtergeguckt haben auf die Straße, auch die Taunusanlage, dann haben Sie nur noch ganz kleine Menschen gesehen. Und das war die Welt, die normale Welt, zu der gehörten wir nicht mehr. Wir waren da ganz oben.«[4]

			So äußerte sich Dr. S., einer unserer Kronzeugen, gegenüber Journalist*innen von Correctiv zu seinen Cum/Ex-Taten und der Attitüde der Branche. »Dieses Raumschiff«, fährt er fort, »in eine ferne Galaxie ist dieses Team geflogen, sehr schnell, sehr hoch und dann – da werden wir sicherlich auch noch dazu kommen – [hat es] eine grandiose Bruchlandung hingelegt.«

			Was vor dieser Bruchlandung geschehen ist, beschreibt er so:

			»Ich denke, es war vor 2005, als ich das erste Mal eine Million Euro verdient hatte. Jetzt könnte man denken, das reicht doch, aber aus der heutigen Perspektive kann ich eins sagen: Es war nie genug. Es kamen viele, viele, viele Millionen noch in den Jahren danach, die ich übrigens alle wieder abliefern musste, aber das ist wichtig zu verstehen. Selbst wenn Sie nachher so viel Geld auf dem Konto haben, dass Sie das in ihrem ganzen Leben nicht mehr ausgeben können.«[5] Und: »(…) aber es ging nicht mehr um Zahlen, es ging nicht mehr um die nächste Mio, es ging um den Thrill, die Herausforderung, das ist ihr zweiter Punkt, die Herausforderung, immer schlauer zu sein als alle anderen. Ich kann das vielleicht wirklich in diesen ganz platten Satz pressen: Wir haben da oben in diesem 32. Stock aus dem Fenster geguckt und haben gedacht, wir sind die Schlausten, wir sind die Genies, und ihr seid alle doof.«

			Diese arrogante und abgehobene Haltung einer Branche dem Rest der Welt gegenüber haben wir Ermittler auch oft zu spüren bekommen: abschätzige Blicke auf abgewetzte Schuhe, gönnerhafte Bemerkungen wie: »Sie als Beamte können das vielleicht nicht verstehen, für Sie sind ja ein paar Millionen viel Geld. Aber für uns war das Spielgeld«, bis hin zu wütenden, abwertenden Beschimpfungen wie: »Sie mit Ihrer billig wirkenden Kleidung«. Auf der anderen Seite war es genau diese Arroganz und das Vertrauen darauf, dass keiner einem etwas kann, die zu Leichtsinn und Fehlern geführt hat und zu einer massiven Unterschätzung der Ermittler*innen.

			Der Strippenzieher

			Bei großen Fällen von Wirtschaftskriminalität gibt es meist viele Beschuldigte. Und es gibt fast immer einen, der es schafft, alle anderen für sich zu instrumentalisieren. Das habe ich in vielen Verfahren beobachtet, in jeglichem Umfeld: in Banken, in Unternehmen oder in Schwarzarbeiter-Milieus. Einer steht immer im Zentrum. Einer, der so geschickt agiert, dass alle anderen ihm auf den Leim gehen. Der größte Nutznießer von allen. Ich fand es immer spannend zu fragen: Wie hat der das gemacht? Wie hat er alle anderen instrumentalisiert?

			Cum/Ex ist ein gigantischer Fallkomplex. Er hat mehrere solcher Zentren – alle im Banken- und Beratungsmilieu, – in denen solche Personen agiert haben. Mit einigen von ihnen bin ich während der Ermittlungen direkt in Kontakt gekommen, unter anderem bei den zahlreichen Vernehmungen.

			Es war im Spätsommer 2016 – ich war noch in meiner »Erprobung« bei der Generalstaatsanwaltschaft Köln, – als ich den Anruf eines Strafverteidigers bekam, den ich bereits aus früheren Ermittlungsverfahren kannte. Er stellte sich mir als neuer Verteidiger von Dr. S. vor, des ehemaligen Partners von Dr. B. in der Frankfurter »Investment-Boutique«. Der Anwalt teilte mir mit, sein Mandant habe sich entschlossen, andere Wege zu gehen, und wolle gern ein Gespräch mit uns führen. Alles klar, dachte ich. Hören wir mal, was er zu sagen hat.

			Mir war klar, dass Vernehmungen immer das Potential haben, die Ermittlungen erheblich zu beschleunigen. Aber natürlich nur, wenn es einem gelingt, den Beschuldigten oder Zeugen auch wirklich zum Reden zu bewegen. Leider lernt man so etwas im Rahmen der Ausbildung nicht. Viele Jahre zuvor, als ich meine allererste Vernehmung durchführte, hatte ich noch einen langen detaillierten Fragenkatalog vorbereitet, an den ich mich während der gesamten Vernehmung streng gehalten, man könnte auch sagen, geklammert habe. Kein Wort habe ich verloren, das nicht in diesem Fragenkatalog stand. Vor allem durch meine Zusammenarbeit mit dem LKA lernte ich dann, dass eine offene Gesprächsführung besser funktioniert. Wenn man nicht strikt von einer Frage zur nächsten übergeht, sondern auf die Antworten reagiert, Verständnis- und Rückfragen stellt, bekommt man viel bessere Ergebnisse. Diese Technik hatten wir bei den Gerüstbauern und auch dem Umsatzsteuerbetrugsfall eingesetzt, und es hat sich immer gelohnt. Gerade der Umsatzsteuerbetrugsfall litt unter viel zu wenig Personal, und die erfolgreiche Vernehmung hat die Ermittlungen weit nach vorn gebracht.

			Mit der Zeit wurde ich immer routinierter. Ich lernte, auf die Signale zwischen den Zeilen zu achten und nicht nur auf das gesprochene Wort. Der enge Austausch mit den Ermittlern hat mich darin bestärkt, dieser Wahrnehmung zu vertrauen. Die meisten meiner Kollegen haben nur selten Vernehmungen durchgeführt und sie meist den Ermittlern überlassen. Und auch in den Reihen der Ermittler waren nicht alle in gleicher Weise erfahren wie die Kollegen des LKA. Viele präferierten daher feste Fragenkataloge, die Sicherheit vermitteln. Je mehr man die Befürchtung hat, dem Sachverhalt nicht gewachsen zu sein, desto höher ist vielleicht das Bedürfnis nach Sicherheit. Verstärkt wird das durch die besagte Arroganz der Wirtschaftsanwälte, die fachliche Überlegenheit suggerieren soll. Das geschieht nicht nur verbal, sondern auch nonverbal durch Statussymbole wie Maßanzüge, Manschettenknöpfe, teure Uhren und einen dominanten Auftritt. All das verstärkt bei vielen Beamten das oft sowieso schon vorhandene Gefühl der Unterlegenheit.

			Zum Glück hat das bei mir nie funktioniert. Vielleicht, weil ich diese Welt, diese Typen und ihr Auftreten kannte. Mein Vater hat bei einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft gearbeitet. Wenn ich ihn im Büro besuchte oder wir seine Kollegen als Gäste zu Besuch hatten, konnte ich dieses Milieu, den Habitus und die Umgangsformen beobachten. Und habe dabei festgestellt, dass hinter der Fassade völlig unterschiedliche Menschen stecken. Und wie auch sonst im Leben waren mir einige sympathischer als andere.

			Diese Unbefangenheit kam mir bei den Vernehmungen der Banker und Berater natürlich zugute. Für mich waren das Beschuldigte wie alle anderen auch. Und noch eine meiner Eigenschaften hat sich als äußerst hilfreich herausgestellt: Ich war schon immer neugierig und hatte Spaß daran, Dingen auf den Grund zu gehen. Das funktioniert am besten, wenn man schlicht fragt. Und fragt. Und fragt. So lange, bis wirklich alles ganz klar ist. Auf dem Weg dahin hatte ich kein Problem damit, zu sagen: »Das verstehe ich nicht. Bitte erklären Sie mir das genauer.« Ich habe mir jeden Begriff erklären lassen, den ich nicht kannte. Wenn man beharrlich nachfragt, hebt sich irgendwann der Schleier, und der Sachverhalt wird einfach, auch wenn man weder Steuerrecht noch Wirtschaftswissenschaften studiert hat. Manchmal wird aber auch deutlich, dass es da gar keine Erklärung gibt, weil der Beschuldigte versuchte, uns in die Irre zu führen.

			Als ich den Anruf von Dr. S.s Anwalt bekam, waren wir nicht mehr am Anfang der Ermittlungen, sondern hatten schon erste Zwischenergebnisse. Trotzdem waren viele Fragen noch offen, und ich war gespannt, ob und wie Dr. S. sie aus der Perspektive eines Beteiligten beantworten würde. Um die Vernehmung optimal führen zu können, habe ich schon bei der Generalstaatsanwaltschaft mit der Vorbereitung angefangen, wenn auch heimlich. Denn während der Erprobung war es mir strengstens untersagt, mich mit anderen Themen als den dortigen zu beschäftigen. Aber da die Vernehmung von Dr. S. gleich im Anschluss an meine Rückkehr zur Staatsanwaltschaft stattfinden sollte, hatte ich nur noch wenige Wochen Zeit. Also vertiefte ich mich heimlich in den Teil des E-Mail-Verkehrs von Dr. S., den das LKA schon vorsortiert und als relevant bewertet hatte. Schnell wurde klar, dass Dr. S. mit sehr vielen Personen diskutiert, Details ausgehandelt und auch Vorgaben gemacht hatte. Ich muss sagen, ich war wirklich neugierig auf eine derart zentrale Person.

			Als ich zurück auf meinem Posten in Köln war, musste ich erst einmal feststellen, dass die Cum/Ex-Fälle inzwischen XXX XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX
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			Damals war mir diese Sache völlig schleierhaft. Rückblickend frage ich mich, ob politische Einflussnahme dahintergesteckt haben könnte. Ist es denkbar, dass diese Ermittlungen verhindert werden sollten?

			Als ich dann mit der Arbeit weitermachen konnte, bin ich mit dem LKA die einschlägigen E-Mails durchgegangen: Wie verstehen wir diese Mail und jene? Was ist noch unklar? Was könnte der Betreffende uns zum Kontext der Kommunikation mitteilen? Wir haben das intensiv betrieben, und am Ende fühlten wir uns gut vorbereitet.

			Maßanzug, Manschettenknöpfe und luxuriöse Uhren – die Psychologie der Täter

			Am Tag, den wir mit Dr. S. und seinem Verteidiger als Termin verabredet hatten, bereitete ich den Vernehmungsraum wie üblich vor, besorgte im Bioladen Kekse und Wasser und organisierte Kaffee. Als Dr. S. mit seinem Verteidiger eintrat, hatte ich unmittelbar den Eindruck, hier stünde ein typischer Jurist aus der Finanzelite vor mir: teurer, maßgeschneiderter Anzug, eng geschnitten, luxuriöse Uhr am Handgelenk, Manschettenknöpfe. Ein deutlicher Kontrast zu den Ermittlern vom LKA mit ihren legeren karierten Hemden und Jeans.

			Dr. S. hatte sehr professionelle Umgangsformen, wie man sie von Juristen kennt. Verbindlich kam er mir vor und ein bisschen arrogant. Ich hatte damals keine Ahnung, dass wir Dr. S. und seinen Anwalt in den nächsten 14 Monaten immer wieder in unserem Vernehmungsraum treffen würden …

			Oft sind die Beschuldigten in den Vernehmungen erst mal ein bisschen vorsichtig, warten ab. Ich versuche dann, ihnen klarzumachen, dass wir ihnen keine Fallen stellen werden und eine Kooperation für beide Seiten erfahrungsgemäß Vorteile besitzt. Allerdings nur, wenn die Angaben auch zu den übrigen Beweismitteln wie E-Mails, Verträgen, Transaktionsdaten etc. passen. Nicht nur wir, auch das Gericht wird später die Aussage daraufhin überprüfen, ob sie sich mit allen anderen Aussagen und Beweismitteln in Einklang bringen lässt. Passt alles zusammen, dann wirken sich Geständnis und Kooperation später vor Gericht strafmildernd aus. Da die Beschuldigten üblicherweise anwaltlich vertreten werden und oft sogar über größere Anwaltsteams verfügen, ist ihnen die Rechtslage meist schon klar, bevor sie zu uns kommen. Ich erzähle ihnen dann nichts Neues. Trotzdem halte ich solche Gespräche zu Beginn einer Vernehmung für sinnvoll, um sich aneinander zu gewöhnen und Nervosität abzubauen.

			Es ist mir nicht immer geglückt, die Beschuldigten zur Kooperation zu bewegen. Im Schwarzarbeiter-Fall konnte ich die Gerüstbauer einfach nicht überzeugen, mit uns zusammenzuarbeiten. Sie hatten wahnsinnig viel gearbeitet und deswegen auch recht gut verdient, und ich konnte ihnen einfach nicht begreiflich machen, dass ein reguläres Arbeitsverhältnis mit Versicherungsschutz und Einzahlungen in die Rentenkasse für sie auf Dauer lohnender sei als Bargeld direkt auf die Hand. Es war eine sehr verschworene Gruppe, und sie sind uns gegenüber bis zum Schluss zurückhaltend geblieben.

			Die typische Arroganz der Finanzbranche war in den Vernehmungen fast immer spürbar. Bei Beschuldigten, aber auch bei ihren Anwälten. Mir gelingt es meistens ganz gut, diese Attitüde nicht persönlich zu nehmen. Interessanterweise war es in den Vernehmungen oft auch so, dass sich das mit der Zeit legte. Je länger wir mit den Beschuldigten geredet haben, desto entspannter wurden sie. Nicht selten sind die Beschuldigten und ihre Anwälte mir am Ende der Vernehmung sympathischer gewesen als am Anfang. Hinter der ganzen arroganten Attitüde und den teuren Anzügen stecken eben auch nur Menschen, die wahrgenommen werden wollen. Und die wahrscheinlich oft unsicher waren, wie sie sich in der für sie ungewohnten Situation verhalten sollten, und diese Unsicherheit dann manchmal überkompensierten. Wenn sie im Laufe der Vernehmung ihre zunächst zur Schau getragene Arroganz etwas ablegten, dann schien an der ein oder anderen Stelle der Mensch durch, der sich hinter dieser Fassade versteckte. Das waren dann wirklich authentische Momente.

			Dr. S. haben wir 14 Monate lang immer wieder vernommen, über viele Stunden hinweg. Es waren denkwürdige Begegnungen, über die ich mich hier größtenteils nicht äußern kann. Er selbst hingegen hat immer wieder über die Vernehmungen gesprochen. Im Interview mit Correctiv spricht er über die Gespräche, die er mit uns führte: Er beschreibt den Vernehmungsraum – etwa acht Quadratmeter groß, Gitter vor den Fenstern. Er schildert, wie groß seine Angst vor diesen Vernehmungen gewesen sei: »Der Tag der größten Angst in meinem Leben« sei der Tag der ersten Vernehmung gewesen. Und er macht klar, dass er in den 14 Monaten unserer Vernehmungen durch die größte Krise seines Lebens gegangen sei, am Tiefpunkt habe er sogar sterben wollen. Und dennoch sei er dankbar dafür, »dass ich diese 14 Monate erleben durfte«. Denn »über die Monate hinweg hat man nie die Geduld mit mir verloren, und das ist ein Geschenk«. Denn: »Die Ermittler haben sehr feines Gespür dafür, wo man Dinge zurückhält. Und immer dann, wenn ich das im Vernehmungsraum getan habe, bin ich ziemlich auf die Nase gefallen, und am Ende hat man mir geholfen, immer wieder aufzustehen, und erst im letzten Drittel der Vernehmung, als ich wirklich alles auf den Tisch gelegt hatte, was ich wusste, konnte ich auch diese befreiende Wirkung fühlen. Konnte ich endlich sagen, ich habe mich von den Geistern der Vergangenheit befreit.« Wir hätten ihn wie einen Menschen behandelt und ihm die Gelegenheit gegeben, seine Geschichte zu erzählen.

			Das stimmt. Ich habe bei Vernehmungen von verdächtigen Wirtschaftskriminellen die Erfahrung gemacht, dass es sich oft lohnt, sie erst einmal frei erzählen zu lassen und nicht direkt auf die heiklen Themen wie die eigene Rolle zu sprechen zu kommen. Die eigene Schuld, die ist ja das schwierigste Thema. Sie zu thematisieren, das braucht einfach Zeit. Das geht den meisten Menschen so. Deswegen haben wir die Beschuldigten immer erst das erzählen lassen, was sie unbedingt loswerden wollten.

			Ich erinnere mich noch sehr gut an die Vernehmung eines Beschuldigten in der Cum/Ex-Ermittlung, der sich nach der Begrüßung direkt – und unaufgefordert – an unser Whiteboard gestellt und freudestrahlend mitgeteilt hat, dass wir jetzt mal zusammen den Fall erarbeiten würden. Die Ermittler und ich, wir waren verblüfft, haben ihn aber erst mal machen lassen. Er stand also am Whiteboard und hat eine Skizze gezeichnet, die zeigen sollte, wie Cum/Ex funktioniert. Sie deckte sich nun allerdings so gar nicht mit unseren Ermittlungsergebnissen. Denn die Millionen stammten laut dieser Erklärung natürlich nicht aus Steuergeld, sie stammten von einem »altruistischen Scheich«. Der Scheich sei derartig reich, wurde uns mitgeteilt, dass er nicht so viel Wert auf sein eigenes Vermögen lege und anderen gern etwas davon abgebe. Wer kennt das nicht? Wenn es in Vernehmungen derart abstrus wurde, konnten wir uns hin und wieder ein Kichern nicht verkneifen.

			Solche Szenen sind gar nicht untypisch für Vernehmungen. Die Beschuldigten bleiben in der Erzählung, die sie sich zurechtgelegt haben, und probieren aus, wie weit sie damit kommen. Das ist rechtlich zulässig. Beschuldigte müssen sich nicht äußern, und wenn sie es tun, dann dürfen sie die Ermittlungsbehörden auch anlügen. Aber natürlich müssen die Ermittler nicht alles glauben.

			Grundsätzlich habe ich die Erfahrung gemacht, dass wir zu Beginn von Vernehmungen oft wenig über Cum/Ex erfahren haben und noch viel weniger über die Rolle des jeweiligen Beschuldigten bei Cum/Ex. Sehr viel haben wir hingegen darüber erfahren, wie die Beschuldigten von uns gesehen werden wollten: als gut in die Gesellschaft integrierte, fleißige und beruflich sehr erfolgreiche Menschen, keinesfalls als Kriminelle. Viele machten langwierige Ausführungen zu ihrem – bis auf die Cum/Ex-Straftaten – untadeligen Lebenswandel samt altruistischer (Charity-)Aktionen. Sie empfanden es als absolut empörend, überhaupt mit strafrechtlichen Vorwürfen konfrontiert zu werden, und nicht wenige hielten sich für Opfer staatlicher Willkür. Oft wurden diese Geschichten begleitet von emotionalen Ausbrüchen. In vielen Ermittlungen und Verfahren habe ich beobachtet, wie sich Menschen in ihre eigene Wahrheit derart hineinsteigern, dass sie die volle Bandbreite der dazu passenden Gefühle durchleben: Wut, Verzweiflung, Trauer. Manchmal wurden die Betreffenden regelrecht von einer Welle des Selbstmitleids überrollt und sind an der – aus ihrer Sicht – ungerechten Welt verzweifelt. Einige konnten nicht fassen, dass sie sich überhaupt für ihre Taten verantworten und Ermittlungen über sich ergehen lassen mussten.

			Selbstverständlich haben Beschuldigte das Recht, jede Maßnahme der Staatsanwaltschaft rechtlich prüfen zu lassen, davon haben bei Cum/Ex nahezu alle Gebrauch gemacht. Wenn dann aber die Gerichte zu dem Schluss kamen, dass die Ermittlungen rechtmäßig waren oder die Angeklagten später verurteilten, hielten das einige für einen Justizskandal. Und empörten sich erneut. Dies zeigt, dass auch bei intelligenten Menschen, die sich ganz offensichtlich ins Unrecht gesetzt haben, wenig Einsicht, dafür aber große Emotionen an der Tagesordnung sein können. Davon abgesehen sind einige Beschuldigte auch sehr gut darin, Emotionen vorzutäuschen, um Ermittler zu manipulieren. Dann fließen die sprichwörtlichen Krokodilstränen. Oder es werden rührselige Szenen aus der Kindheit präsentiert und der Schluss nahegelegt, dass die Gier nach Geld den Eltern zu verdanken ist. Einige betonten ihr fortgeschrittenes Alter und erzählten von ihren Enkeln, offenbar um bei den Richtern und in der Öffentlichkeit Erinnerungen an die eigenen Großeltern zu wecken.

			All dies hat den Zweck, Ermittlern, Staatsanwälten und Richtern das Bild eines untadeligen Menschen, keineswegs eines Kriminellen zu präsentieren. Kriminell, das sind die anderen, die im Supermarkt stehlen oder Drogen nehmen.

			Ich habe mit der Zeit gelernt, dass große Emotionalität nicht automatisch ein Zeichen für Authentizität ist. Diese Gefühle werden in dem Moment so erlebt, sagen aber dennoch wenig darüber aus, ob die Aussagen wahr sind oder nicht. Meiner Meinung nach müssten Staatsanwälte, Ermittler und Richter psychologisch geschult werden, um diese Manipulationen zu erkennen. Denn sie kommen im echten Leben vielschichtiger und subtiler daher, als ich es hier schildern könnte.

			Wie schwer es manchen Beschuldigten fällt, von ihren Erzählungen abzulassen, sogar wenn sie den eigenen Interessen entgegenstehen, habe ich in einer Hauptverhandlung erlebt. Wir hatten den Beschuldigten monatelang vernommen, immer wieder, und er hatte uns – nach den üblichen Anfangsschwierigkeiten – Schritt für Schritt alles erzählt, detailliert seine Rolle beschrieben, seine Gewinne offengelegt. Er war voll geständig und kooperativ. Er hatte das auch bereits vor Gericht wiederholt, aber dann, in seiner ersten Vernehmung nach der Weihnachtspause, behauptete er plötzlich, er sei völlig unschuldig. Mit genau dem Satz, mit dem er Monate zuvor seine erste Vernehmung eröffnet hatte: »Ich weiß gar nicht, was ich hier soll. Ich habe doch nur Futures verkauft.«

			Futures (auf Deutsch: Termingeschäfte) sind eine Form der Derivate. Sie werden als Verträge gehandelt, die den Kauf oder Verkauf einer bestimmten Geldanlage (z. B. Rohstoffe, Währungen, Aktienindizes) zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Zukunft zu einem festgelegten Preis vereinbaren. Der Preis wird bei Vertragsabschluss festgelegt und ist unabhängig von späteren Marktbewegungen. Futures sind ein typischer Baustein von Cum/Ex-Transaktionen.

			Ich kann mich gut an die überraschten Gesichter der Kammer erinnern. Und daran, wie sein neben ihm sitzender Rechtsbeistand gestikulierte, sich zu ihm hinüberbeugte und eindringlich mit ihm flüsterte. Ich meine auch mehrere Tritte vors Schienbein gesehen zu haben. Im Laufe des Tages beruhigte er sich und knüpfte an seine ursprüngliche Aussage an. Interessant finde ich, dass dieser Umschwung genau nach Weihnachten kam. Ich nehme an, dass er in der Weihnachtspause Kontakt zu alten Kollegen aus seiner Bubble gehabt hat und die ihm ordentlich einheizten, im Stil von: Bist du verrückt? Mit der Staatsanwaltschaft spricht man nicht! Bei meinen Drogenkriminellen in der Gnadenstelle war es oft ganz ähnlich: Wenn sie zum Beispiel mit der Bahn fuhren und am Bahnhof auf ihre alten Freunde trafen, dann ließen sie sich wieder etwas andrehen und fielen in alte Muster zurück.

			In einigen Vernehmungen haben die Beschuldigten im ersten Anlauf schon so viel erzählt, dass ihre vorher zurechtgelegte Verteidigungsstrategie nicht mehr passte und sich Inkongruenzen ergaben. In diesen Fällen habe ich immer versucht, die Fragen mit den Beschuldigten und ihren Anwälten gemeinsam zu klären. »Wenn wir das jetzt nicht machen«, habe ich gesagt, »dann macht es der Richter. Und wenn dann in der Hauptverhandlung eine seltsame Erklärung kommt, die niemanden überzeugt, dann hilft das keinem.« Wir haben die Beschuldigten nie überrumpelt oder unter Druck gesetzt, sondern ihnen Zeit gegeben, in Ruhe zu überlegen und sich mit ihren Anwälten zu besprechen. Im besten Falle erreicht man auf diesem Weg eine Aussage, die zu den anderen Beweismitteln wie E-Mails oder Vertragsunterlagen passt und zu der der Beschuldigte auch steht. Natürlich braucht das Zeit und einen langen Atem, aber am Ende hat man eine Aussage ohne Leerstellen oder Inkonsistenzen, die die Beschuldigten dann auch in der Verhandlung vor Gericht wiederholen.

			Bei Dr. S. hat dieser Prozess lange gedauert. In seiner Hauptverhandlung war ich als Zeugin geladen und habe es sinngemäß so beschrieben: »Dr. S. hat zunächst sehr viele Anekdoten erzählt und sie detailliert ausgeschmückt. Dadurch wurde die Szene, in der er sich bewegte, sehr lebendig. Aber was er erzählt hat, war anfangs meist Nebengeschehen. Die Kernfragen – Was ist inhaltlich besprochen worden? Wie war die Gewinnverteilung? Wie viel haben Sie verdient? Wie viel die anderen? – hat er monatelang nicht beantwortet.« In der Hauptverhandlung habe ich das Bild eines Käfers benutzt, der seine Mistkugel vor sich herschiebt.

			Correctiv gegenüber stellt Dr. S. seine Rolle für unsere Ermittlungen so dar: Uns hätten zwar bereits alle Puzzleteile dieses »perfekten Verbrechens« vorgelegen, aber wir hätten keine Ahnung gehabt, wie wir sie zusammensetzen sollten. Er habe uns geholfen, den »Da-Vinci-Code« zu knacken. Ich erinnere mich ein wenig anders und habe das auch vor Gericht bekundet. Nicht die blumigen Schilderungen waren der Gamechanger, Dr. S.s Verdienst für die Ermittlung war vielmehr, dass er weitere Kronzeugen überzeugt hat, mit uns zu reden, darunter mehrere Händler. Einer der Händler hat, ganz anders als Dr. S., sofort zu Beginn der Vernehmung alles auf den Tisch gelegt. Er hat uns gesagt, wie viel er verdiente, hat uns Geschäftsunterlagen seiner Gesellschaften aus Übersee mitgebracht, die wir wahrscheinlich ansonsten niemals bekommen hätten. Er beschrieb ganz genau, wie sein Alltag aussah, wie die Vorbereitung und die Planung liefen, wer mit wem worüber gesprochen hat und in welcher Form, per E-Mail oder per Telefon. Er hat uns erklärt, wie er die Kontrolle über die Aktien behalten habe, trotz der unfassbar dynamischen Bewegung am Markt rund um den Dividendenstichtag. Das war für uns ein Riesenschritt, weil er nicht nur unsere Arbeitshypothesen bestätigte, sondern uns auch sehr viele Details geliefert hat. Er berichtete uns einfach ganz genau, wie Cum/Ex praktisch funktioniert hat. Und wiederholte das später vor Gericht mehrfach und widerspruchsfrei.

			Heute frage ich mich, welche Strategie Dr. S. verfolgt hat, als er uns diese wichtigen Kronzeugen servierte. Er wollte Kooperationspunkte sammeln, um ein möglichst mildes Urteil zu bekommen. Das ist logisch. Aber er hat sich offenbar nicht klargemacht, dass die Zeit der blumigen Anekdoten vorbei ist ab dem Moment, in dem wir dank anderer Kronzeugen zum Kern der Sache vordringen. Vielleicht konnte er sich nicht vorstellen, dass wir diese Kronzeugen so ausgiebig befragen. Ich nehme an, er hat uns bis zu diesem Zeitpunkt nicht so ganz ernst genommen.

			Im Correctiv-Interview[6] stellt Dr. S. heraus, dass wir nie die Geduld mit ihm verloren hätten, denn: »Am Anfang der Vernehmung habe ich vieles gesagt, aber nicht alles.« Letztlich sei es dann ein »großes Geschenk« gewesen, als er im letzten Drittel der Vernehmung »wirklich alles auf den Tisch gelegt hatte, was er wusste«. Er habe in dieser Zeit viel lernen müssen, akzeptieren, dass er etwas falsch gemacht habe. Zusammenbrüche habe er gehabt. Über mich sagt er: »Sie hat meinen vollen Respekt.« Und dass er nie gedacht hätte, dass er das einmal über »die Feindin von einst« sagen würde. »Garantien gab es keine«, stellt er fest. Es sei »relativ klar« gewesen, »dass ich unter sieben Jahren Haft da nicht rausgehen werde«.

			Auch als Zeuge in der Hauptverhandlung, beispielsweise gegen seinen ehemaligen Partner Dr. B., hat Dr. S. sich dem Gericht und der Öffentlichkeit stets als geläutert und kooperativ präsentiert. Seine illegal verdienten Millionen, so sagte er, lägen auf einem Treuhandkonto, und er werde sie an den Staat zurückzahlen.[7]

			Dann, im Januar 2025, die 180 °-Wende: Dr. S. steht selbst als Angeklagter vor Gericht. Plötzlich ist nicht mehr von Rückzahlung die Rede. Im Gegenteil: Die noch zurückzuzahlenden Millionen seien keine Barmittel gewesen, sondern »Treugut« in Form von Aktien. Die Unternehmen, in die er investiert habe, seien inzwischen »untergegangen«. »Ich bin an der Grenze meiner Leistungsfähigkeit.«[8] Auch die 14 Monate Vernehmung stellt sein Anwalt vor Gericht ganz anders dar als Dr. S. im Interview mit Correctiv: Ich hätte Dr. S. »die Einstellung des Verfahrens in absehbarer Zeit« in Aussicht gestellt.[9] Die Staatsanwaltschaft habe sich Dr. S. gegenüber »schäbig« verhalten, er sei in seiner Menschenwürde verletzt worden. Mit der Anklage hätte ich ihn »vor den Bus geworfen«.[10] Außerdem behauptet er aus dem Nichts, ich hätte ein Dienstgeheimnis verletzt, um eine für mich positive Medienkampagne zu lancieren. Diese Story wurde in verschiedenen zum Springer-Konzern gehörenden Medien platziert, was möglicherweise an den Kontakten seines Kommunikationsberaters lag.

			In der Verhandlung gegen Dr. S. sind Ermittler, sein ehemaliger Strafverteidiger und ich selbst zu seinen Behauptungen über »schäbiges« Verhalten und die angebliche Verletzung des Dienstgeheimnisses gehört worden. Trotz der begleitenden Medienkampagne glaubte das Gericht Dr. S. in diesen Punkten nicht und verurteilte ihn zu einer Bewährungsstrafe.

			Heute ist Dr. S. »Senior Partner« der Kanzlei »Pontinova Law« mit Offices in Zürich, Zug und Abu Dhabi und wird als Experte für den Bereich »Krisenmanagement« genannt. Dazu gehört »hervorragende Rechtsberatung und -verteidigung in straf- oder zivilrechtlichen Angelegenheiten«, »Mental Coaching« sowie »Medien & Kommunikation«, also u. a. »Koordination von TV, Presse und Online-Medien, Zusammenarbeit mit Top-Medienanwälten und Beratern«.[11]

		

	
		
			4. Kapitel 
Lobbyarbeit zahlt sich aus

			Lobbyarbeit

			Die ursprüngliche Idee von Lobbyarbeit ist eigentlich ganz unschuldig: Steht beispielsweise eine Entscheidung über eine Gesetzesänderung an, dann können sich Politik und Verwaltung mit Lobbyisten, also Vertretern der betreffenden Branche, austauschen und so deren Expertise und Praxisperspektive für die Entscheidungsfindung nutzen. Hierbei geht es um einen ehrlichen Austausch. Der ist rechtsstaatlich und demokratisch. In Schieflage gerät dieses System bei Intransparenz und/oder einem starken Ungleichgewicht in der Interessenvertretung. Wenn die Öffentlichkeit nicht mehr nachvollziehen kann, wie und von wem politische Entscheidungsträger*innen beeinflusst werden, oder wenn die Interessen von einigen wenigen mächtigen Unternehmen viel stärker vertreten sind als die der Zivilgesellschaft. Dann entsteht ein Schaden für unser Gemeinwohl und für die Demokratie.

			Seit drei Jahren gibt es in Deutschland ein Lobbyregister, in das sich die Lobby-Akteure eintragen müssen. Das ist ein echter Fortschritt, weil nun endlich mehr Licht in das Dunkel der Finanzlobby fällt. Finanzwende nutzt das Register jährlich, um zu schauen, was Neues über die Finanzlobby aus dem Register gelernt werden kann. Aber auch Finanzwende war überrascht, als sie 2023 zum ersten Mal analysierte: Unter den Top-Lobby*istinnen ist die Finanzlobby am stärksten. Nicht die Autolobby, nicht die Pharmalobby, sondern die Finanzlobby. Und das Ergebnis bestätigte sich seither jedes Jahr. Mittlerweile seit drei Jahren steht die Finanzbranche an der Spitze. Unter den Top-100-Einträgen sind zehn von der Finanzlobby – mehr als von jeder anderen Branche. Allein diese Top-10-Akteure der Finanzlobby gaben im Jahr 2024 fast 40 Millionen Euro für Lobbyarbeit aus, mehr als die größten Akteure der Auto- und Chemielobby zusammen. 442 Lobbyist*innen haben im vergangenen Jahr in Berlin allein für diese zehn Finanzakteure – also die Spitze des Eisbergs – Prozesse und Gesetze im Sinne der Finanzbranche beeinflusst. Rechnet man diese Zahl auf die Mitglieder des Finanzausschusses des Bundestags um, dann kommen auf jedes Mitglied fast zehn Lobbyist*innen, die sich an jeder Stelle des Gesetzgebungsprozesses intensiv einschalten können. Einige Seitenwechsler aus der Politik, die ihr Netzwerk für privilegierte Zugänge beispielsweise zu Minister*innen und Staatssekretär*innen nutzen können, sind dabei und machen immer mal wieder Schlagzeilen. Sie sind aber nur die exponiertesten Vertreter von vielen weiteren. Die Finanzlobby kennt vielfältige Wege, ihren Interessen Gehör zu verschaffen[12]. Und auch hier gibt es eine gefährliche Schieflage.

			Zivilgesellschaftliche Organisationen, die die Interessen der Bürger*innen vertreten, können da schlicht nicht mithalten. Sie verfügen nicht über eine vergleichbare Anzahl gut bezahlter Mitarbeiter, geschweige denn ähnlich hoher Lobby-Budgets. Die Bürgerbewegung Finanzwende konnte zum Beispiel 2024 nicht einmal 140 000 Euro in Lobby-Aktivitäten investieren. Allein der Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft gibt im Vergleich jedes Jahr über 15 Millionen Euro für Lobbyarbeit im politischen Berlin aus. Auch Seitenwechsler aus der Politik sind in diesen Organisationen selten zu finden. Dieses Ungleichgewicht an Kräften, Budget und politischen Netzwerken führt dazu, dass die profitgeleiteten Einzelinteressen der Finanzbranche viel öfter Gehör finden als gemeinwohlorientierte Perspektiven. Die Politikwissenschaftlerin Wiebke Marie Jung hat festgestellt, dass Lobbyismus auch immer eine Frage des Geldes ist: »Meine Forschung zeigt, dass das mit mehr Lobby-Aktivität, mit mehr Zugang zu Politikern und mit mehr Erreichung von Lobby-Zielen zusammenhängt.«[13]

			Deswegen wundert es mich nicht, dass gerade da, wo es um viel Geld geht, politische Entscheidungen getroffen werden, die nicht im öffentlichen Interesse sind.

			Bei Cum/Ex ging es um sehr viel Geld.

			Ein Gesetz – null Effekt

			Im Jahr 2007 hat das Bundesfinanzministerium versucht, Cum/Ex-Betrug mit einem Gesetz zu unterbinden. Wie wir heute wissen, hat das nicht funktioniert. Will man wissen, warum, dann muss man sich die Umtriebe rund um dieses Gesetz genauer anschauen: Erstens fällt auf, dass die Gesetzesvorlage direkt vom Bankenverband stammte, einer mächtigen Lobbyorganisation. Zweitens fällt auf, dass die Vorlage des Bankenverbandes nahezu wörtlich, bis auf das letzte Komma, in das Gesetz übernommen wurde. Erstaunlicherweise. Das ist in etwa so, als würde man einer Autoschieberbande die Aufgabe übertragen, ein neues System für Sicherheitsschlösser zu entwickeln. Drittens fällt auf, dass das alles geschah, obwohl kritische Stimmen aus den eigenen Reihen der Finanzverwaltung darauf hinwiesen, dass diese Vorlage den Betrügern in die Hände spiele. Diese Stimmen wurden ignoriert, behielten aber recht: Nachdem dieses Gesetz verabschiedet worden war, nahm der Cum/Ex-Betrug erst richtig Fahrt auf. Denn der Gesetzentwurf enthielt zwar Regelungen für Leerverkäufer mit inländischen Debotbanken, richtete sich aber nicht an Leerverkäufer, die eine im Ausland ansässige Depotbank nutzten – mit dem Effekt, dass genau darüber fortan die Cum/Ex-Betrügereien abgewickelt wurden.

			Die Cum/Ex-Betrüger konnten also weiterhin ungehindert in die Steuerkasse greifen. Noch dazu konnten sie fortan behaupten, der Gesetzgeber habe bewusst eine Lücke gelassen und es sei legitim, diese auszunutzen. Dass diese Argumentation rechtlich haltlos ist, haben Gerichte mittlerweile festgestellt. Trotzdem bot sie der Branche eine Argumentationsgrundlage, auf die sie künftig ihr Narrativ stützte, dass es eine Gesetzeslücke gebe und der Staat selbst schuld sei, wenn er schlampige Gesetze mache. Fatalerweise wirkte dies wie ein Motivationsschub: Viele Beteiligte nahmen an, dass der Staat sie zukünftig in Ruhe lassen würde, und legten wegen dieser veränderten Risikoeinschätzung erst richtig los.

			Wie sind die politischen Entscheidungsträger auf die Idee gekommen, sich ein Gesetz von der Finanzlobby diktieren zu lassen? Das lässt sich in diesem Fall tatsächlich rekonstruieren, nicht zuletzt durch die Aufklärungsarbeit des Cum/Ex-Untersuchungsausschusses im Jahr 2016: Es stellte sich heraus, dass innerhalb des Bundesfinanzministeriums vor allem der Beamte Arnold R. einen engen Draht zur Finanzlobby hatte. Ursprünglich als Finanzrichter tätig, wurde er von 2004 bis 2008 als Experte für Kapitalertragsteuer ans Finanzministerium geschickt. Er war es, der die Formulierungen des Bankenverbands wortgetreu ins Jahressteuergesetz 2007 überführte und für eine Gesetzesbegründung sorgte, die mindestens als unglücklich zu bezeichnen ist. Arnold R. war es auch, der die berechtigte Kritik aus der Finanzverwaltung abbügelte. Die Branche jubelte und bezahlte R. ab Herbst 2008 sogar ein Jahr lang aus eigener Tasche, während er – offiziell beurlaubt – im Ministerium weiter an Gesetzen arbeitete, wie der Journalist Hannes Vogel im Jahr 2017 schrieb.[14] Als »fachlich interessierter Staatsbürger«, wie er sich selbst bezeichnete, nahm Arnold R. noch 2011 an Arbeitstreffen des Ministeriums mit Banken teil, leitete im Anschluss vertrauliche Entwürfe über seinen privaten Mail-Account an die Bankenverbände weiter und hielt die Lobbyisten diskret über den Stand der Dinge auf dem Laufenden.[15] Ein Lobbyist lobte R.s Anstellung intern als »sinnvolle Investition«: Er habe »durch sein positives Wirken« nachgewiesen, »dass die Entscheidungsfindung im Finanzministerium erheblich beschleunigt werden kann. Hierdurch sparen die Kreditinstitute Zeit und Kosten«. Besser kann man den Effekt von Lobbyarbeit nicht beschreiben. Ein Staatssekretär des Bundesfinanzministeriums wiederum bezeichnete Arnold R. als untadeligen Mitarbeiter und zeigte sich über diese Konstellation »überrascht«.[16]

			Aus meiner Sicht wirft der Fall viele Fragen auf, nicht nur im Hinblick auf die Wahrung des Dienst- und Steuergeheimnisses durch das Bundesfinanzministerium, das einem »interessierten Staatsbürger« Zugang zu Interna erlaubt hat und offensichtlich nicht auf die Idee gekommen ist, dass sein Interesse nicht rein altruistischer Art war. Selbst wenn man nicht unterstellen möchte, dass R. klar vor Augen stand, wie viele Milliarden dieses Gesetz den Steuerzahler kosten würde, als er die Vorlage des Bankenverbandes durchdrückte – ganz offensichtlich hatte er sehr enge Kontakte zur Bankenlobby und ließ sich von ihr bezahlen. Und ganz offensichtlich ist er seiner Aufgabe, im öffentlichen Interesse zu handeln, nicht nachgekommen. Das sind die Folgen eines unheilvollen Näheverhältnisses, wie sie Marco Bülow in Lobbyland – wie die Wirtschaft unsere Demokratie kauft beschreibt: »Wo es um viel Geld geht, ist die Beeinflussung der Politik besonders groß. Dort sind die Lobbys besonders stark und die Vernetzungen zwischen Profipolitik, Wirtschaft und Medien besonders ausgeprägt.«[17] Das Beispiel macht klar, wie die deutsche Finanzlobby arbeitet, wie sie Gesetze nach ihrem Interesse formt und wie sie damit dem Gemeinwohl schadet.

			Auch bei unseren Ermittlungen haben wir immer wieder Hinweise auf Manipulationen vonseiten der Verbände gefunden: Immer dann, wenn Politik oder Verwaltung Maßnahmen planten, die Cum/Ex-Betrug beschränken würden, nahm der E-Mail-Verkehr mit Lobbyisten spürbar zu. Dann wurde diskutiert, wie man die geplanten Änderungen am besten abwehren könnte: Wer könnte Kontakt zu welchem Entscheidungsträger aufnehmen? Was könnte strategisch kommuniziert werden? Meist wurden regelrechte Katastrophenszenarien als angebliche Folge der geplanten Änderungen zusammengesponnen und den Entscheidungsträger*innen zugespielt. Zum Beispiel hieß es, die geplante Regelung werde den gesamten Aktienhandel in Deutschland komplett zum Erliegen bringen oder die drohenden Steuerrückzahlungen würden die Banken in den Ruin treiben und Arbeitsplätze vernichten.

			Warum aber funktionieren Beeinflussungsversuche eigentlich so gut? Ich glaube, dass Behörden für manipulative Näheverhältnisse besonders anfällig sind, wenn sie über wenig Personal und Expertise verfügen. Ich habe oft erlebt, wie wenig fachliches Selbstbewusstsein Mitarbeiter*innen in der Verwaltung haben und wie schnell sie sich unterlegen fühlen. Man kann das gut nachvollziehen, wenn man den Apparat kennt: ständig überlastet, knappe Ressourcen, oft verwahrloste Räumlichkeiten, wenig Lob. Und dann bringt einem ein Lobbyvertreter, der seriös wirkt, freundlich ist und die Materie kennt, einen Vorschlag für ein Problem, von dem man selbst keine Ahnung hat und das kompliziert wirkt. Eine Lösung, die einen guten Eindruck macht und mit der man bei seinen Kollegen oder seinem Chef glänzen kann. Oder ein Vertreter der Branche kommt auf einen zu und bietet an, bei einem von Rechtsanwälten oder Banken organisierten Event zu sprechen, weil er so interessiert an deren Rechtsauffassung sei. Meist steckt weniger ehrliches Interesse an der rechtlichen Auseinandersetzung hinter derartigen Offerten als vielmehr der Versuch, ein Näheverhältnis zu etablieren, welches sich später als nützlich herausstellen könnte.

			Ich kann verstehen, dass der einzelne Entscheidungsträger in diesen Momenten empfänglich für Manipulationen und Lügen ist. Was ich in diesem Zusammenhang nicht verstehe, ist aber, warum wir nicht die nötigen Strukturen schaffen, um auf hauseigene Expertise zurückzugreifen. Es ist ja nicht so, dass die Länder- und Bundesverwaltungen insgesamt gesehen keine Expertise hätten. Innerhalb der Finanzverwaltung oder Justiz arbeiten viele fähige Mitarbeiter mit großer praktischer Erfahrung, was auch die völlig berechtigten Argumente aus den Reihen der Finanzverwaltung zum Entwurf von Arnold R. zeigen. Allein bei den Bankenprüfern am Bankenstandort Frankfurt ist eine immense Fachkompetenz zu finden. Warum wurde im Vorfeld der Gesetzesänderung im Jahr 2007 nicht auf diese zurückgegriffen, sondern auf die Vorschläge der interessengeleiteten Lobbyverbände? Ein Grund hierfür ist meiner Meinung nach, dass in Behörden keine Kultur des Austausches existiert. Man könnte auch sagen, die operative Ebene mit praktischer Erfahrung wird meist nicht gefragt. Und wenn überhaupt ein Austausch zwischen verschiedenen Behörden oder zwischen Bund und Ländern stattfindet, dann ganz überwiegend streng entlang der Hierarchien. Das Dogma der »Kragenweite«. Es besagt, dass immer nur ähnliche Hierarchiestufen miteinander sprechen dürfen. Chefs sprechen mit Chefs. Chefs sind aber meist keine Personen, die über viel operative Erfahrung verfügen. Ich selbst habe oft die Vorgabe bekommen, nicht mit bestimmten Personen aus Verwaltungen zu sprechen: nicht meine »Kragenweite«. Die Informationen wurden – wenn überhaupt – über die Vorgesetzten übermittelt. Auch wenn die Zielperson mehrere Hierarchiestufen von mir entfernt war und die ursprüngliche Information auf dem Weg über die Instanzen teilweise genauso verfälscht wurde, wie wir es vom Kinderspiel »Stille Post« kennen. Wenn man Sachprobleme lösen will, dann muss man sich vom Dogma der Kragenweite lösen.

			Im Jahr 2011 hat das Bundesfinanzministerium einen zweiten Versuch gestartet, ein Gesetz zu formulieren, das Cum/Ex verhindern sollte. Mich hat es nicht überrascht, als unsere Ermittlungen ergaben, dass Cum/Ex-Geschäfte trotzdem noch durchgeführt wurden. Allein durch Gesetze ließen sich Straftaten noch nie verhindern, auch Diebstahl ist schon seit den biblischen Zehn Geboten untersagt und findet in der Realität trotzdem statt.

			Bezahlte Gutachten

			Lobbyarbeit findet nicht nur auf Ebene der Politik und Verwaltung statt, sondern auch in der Rechtswissenschaft. Nach außen gibt sich die Rechtswissenschaft betont neutral und nur dem Gesetz verpflichtet. Wenn man genauer hinschaut, sind aber auch in diesem Bereich vielfache Einflüsse von Interessensgruppen wie der Finanzlobby zu erkennen.

			So ist die Finanzierung von Universitäten längst keine ausschließliche staatliche Angelegenheit mehr, sondern Forschungsprojekte und Lehrstühle werden häufig durch Drittmittel finanziert. Für eine Professorenkarriere kann es förderlich sein, wenn man Talent bei der Einwerbung von Drittmitteln mitbringt. Damit begeben sich die Universitäten und mit ihnen die Professoren in eine zunehmende Abhängigkeit von externen Finanzmitteln und deren Quellen. Besonders brisant ist das im Falle sehr gut ausgestatteter Kapitalmarktakteure. Transparency International Deutschland e. V. berichtete am 17. Februar 2015, dass mehr als 1,3 Milliarden Euro aus der gewerblichen Wirtschaft jedes Jahr an deutsche Hochschulen fließen – doppelt so viel wie noch zehn Jahre zuvor.

			Heute wissen wir, dass gerade zum Thema Cum/Ex zahlreiche wissenschaftliche Publikationen in Fachzeitschriften nicht neutral, objektiv und ergebnisoffen verfasst wurden, sondern platziert und bezahlt wurden von in Cum/Ex-Betrug involvierten Akteuren.

			Ich kann mich selbst noch gut daran erinnern, wie ich in den Jahren 2013 und 2014 zu Beginn der Ermittlungen zahlreiche »Fachaufsätze« gelesen habe, die Cum/Ex nicht als das beschrieben haben, was es ist: zwischen den Beteiligten abgesprochene Kreisgeschäfte zur Generierung von Profiten allein durch ungerechtfertigte Steuererstattungen. In diesen Aufsätzen konnte man vielmehr das Märchen von den berühmten »Marktineffizienzen« rund um den Dividendenstichtag lesen oder von »Hebelungseffekten«, durch die die Gewinne zustande gekommen seien. Das kam mir damals schon merkwürdig vor. Exakt jedes Jahr zur gleichen Zeit fallen für alle Akteure riesige Gewinne an? Klingt mehr nach Märchen als nach Ökonomie. Daher fragte ich Wirtschaftswissenschaftler, die diese These äußerst amüsant fanden und bemerkten: »There is no such thing as a free lunch.« Keiner hat etwas zu verschenken, und Gewinne fallen nicht vom Himmel, schon gar nicht derart große. Nichts davon stand in diesen Aufsätzen.

			Gewundert habe ich mich auch über die blumigen Ausführungen und darüber, dass das Thema Cum/Ex so gut wie gar nicht kontrovers diskutiert wurde. In anderen Bereichen des Strafrechts gibt es meist eine gewisse Meinungsvielfalt, viele Aspekte werden in der Fachliteratur mehr oder weniger »heiß« diskutiert. Nicht so bei Cum/Ex. Ein paar wenigen kritischen Veröffentlichungen durch Angehörige der Finanzverwaltung stand ein ganzer Chor von Stimmen gegenüber, die behaupteten, Cum/Ex sei legal.

			Später stellte sich heraus, dass viele der Autoren derartiger »Fachaufsätze« entweder selbst in Cum/Ex-Betrug verwickelt waren oder aus dem Umfeld der Täter stammten. Mit den Artikeln sollte offensichtlich gegen die erhöhte Aufmerksamkeit der Finanzverwaltung und die beginnenden strafrechtlichen Ermittlungen angeschrieben werden, um sie von weiteren Prüfungen abzuhalten. Zum Glück hat das weder in unserer Ermittlungsgruppe noch bei den Kollegen in Frankfurt und München verfangen.

			Aber nicht nur durch die Platzierung von Fachaufsätzen versuchte die Branche, sich die für das »Geschäftsmodell« passende Rechtsauffassung selbst zu generieren. Mitunter war die Einflussnahme noch direkter: Einer der Cum/Ex-Hauptakteure, Dr. B., hat zusammen mit zwei weiteren Kollegen seiner Kanzlei einen Standard-Kommentar zum Investmentgesetz und Investmentsteuergesetz herausgegeben. Solche Gesetzeskommentare sind wichtige Nachschlagewerke für Juristen, sie geben einen Überblick über die zu Gesetzen ergangene Rechtsprechung, fassen Fachaufsätze zusammen und vertreten auch eine eigene Meinung. In der Autorenliste dieses Kommentars finden sich zahlreiche Kollegen von Dr. B., gegen einige von ihnen wurden inzwischen ebenfalls strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet. Auch Arnold R., der 2007 das unselige Gesetz des Bankenverbandes durchdrückte, war einer der Autoren, ebenso Prof. Dr. E. Dieser Kommentar erschien im renommierten C.H. Beck Verlag und wurde in der Praxis – auch bei den Finanzgerichten – sehr viel genutzt.

			Prof. Dr. E. trat dabei nicht nur als Autor im genannten Kommentar auf, sondern war auch noch auf andere Weise mit Dr. B. geschäftlich verbunden: Er erstellte mehrfach juristische Gutachten für Dr. B.,[18] nach eigenen Angaben zu einem Stundenhonorar von 500 bis 600 Euro.[19] Medienberichten zufolge soll er für seine Unterstützung bei der Erstellung derartiger Gutachten aber bis zu 250 000 Euro erhalten haben.[20] Es kann nicht überraschen, dass er darin die gleiche Ansicht vertrat wie Dr. B.: Cum/Ex sei legal.

			Als die strafrechtlichen Ermittlungen in Köln, Frankfurt und München dann voranschritten, wurde auch der Ton in der »Fachliteratur« schärfer. Statt abzuwarten, was die Ermittlungen ergeben, wurden sie als völlig überzogen diskreditiert, teilweise sogar als nicht rechtsstaatlich verurteilt. In diesen Chor stimmte auch Prof. Dr. E. ein und sprach von haltloser Kriminalisierung durch die Strafverfolgungsbehörden.[21] Sein Kollege, Prof. Dr. S., verfasste einen zweiteiligen Fachaufsatz mit dem Titel: »Die Kriminalisierung der Cum/Ex-Dividenden-Geschäfte als Herausforderung für den Rechtsstaat«[22]. Darin wird offen jedwede strafrechtliche Ermittlung kritisiert: »Ein Staat, dessen Souverän eine bestimmte Vorgehensweise als rechtlich hinzunehmen darstellt, dessen strafverfolgende Exekutive aber andererseits diejenigen, die sich dann so verhalten, kriminalisiert […] verhält sich in rechtsstaatlich unerträglicher Weise widersprüchlich.« Vor dem Bundestagsuntersuchungsausschuss Cum/Ex gab Prof. Dr. S. später zu,[23] eine Anfrage von Dr. B. erhalten zu haben, ein Gutachten in seinem Sinne zu verfassen. Das habe er aber abgelehnt.

			Auch Prof. Dr. D. stand in engem Austausch mit Dr. B. und erstellte mehrfach Gutachten für ihn, nach eigenen Angaben für einen Stundensatz von 400 Euro. Auch er veröffentlichte mehrfach Aufsätze zum Thema Cum/Ex in juristischen Fachzeitschriften, ohne seine Geschäftsbeziehung zu Dr. B. offenzulegen.

			Das halte ich insofern für problematisch, als hier eine klare Trennung zwischen wissenschaftlicher (und in der Regel staatlich finanzierter) Arbeit einerseits und Tätigkeiten für Privatinteressen aus der Wirtschaft andererseits nicht mehr möglich ist. Dadurch entstand der Anschein öffentlich finanzierter, interessenfreier wissenschaftlicher Arbeit. Dass die Platzierung besagter »Fachaufsätze« just zu Beginn der strafrechtlichen Ermittlungen rein zufällig und nicht interessengeleitet war, daran habe ich meine Zweifel. Nicht zuletzt deswegen, weil hierbei unter den Tisch fällt, was Juristen bekannt sein müsste: Für strafrechtliche Ermittlungen gilt das sogenannte Legalitätsprinzip, d. h., bei Vorliegen eines Anfangsverdachts müssen die Behörden Ermittlungen einleiten. Zweitens wird unterschlagen, dass Maßnahmen wie zum Beispiel Durchsuchungen nicht von einer wild gewordenen Staatsanwaltschaft beschlossen werden können, sondern bei Gericht beantragt werden müssen und dass jeder Beschuldigte sehr wohl das Recht hat, auf dem Rechtsweg Beschwerde dagegen einzulegen. Das Bild einer politisch motivierten und instrumentalisierten Staatsanwaltschaft, das hier gezeichnet wird, ist völlig verzerrt.

			Die drei Professoren haben vor dem Cum/Ex-Untersuchungsausschuss bestritten, dass das enge Verhältnis zu ihrem Auftraggeber Dr. B. und die Bezahlung ihr Urteil über Cum/Ex beeinflusst haben könnte. Dennoch kam der Cum/Ex-Untersuchungsausschuss im Hinblick auf die Rolle der Rechtswissenschaft zu dem Ergebnis, die Beweisaufnahme belege »[…] die Anstrengungen von Dr. [B.], das Schrifttum durch Dritte in seinem Sinne zu beeinflussen. Der Ausschuss hält es für essentiell, dass sich insbesondere die Gerichte, die künftig über Cum/Ex-Fälle entscheiden werden, dieses Umstands bewusst werden. Er befürwortet zudem eine kritische Selbstwahrnehmung der Wissenschaftler, da ihre Veröffentlichungen als das Ergebnis unabhängiger wissenschaftlicher Forschung wahrgenommen werden.«[24]

			Nachdem Finanz- und Strafgerichte Cum/Ex-Betrug später einhellig als steuerrechtlich illegal und strafbares Verhalten eingeordnet hatten, wurde die »unrühmliche Rolle« von Professoren und juristischen Beratern wegen der »bezahlten Gutachten« auch in den Medien kritisiert.[25] Von wissenschaftlicher Seite gab es ebenfalls kritische Kommentare: Steuerprofessor Christoph S. übte »harsche Kritik an Anwälten, die Cum/Ex-Geschäfte mit ihren Gutachten stützten«.[26]

			Interessanterweise musste sich im Nachhinein keiner dieser vorgeblichen Experten dazu verhalten, dass er die Rechtslage offensichtlich völlig falsch einschätzte, gegen Bezahlung wohlgemerkt. Der wissenschaftliche Ruf der Professoren hat erstaunlicherweise nicht darunter gelitten, dass sie für Dr. B. – der mittlerweile von zwei verschiedenen Gerichten rechtskräftig zu langjähren Freiheitsstrafen verurteilt worden ist – hochdotierte Auftragsgutachten erstellt und Fachaufsätze platziert haben, die sich später als rechtsirrig herausstellten.

			Für einige Steuerjuristen der Kanzlei von Dr. B. sowie einer weiteren sehr bekannten Wirtschaftskanzlei hatte ihre Beteiligung am Cum/Ex-Betrug immerhin strafrechtliche Konsequenzen: Einer der federführenden Berater, Dr. J., galt als einer der renommiertesten Steueranwälte Deutschlands und war gern gesehener Gast auf Fachveranstaltungen und -Seminaren, etwa bei der Bundesfinanzakademie. Er wurde mittlerweile durch die Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt angeklagt und zu einer dreieinhalbjährigen Freiheitsstrafe verurteilt. Auch gegen einige weitere Steuerjuristen wurden Ermittlungsverfahren eingeleitet, und zwar nicht nur durch die Staatsanwaltschaft Köln, sondern auch durch die Kollegen der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt.

			Juristen, die im Auftrag der Cum/Ex-Akteure Gutachten erstellten und Fachaufsätze lancierten, sind aus meiner Sicht ein zentrales Element der Cum/Ex-Industrie. Sie haben den Geschäften einen scheinbar legalen Anstrich verliehen und mit dafür gesorgt, dass sich in der Finanzverwaltung, Justiz und Politik lange wenig Widerstand regte. Je größer das Renommee der Beratungskanzlei, desto größer die Wahrscheinlichkeit, dass deren rechtliche Ausführungen nicht hinterfragt werden. Und schon gar nicht durch Mitarbeiter*innen in Behörden, die unter Bergen von Akten und unter chronischer Zeitnot leiden.

			Renommierte Wirtschaftskanzleien wie die, bei der Dr. J. tätig war, haben außerdem oft sehr gute Kontakte zu politischen Entscheidungsträger*innen. Sie erhalten häufig Beratungsmandate für Ministerien und sind daher gut über geplante Vorhaben informiert. Gleichzeitig vertreten sie, wie im Fall von Dr. J., Akteure aus der Finanzbranche. Mich erstaunt es immer wieder, dass Ministerien den Beratungskanzleien trotz offensichtlicher Interessenkonflikte derart vertrauen. Dieses Vertrauen scheint auch durch den Umstand, dass Mitarbeiter oder gar Partner dieser Beratungskanzleien unhaltbare Rechtsauffassungen vertreten und strafbare Cum/Ex-Geschäfte unterstützt haben, nicht zu erschüttern.

			Das Storytelling der Lobbyist*innen

			Dass Cum/Ex illegaler Steuerbetrug ist, darauf kann man auch kommen, wenn man kein Jurist/keine Juristin ist: Man kann nichts zurückfordern, was vorher gar nicht gezahlt wurde. Das leuchtet unmittelbar ein. Will man diesem Betrug einen legalen Anstrich geben, muss man sich einiges einfallen lassen. Und die Finanzlobby war hier sehr kreativ. Sie hat gleich einen ganzen Strauß von Erzählungen in Umlauf gebracht, um vom Offensichtlichen abzulenken. Da war von einer »Grauzone« die Rede, in der man sich bei Cum/Ex bewege, von der »Gesetzeslücke«, die ausgenutzt werde, von »cleveren Steuertricks«. Wie oft habe ich das gehört! Diese Erzählung ist von Lobbyist*innen gezielt gestreut und wie ein Mantra wiederholt worden. Dementsprechend finden sie sich immer wieder in Zeitungsberichten wieder:

			»Steuerfahnder jagen bei Cum/Ex in der Grauzone« (Welt, 25.11.2014[27])

			»Umstrittene Steuertricks« (Wirtschaftswoche, 08.09.2016[28])

			»Banken und Investoren haben ein Schlupfloch bei der Besteuerung von Aktiendividenden genutzt – jahrelang prellten sie den Fiskus um Milliarden« (Der Spiegel, 18.10.2018[29])

			Ein »Schlupfloch« werde genutzt, man bewege sich in einer Grauzone, Banken »prellten« den Fiskus, man wende»Tricks« an. Sprachschablonen, die verharmlosen und verschleiern, um was es geht: strafbare Steuerhinterziehung. Diese Narrative wurden oft kombiniert mit dem Motiv des schlauen Diebes, der trickreich seine Chance nutzt. Wir kennen diesen Typus aus Literatur und Filmen von Die Bekenntnisse des Hochstaplers Felix Krull bis Catch me if you can, und er ist uns oft nicht unsympathisch. Eingebettet in diesen narrativen Rahmen, klingt Cum/Ex wie ein cleveres Gentleman-Verbrechen. Der Staat hingegen spielt in dieser Erzählung die Rolle eines Tölpels, der durch sein ungeschicktes Verhalten geradezu danach verlangt, betrogen zu werden. Im Stil von: Selbst schuld, dass wir ihm in die Tasche greifen, soll er eben bessere Gesetze machen. Der Betrüger erntet für seine Cleverness Bewunderung. Sein Verhalten nach moralischen Standards zu bewerten, erscheint kleinlich-spießbürgerlich.

			Dazu kommt, dass Reichtum in der öffentlichen Bewertung fast ausschließlich positiv besetzt ist. Wer reich ist, ist auch erfolgreich, hat Macht, Einfluss, sieht gut aus. Es gibt eine Anekdote, in der ein Taxifahrer in New York seine Wahlentscheidung für Donald Trump begründet mit: »Because he is so rich.« Wer Geld hat, wird bewundert. Wer danach fragt, wie er es verdient hat, gilt als unanständig.

			Diese Narrative wirken bis in die Bewertung unserer Arbeit hinein. Der Wirtschaftsjournalist Patrick Bernau etwa kommentierte am 14.12.2019 in der FAZ: »Im Steuerrecht zählt der gesunde Menschenverstand nicht viel. Die Cum/Ex-Banker konnten nicht wissen, dass ihr Verhalten verboten war. Der Staat darf sie nicht bestrafen.«[30] Hier kommt eine weitere Erzählung zum Tragen, die ich Tausende Male gehört und gelesen habe: Steuerrecht sei kompliziert, das verstehe der »Normalbürger« nicht. Dieses Narrativ ist ein Grund dafür, dass Anwälte mit ihrer Arroganz oft so einschüchternd auf Beamte wirken. Immer wieder wurden mir endlose, vermeintlich hochintellektuelle Vorträge gehalten, die nur einen einzigen Zweck hatten: einen einfachen Sachverhalt künstlich zu verkomplizieren. Und uns damit davon abzuhalten, die vermeintlichen Experten zu hinterfragen.

			Im Kommentar von Bernau steckt aber auch noch ein zweites Narrativ, das ich für gefährlich halte: die Täter-Opfer-Umkehr. Der Cum/Ex-Betrüger erscheint als zu Unrecht Verfolgter, das rechtsstaatliche, regelbasierte Gerichtsverfahren hingegen als ein Akt der Willkür oder, schlimmer: als politisch motiviert.

			Auch Dr. B. hat sich immer wieder als politisch Verfolgter inszeniert und das Verfahren gegen ihn mit Prozessen in Diktaturen wie Russland verglichen. Für diese Erzählung hat er in den Medien Raum bekommen, mitunter sogar unkommentiert.[31] Meiner Meinung nach ist das fatal. Denn ganz anders als in Russland hat Dr. B. hierzulande die Möglichkeit, gegen eine Ermittlungsmaßnahme Rechtsmittel einzulegen, ebenso kann er ein Urteil anfechten. Davon machte er auch umfassend Gebrauch, worüber ebenfalls medial berichtet wurde. Diese grundlegenden Tatsachen dürfen im öffentlichen Diskurs nicht hinter starken Bildern verschwinden.

			Die Situation wird zudem noch dadurch verschärft, dass viele der Beschuldigten Kommunikationsberater haben, die ihnen helfen, ihr Bild in den Medien zu gestalten. In den letzten Jahren ist in diesem Bereich die sogenannte »Litigation-PR« oder »strategische Rechtskommunikation« in Mode gekommen. Hier werden die eben beschriebenen Narrative gezielt platziert und um weitere Kommunikationsstrategien ergänzt. Konkret meint das: »Lawsuits are no longer tried exclusively in the courtroom; today they are also tried in the court of public opinion«, wie es der ehemalige Assistant Counselor von DaimlerChrysler, Steven B. Hantler, ausdrückte.[32]

			Litigation-PR: »Öffentlichkeitsarbeit im Rechtsstreit« oder auch »strategische Rechtskommunikation«. Gemeint ist eine Form der Öffentlichkeitsarbeit, die das Ziel hat, die Kommunikation vor, während und nach juristischen Auseinandersetzungen zu steuern. Dies soll die juristische Strategie der jeweiligen Partei unterstützen und das Ergebnis der Verhandlung mithilfe der Öffentlichkeit beeinflussen.

			Litigation-PR kam in den USA in den 1980er-Jahren auf und ist dort heute sehr verbreitet. Das amerikanische Justizsystem mit seinen Geschworenenprozessen ist für strategische Kommunikation sicher besonders empfänglich. Seit einigen Jahren ist Litigation-PR aber auch in Deutschland etabliert.[33] Gerade finanziell gut aufgestellte Täter leisten sich meist nicht nur ein Team von Strafverteidigern, sondern zunehmend auch PR-Berater. Dabei war mir selbst lange nicht klar, wie systematisch die Branche vorgeht. Auf der Homepage einer PR-Agentur, die als eine der ersten Litigation-PR in Deutschland betrieben hat, kann man lesen:

			»In enger Zusammenarbeit mit den mandatier[t]en Anwälten steuern wir die Kommunikationsströme vor, während und nach juristischen Auseinandersetzungen. Wir erschaffen dabei nachrichtentaugliche Kommunikationsevents rund um straf- oder zivilrechtliche Auseinandersetzungen. Ziel unserer Arbeit ist es, die Strategie der Anwälte zu unterstützen, die Reputation des Mandanten zu schützen und die Schlacht nicht nur im Gerichtssaal selbst, sondern gleichzeitig auch im Gerichtshof der Öffentlichkeit zu gewinnen. […] Litigation-PR ist komplex und sehr fordernd: Wir instrumentalisieren alles und jeden, um dem juristischen Ziel des Mandanten möglichst nahe zu kommen.«[34]

			Warum sich diese Investition für den Beschuldigten lohnt, wird folgendermaßen zusammengefasst:

			»Ich werde immer wieder gefragt, warum diese Litigation-PR hier in Deutschland und vielen anderen [e]uropäischen Ländern greifen sollte, in denen (angeblich) unabhängige Richter und nicht eine Jury über Schuld und Unschuld entscheiden und in denen (angeblich) unabhängige Staatsanwälte die Ermittlungen führen?

			Meine Antwort ist ganz einfach. Litigation-PR greift auch in Nicht-Jury-Ländern deshalb, weil WIR ALLE Teil einer Jury sind. Wir, das heißt, die Medienkonsumenten, die Medienvertreter, die Öffentlichkeit, die Entscheider in Politik und Wirtschaft. Wir alle zusammen befinden über Schuld und Unschuld eines Angeklagten und stellvertretend für uns natürlich die Medien. Und wir alle zusammen sind – auch wenn das so mancher Richter und [sic!] nicht so gerne hören mag – durchaus in der Lage, juristische Abläufe zu beeinflussen. Um es mit einer abgewandelten BILD-Schlagzeile zu sagen: ›Wir sind Jury!‹«[35]

			Litigation-PR ist gerade dann besonders gut und wirksam, wenn sie nicht zu sehen ist. Die öffentliche Meinung soll beeinflusst werden, man darf es aber nicht merken.[36] James F. Haggerty, einer der führenden Experten auf diesem Gebiet, sagte dazu: »Die öffentliche Meinung entscheidet, was als Wahrheit gilt.« Und: »Litigation-PR ist vergleichbar mit Lobbyarbeit.«[37]

			Als die Staatsanwaltschaften in Frankfurt und Köln mit strafrechtlichen Ermittlungen zu Cum/Ex begannen, mehrten sich plötzlich kritische Artikel in Zeitungen, aber auch in juristischen Fachzeitschriften. So war beispielsweise in einem Fachartikel eines Professors für Rechtswissenschaften aus dem Jahr 2013 zu lesen, die strafrechtlichen Ermittlungen seien ein Fall von »Gesinnungsstrafrecht«, eine falsche »Kriminalisierung«. Damit wurde suggeriert, die Täter seien Opfer staatlicher Willkür, die Strafverfolgung sei nicht rechtsstaatlich. Staatsanwält*innen werden in diesem Zusammenhang häufig auch persönlich angegriffen. Ich habe den Eindruck, dass dies eine gezielte Strategie zur Diskreditierung der Beamt*innen ist. Es beginnt mit der Verbreitung von Gerüchten über die betroffene Person, die von »Insidern« stammen sollen und selten schmeichelhaft sind. Häufig finden sich in Medienartikeln auch Zuschreibungen wie »verbissen«, »ehrgeizig«, »forsch«, oder es wird behauptet, der oder die Ermittler*in verfolge »eine Mission«.[38] Das Bild der profilneurotischen Staatsanwältin ist schnell erzeugt. Einige Strafverteidiger gehen sogar noch einen Schritt weiter und erstatten öffentlichkeitswirksam Strafanzeige.[39]

			Sowohl Journalist*innen als auch als Leser*innen sollten sich dieser Strategien bewusst sein, um sich nicht manipulieren zulassen. Das ist in der Cum/Ex-Berichterstattung dank unserer vielfältigen Presselandschaft überwiegend der Fall gewesen, wie ich finde. Die interessengeleiteten Kampagnen einiger Verteidiger haben meinem Eindruck nach bisher zum Glück kaum verfangen. Davon abgesehen halte ich die zunehmende Bedeutung von Litigation-PR für nicht ungefährlich. Nicht für mich oder Ermittler*innen im Allgemeinen, aber für eine Demokratie, die darauf angewiesen ist, dass die Bürger ihren Institutionen vertrauen. Mehr oder weniger subtile Kampagnen gegen Staatsanwaltschaft oder Ermittler*innen, bei denen die persönliche Diskreditierung im Vordergrund steht, können nicht nur auf die Betroffenen einschüchternd wirken, sondern auf Dauer auch das Vertrauen in die Justiz erschüttern.

		

	
		
			5. Kapitel 
Hanseatische Zurückhaltung[40]

			Acht Finanzbeamtinnen und -beamte treffen eine Entscheidung

			Am 17. November 2016 revidieren in Hamburg acht Finanzbeamtinnen und -beamte eine zuvor getroffene Entscheidung. Die Hamburger Warburg Bank muss Gelder aus Cum/Ex-Betrug in Höhe von 47 Millionen Euro aus Geschäften der Bank im Jahr 2009 nun doch nicht zurückzahlen. Diese Entscheidung wurde gefällt, obwohl die Hamburger Finanzverwaltung davon ausging, dass Ende des Jahres 2016 Verjährung eintreten würde und die 47 Millionen damit endgültig für die Steuerkasse verloren wären.

			Zum Hintergrund: Auf Grundlage von Cum/Ex-Betrug im Jahr 2009 wurden der Warburg Bank im Jahr 2011 Steuererstattungen bzw. -anrechnungen der Hamburger Finanzbehörden in Höhe von 47 Millionen Euro ausgezahlt. Wenn die Hamburger Behörden diese erschlichenen 47 Millionen zurückfordern wollten, mussten sie es innerhalb der geltenden Verjährungsfristen tun. Die Hamburger Behörden gingen damals davon aus, dass eine fünfjährige Verjährungsfrist gelten würde, und nahmen daher an, dass eine Steuerrückforderung bis Ende des Jahres 2016 erfolgen müsste. Obwohl damals schon ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen Steuerhinterziehung durch Cum/Ex gegen die Warburg Bank eingeleitet worden war und die Hamburger Behörden dieses auch kannten, wandten sie nicht die für Steuerhinterziehung geltende zehnjährige Verjährungsfrist an, sondern nur die kürzere fünfjährige Frist. Anders als die Strafverfolgungsbehörden sahen die Hamburger Behörden offensichtlich keine Anhaltspunkte für Steuerhinterziehung.

			Heute wissen wir, dass Christian O., ehemaliger Chef der Warburg Bank, vor dem Termin am 17. November 2016 mit dem damaligen Ersten Hamburger Bürgermeister Olaf Scholz über die Steuerrückforderung gesprochen hat. Auch im Folgejahr, als erneut eine Entscheidung über weitere Rückforderungen aus Cum/Ex-Betrug der Warburg Bank gefällt werden sollte, traf er sich zweimal mit Olaf Scholz. Würde das Geld tatsächlich zurückverlangt, drohe ein Kollaps der Bank, ließ Christian O. Olaf Scholz wissen und händigte ihm beim ersten Treffen eine »Verteidigungsschrift« aus, wie er in sein Tagebuch schrieb. Weiter notierte er dort, dass Olaf Scholz ihn Anfang November angerufen und ihm geraten habe, seine Verteidigungsschrift unkommentiert direkt an Hamburgs Finanzsenator Peter Tschentscher zu schicken.[41] Auf dem Schreiben ist mit grüner Tinte, mit der üblicherweise der Finanzsenator zeichnet, notiert: »Bitte um Information zum Sachstand.«[42]

			Die für den Fall zuständige Finanzbeamtin Daniela P. hatte ursprünglich vor, die 47 Millionen zurückzufordern. Nach besagter Sitzung am 17. Oktober 2016 unterzeichnete sie einen gegenläufigen Entschluss. Weil es bislang nur »einige Indizien« gebe, keinen »belastend ausermittelten Sachverhalt«.[43]

			Aus meiner Sicht ist das überraschend, denn die Finanzverwaltung Hamburg hatte zu diesem Zeitpunkt bereits praktische Erfahrung mit Cum/Ex: Sie hatte zuvor einen Cum/Ex-Fall erfolgreich aufgeklärt, die Gelder zurückgefordert und die Entscheidung durch alle Gerichtsinstanzen durchgefochten: Der Bundesfinanzhof, das höchste deutsche Finanzgericht, hatte im Jahr 2014 erstmalig über einen Cum/Ex-Betrug entschieden und zwar zugunsten der Hamburger Behörden. Nachfolgend hatte auch das Hessische Finanzgericht ein wegweisendes Urteil gesprochen: Wer eine Steuererstattung erlangen wolle, müsse nachweisen, dass die Steuer zuvor gezahlt worden sei[44], d. h., die Beweislast liegt beim Steuerpflichtigen.

			Auch die strafrechtlichen Ermittlungen zu Cum/Ex waren an mehreren Stellen angelaufen: Nicht nur die Staatsanwaltschaft Köln hatte umfangreiche Cum/Ex-Ermittlungen eingeleitet, auch die hessischen Behörden hatten zu diesem Zeitpunkt bereits erfolgreich Cum/Ex-Fälle aufgegriffen und Banken durchsucht. Über all dies war im Jahr 2016 bereits medial berichtet worden. Außerdem hatten wir ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen die Warburg Bank wegen Cum/Ex-Betrug in Millionenhöhe eingeleitet und die Bank im Januar 2016 auf Grundlage richterlicher Beschlüsse durchsucht. Die Wirtschaftsprüfer von Deloitte waren im Auftrag der Bankenaufsicht BaFin nach umfangreicher Prüfung im Dezember 2016 zu dem Schluss gekommen, dass es sich bei den in Rede stehenden Geschäften um Cum/Ex-Betrug handle und mit entsprechenden Steuerrückforderungen zu rechnen sei. Zum selben Ergebnis waren die zuständigen Hamburger Betriebsprüfer gekommen.[45] Insgesamt keine schlechte Ausgangslage für die Rückforderung illegaler Cum/Ex-Gelder, so könnte man meinen. Trotzdem verzichteten die Hamburger Behörden auf die Millionen, vorgeblich, weil das Prozessrisiko als zu hoch eingeschätzt worden sei.

			Ich habe mich über diese Vorgehensweise auch deswegen gewundert, weil die Finanzverwaltung Hamburg von einer naheliegenden Möglichkeit keinen Gebrauch machte: Sie hätten einen verjährungsunterbrechenden Steuerbescheid erlassen und gleichzeitig die »Aussetzung der Vollziehung« (AdV) anordnen können[46]. Dann hätte die Bank zunächst keine Steuerrückzahlung leisten müssen, aber es wäre auch keine Verjährung eingetreten. Das ist eine übliche Praxis: Man verschafft sich Zeit. Dass diese Möglichkeit der Hamburger Finanzverwaltung bekannt war, zeigt ein Vorgang aus dem darauffolgenden Jahr 2017: Im Jahr 2017 drohten weitere 43 Millionen Euro zu verjähren, die die Warburg Bank im Jahr 2010 mit Cum/Ex erschlichen hatte. Wieder wollte die Hamburger Finanzverwaltung nicht zurückfordern. Diesmal schaltete sich aber das Bundesfinanzministerium ein und wies die Hamburger Behörden explizit an, die Steuern zurückzufordern. Nachdem die Hamburger Behörden erfolglos gegen die Weisung remonstriert hatten, mussten sie den Steuerbescheid erlassen. Und siehe da, prompt fiel ihnen die Möglichkeit wieder ein, von Amts wegen die »Aussetzung der Vollziehung« (AdV) anzuordnen …

			Vollstreckt wurden die Steuerrückforderungen erst drei Jahre später: als wir den Fall vor dem Landgericht Bonn angeklagt hatten und das Gericht im März 2020 im Rahmen des ersten Cum/Ex-Urteils die durch die Warburg Bank hinterzogenen Steuergelder in Höhe von 176 574 603 Euro einzog[47]. Illegal erlangte Steuergelder können nämlich nicht nur durch die Finanzbehörden – durch entsprechende Steuerbescheide – zurückgefordert werden, sondern auch durch Strafgerichte. Die Strafgerichte urteilen nicht nur über Schuld und Strafe der Täter, sondern müssen auch deren illegale Taterträge einziehen – hier die ergaunerten Steuergelder. Erst nach dem Urteil des Landgerichts Bonn wurden die Hamburger Behörden im April 2020[48] aktiv und forderten die Steuergelder ihrerseits zurück. Ansonsten wäre die Summe auf Grundlage des Bonner Strafurteils übrigens an die Justiz in NRW und nicht an die Finanzverwaltung Hamburg geflossen. Die Warburg Bank legte Rechtsmittel gegen die Steuerbescheide ein, hatte damit aber keinen Erfolg.

			Fast wäre übrigens auch das noch gescheitert: Die Hamburger Finanzverwaltung hatte vor dem Bonner Urteil Gespräche mit der Warburg Bank aufgenommen mit dem Ziel einer sogenannten »tatsächlichen Verständigung«.[49] Diese hätte nach überwiegender Meinung eine strafrechtliche Einziehung gesperrt.

			Eine »tatsächliche Verständigung« zwischen Finanzamt und Steuerpflichtigem ist kein rechtlicher Vergleich, sondern eine Einigung über den zugrundeliegenden Sachverhalt. Voraussetzung ist, dass der Sachverhalt nur unter erschwerten Umständen, z. B. bei einem nicht mehr vertretbaren Arbeits- oder Zeitaufwand, zu ermitteln wäre. Allein die Kompliziertheit eines Sachverhalts begründet noch nicht die Annahme einer erschwerten Sachverhaltsermittlung.[50]

			Am 4. Dezember 2019, als der Vorsitzende Richter Roland Z. in der öffentlichen Hauptverhandlung ausführlich erklärte, dass das Gericht die Cum/Ex-Aktivitäten der Warburg Bank als Steuerhinterziehung bewerte und das Gericht daher beabsichtige, die volle Summe von über 176 Millionen Euro einzuziehen, war die Hamburger Finanzverwaltung im Begriff, eine »tatsächliche Verständigung« abzuschließen, die vorsah, dass die Warburg Bank lediglich 68 Millionen Euro zurückzahlen würde.[51] 68 statt 176 Millionen, weil der Sachverhalt nicht aufzuklären sei? Ohne das Gericht oder die Staatsanwaltschaft zu informieren? Auf 108 Millionen Euro sollte verzichtet werden. Ich frage mich, was der Hintergrund dieser Entscheidung gewesen sein mag. Angst vor prozessualen Risiken kann es nach der öffentlichen Ansage des Gerichts ja nicht mehr gewesen sein.

			Zum Glück für die Hamburger Steuerzahler ist all das durch das Bundesfinanzministerium verhindert worden, und so konnte das Landgericht Bonn wie geplant eine Einziehungsentscheidung über die volle Summe treffen.

			Desinteresse

			In diesem Zusammenhang fällt mir auch folgende erstaunliche kleine Szene aus der ersten Hauptverhandlung im Fall Cum/Ex vom September 2019 wieder ein:

			Das Landgericht Bonn ist ein eindrucksvolles Gebäude im Stil der frühen Renaissance. Die Verhandlung fand im großen Sitzungssaal statt, einem getäfelten Raum mit u-förmig angeordneten Plätzen, alle ausgestattet mit Mikrofonen. Vor Kopf saßen die Richter und Schöffen, rechts die Angeklagten mit ihren Anwälten, dahinter die Anwälte der Banken. Mein Kollege und ich saßen links vor dem Fenster. Ich erinnere mich noch, dass es ein warmer Tag war, nicht mehr so heiß wie im August, aber die Sonne schien kräftig auf meine schwarze Robe. Der Vorsitzende Richter Roland Z. eröffnete das Verfahren und rief die Anwesenden auf, neben den Angeklagten, der Staatsanwaltschaft auch die Finanzverwaltung. Alle Finanzbehörden, die mit diesem Fall zu tun hatten, waren zur Verhandlung eingeladen worden. Vertreter des Bundeszentralamts für Steuern waren anwesend, Vertreter der Finanzverwaltung NRW ebenfalls. Aber als der Vorsitzende Richter die Vertreter aus Hamburg aufrief, meldete sich niemand. Kein Vertreter der Hamburger Finanzverwaltung war zur Eröffnung gekommen, kein Vertreter würde zu einem anderen der 32 Termine der Hauptverhandlung kommen. Man könnte schon auf die Idee kommen, dass das Interesse der Hamburger Finanzverwaltung an einer »tatsächlichen Verständigung« mit der Warburg Bank größer war als an der gerichtlichen Aufklärung der Sachverhalte.

			Die Finanzverwaltung Hamburg äußerte sich gegenüber dem NDR später dazu wie folgt: Wegen des Steuergeheimnisses könne sie zu Einzelfällen keine Aussage machen. Allgemein sei ein Dialog zwischen Steuerbehörden und Steuerpflichtigen jedoch üblich und »ein Gebot der Höflichkeit und Bürgerfreundlichkeit«. Rein rechtlich gebe es in Fällen, in denen der Sachverhalt schwer zu ermitteln sei, die Möglichkeit, zu einer Verständigung zu kommen.[52] Kein Wort darüber, dass das Bonner Landgericht aufgrund mehrmonatiger Beweisaufnahme und zweier geständiger Angeklagter in öffentlicher Hauptverhandlung bereits zu dem Ergebnis gekommen war, dass der Sachverhalt eben nicht »schwer zu ermitteln«, sondern aufgeklärt war, während dieser höfliche und bürgerfreundliche Dialog lief. Kein Wort darüber, aus welchem Grund die Hamburger Finanzverwaltung es zwar für ein Gebot der Höflichkeit hielt, mit der Warburg Bank zu sprechen, nicht aber mit dem Gericht und der Staatsanwaltschaft. Kein Wort darüber, warum sie nicht an der Hauptverhandlung teilnahm – im Gegensatz zur Finanzverwaltung NRW und dem Bundeszentralamt für Steuern, die als betroffene Behörden vertreten waren. Kein Wort darüber, aus welchem Grund die Hamburger Finanzverwaltung nicht das Bonner Urteil abwartete, sondern Zugeständnisse in Höhe von 108 Millionen Euro machte, obwohl der Vorsitzende Richter bereits angekündigt hatte, sämtliche Taterträge zurückzufordern.

			All das hatte übrigens keinerlei Folgen für die Akteure innerhalb der Finanzverwaltung Hamburg. Im nachfolgenden Untersuchungsausschuss der Hamburger Bürgerschaft versicherten Angehörige der Hamburger Behörden immer wieder, wie kompetent und umsichtig alle Beteiligten gehandelt hätten und dass ja letztendlich gar nichts Schlimmes passiert sei.

			Meiner Meinung nach lag das allerdings weniger am »umsichtigen« Handeln der Hamburger Finanzverwaltung als vielmehr an den Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Köln und den rechtskräftigen Verurteilungen durch das Landgericht Bonn, auf deren Grundlage der komplette Steuerschaden eingezogen werden konnte. Ich finde ein derartiges pauschales Abstreiten von Fehlern – zumal von solchen im dreistelligen Millionenbereich – völlig fehl am Platz. Es verhindert jegliche Weiterentwicklung von Verwaltungen und kostet Glaubwürdigkeit.

			Neue Verdachtsmomente

			All das war für mich nicht absehbar, als wir im Januar 2016 die Warburg Bank durchsucht haben. Auch nicht, als wir sie im März 2018 ein zweites Mal durchsuchten, weil die Auswertung der sichergestellten Unterlagen neue Verdachtsmomente ergeben hatten. Wir hatten erneut bei Gericht Durchsuchungsbeschlüsse beantragt, dieses Mal auch für Privatwohnungen. In der Wohnung von Christian O. stießen die Ermittler dabei auf zahlreiche Kladden mit Tagebucheintragungen, in denen er unter anderem seine Kontakte zu Dr. B., aber auch Aktivitäten nach der ersten Durchsuchung im Jahr 2016 beschreibt. Medial wurde dazu viel berichtet[53]. Öffentlich bekannt ist, dass Christian O. sich insbesondere mit zwei SPD-Politikern darüber beraten hat, was er gegen die Steuerrückforderungen unternehmen könne, mit K. und P. Diese klopften ausweislich der Tagebuchnotizen anschließend an viele Türen, um ihre politischen Kontakte dafür zu nutzen, die Steuerrückforderungen gegen die Warburg Bank zu verhindern. Sie verschafften Christian O. unter anderem Zugang zum Ersten Hamburger Bürgermeister Olaf Scholz. Außerdem finden sich zahlreiche Tagebucheinträge zu Gesprächen zwischen der Warburg Bank und der zuständigen Finanzbeamtin P. Diese soll ausweislich der Tagebuchnotizen unter anderem geraten haben, sich politischen Beistand zu holen.[54] [55]

			Die Ermittler vom Landeskriminalamt NRW und auch ich bewerteten dies als möglichen Versuch, die Steuerrückforderungsbescheide nicht auf dem dafür vorgesehenen Rechtsweg anzufechten, sondern im Vorfeld durch »politische« Entscheidungen aus der Welt zu schaffen, und zwar aus sachfremden Erwägungen. Wir haben einen Anfangsverdacht der Beihilfe zur Steuerhinterziehung beziehungsweise der Begünstigung gesehen und hatten vor, die Hintergründe durch weitere Durchsuchungen bei den beteiligten Beratern und der zuständigen Finanzbeamtin Daniela P. aufzuklären. Dazu kam es aber zunächst nicht. Zu den Hintergründen kann ich mich hier nicht äußern, sie betreffen ein Dienstgeheimnis.

			Der Spiegel wird später Folgendes schreiben: »Doch Brorhilker gilt als ebenso fleißig wie hartnäckig. Das grüne Licht für die Durchsuchung bekam sie schließlich aus dem Düsseldorfer Justizministerium. Dort kam man nach zweimonatiger Prüfung zu dem Schluss, dass ein Anfangsverdacht gegeben sei, die Durchsuchungen zu rechtfertigen seien.«[56]

			Die Durchsuchung hat schließlich dann doch noch stattgefunden. Allerdings mit einer Verspätung von fast einem Jahr. Der Erfolg der Durchsuchung war leider weniger durchschlagend. Ich nehme an, die Betroffenen waren durch die mediale Berichterstattung über die geplante, aber zunächst abgesagte Durchsuchung gewarnt. Über einen der wenigen Funde der Durchsuchung der Finanzbeamtin P. wurde berichtet, so beispielsweise bei der Tagesschau[57]: »Per WhatsApp-Chat hielt Finanzbeamtin P. ihre Bekannte im November 2016 auf dem Laufenden, die ebenfalls für die Finanzbehörde arbeitete, jedoch nicht dienstlich mit dem Fall befasst war: ›Mein teuflischer Plan ist aufgegangen (mit freundlicher Unterstützung von S I) und zur großen Freude von V.‹« Mit »S I« dürfte die Vorsteherin des Finanzamtes für Großunternehmen gemeint gewesen sein, »V« könnte ein Hinweis auf die Leiterin der obersten Steuerbehörde Hamburgs gewesen sein, die direkt dem damaligen Finanzsenator Peter Tschentscher zuarbeitete. Im WhatsApp-Chat erkundigte sich die Bekannte: »Also verjähren lassen?« Finanzbeamtin P. bestätigte: »Ja, wenn nicht noch etwas kommt.«

			Ein »teuflischer Plan«, der eine Bank vor der Rückzahlung von 47 Millionen Euro Steuergeld verschont – und das womöglich auch noch zur Freude von ranghohen Hamburger Finanzbeamten, die wiederum an Finanzsenator Tschentscher berichteten?

			Nach dem ersten Cum/Ex-Urteil des Landgerichts Bonn im Jahr 2020 musste die Warburg Bank alle Forderungen des Finanzamtes, die aus Cum/Ex-Betrug entstanden sind, begleichen. Kollabiert ist sie deswegen nicht. Heute kann man auf der Homepage der Bank lesen: »Die steuerliche Beurteilung der Cum/Ex-Geschäfte durch die Warburg Gruppe hat sich als falsch erwiesen. Die Mitglieder des Aufsichtsrats und des Vorstands von M.M.Warburg & CO missbilligen unrechtmäßige Steuergestaltungen jeder Art.«[58]

			Politik in Hamburg

			In Hamburg gab es nie staatsanwaltschaftliche Ermittlungen gegen die Warburg Bank. Zwar hat die Steuerfahndung Hamburg den Fall der Staatsanwaltschaft Hamburg vorgelegt, aber die entschied sich, nicht zu ermitteln, sondern zu »beobachten«[59]. Ebenso verhielt sie sich auch im Fall der Hamburger HSH Nordbank, die ebenfalls in Cum/Ex-Betrug verwickelt ist.[60] In beiden Fällen haben wir strafrechtliche Ermittlungsverfahren eingeleitet und Durchsuchungsmaßnahmen durchgeführt. Auch hinsichtlich einer dritten in Cum/Ex-Betrug verwickelten Hamburger Bank – der Varengold Bank – war es die Staatsanwaltschaft Köln, die strafrechtliche Ermittlungen einleitete, Durchsuchungen durchführte und Anklagen erhob.[61]

			Wegen der passiven Haltung der Finanzverwaltung Hamburg in Bezug auf die Rückforderung illegal erlangter Steuergelder aus Cum/Ex-Betrug bei der Warburg Bank (und später auch bei der HSH Nordbank) wurde im November 2020 ein Parlamentarischer Untersuchungsausschuss in Hamburg gebildet. Er sollte die Frage klären, »warum der Hamburger Senat und die Hamburger Steuerverwaltung bereit waren, Steuern in Millionenhöhe mit Blick auf Cum-Ex-Geschäfte verjähren zu lassen, und inwieweit es dabei zur Einflussnahme zugunsten der steuerpflichtigen Bank und zum Nachteil der Hamburgerinnen und Hamburger kam«.

			Im Zuge dieser Untersuchungen sind sowohl Olaf Scholz als ehemaliger Erster Bürgermeister als auch Peter Tschentscher als ehemaliger Finanzsenator und aktueller Erster Bürgermeister von Hamburg durch den Untersuchungsausschuss in Hamburg vernommen worden. Beide haben den Verdacht der aktiven Einflussnahme weit von sich gewiesen.

			Über diesen Komplex ist viel geschrieben und gesprochen worden[62]. Die Debatte in den Medien und auch im Hamburger Untersuchungsausschuss drehte sich im Wesentlichen darum, einen Nachweis für die aktive Einflussnahme des Ersten Bürgermeisters und des Finanzsenators auf die Entscheidungen der Hamburger Finanzverwaltung zu finden. Dabei ist ein Punkt meiner Meinung nach in der gesamten Debatte zu kurz gekommen: Finanzminister*innen tragen grundsätzlich eine Verantwortung für Entscheidungen der Finanzverwaltung. Das gilt auch für den damaligen Finanzsenator Peter Tschentscher: Als Finanzsenator leitet er die Finanzverwaltung, er hat die Rechts-, Fach- und Dienstaufsicht inne. Er verfügt also über umfangreiche Lenkungs- und Weisungsbefugnisse. In dieser Rolle muss er darauf hinwirken, dass die Entscheidungen seiner nachgeordneten Verwaltung nicht nur rechtmäßig sind, sondern auch zweckmäßig. Es ist dokumentiert, dass er die Darstellung von Christian O. über die in dessen Augen unrechtmäßige und existenzgefährdende Rückforderung von 47 Millionen Euro aus Cum/Ex-Betrug zur Kenntnis genommen hat[63]. Wäre es da nicht seine Aufgabe gewesen, sich den Sachverhalt genau anzusehen, bei dem derartig hohe Steuerverluste drohten? Wäre es nicht seine Aufgabe gewesen, wenigstens für die Unterbrechung der Verjährung durch einen Rückforderungsbescheid unter »Aussetzung der Vollziehung« zu sorgen? Wäre es nicht seine Aufgabe gewesen, die Rechtsauffassung der Hamburger Finanzbehörde kritisch zu hinterfragen? Vor allem auch vor dem Hintergrund, dass diese von der Auffassung der Hamburger Betriebsprüfer, der im Auftrag der BaFin prüfenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deloitte, der Staatsanwaltschaft Köln, dem Finanzgericht Hessen sowie dem Bundesfinanzministerium abwich?

		

	
		
			6. Kapitel 
Der unorganisierte Staat

			Ein Staatsanwalt und 166 Millionen

			Stellen wir uns folgendes Szenario vor: Eine Landesbank in einer der führenden Wirtschaftsregionen des Landes stiehlt dem Staat mit Cum/Ex-Geschäften 166 Millionen Euro Steuern, die Aufsichtsgremien greifen nicht ein. Doch damit nicht genug: Nachdem die Sache öffentlich geworden ist, ergeben sich Hinweise darauf, dass die Landesbank auch noch in Cum/Cum-Betrug verwickelt war.[64] Und derartige Geschäfte ausgerechnet bei Sparkassen beworben und auch mit ihnen durchgeführt hat. Bei Sparkassen handelt es sich übrigens ebenfalls um öffentlich-rechtliche Kreditinstitute, die zudem auch noch gesetzlich dem »Gemeinwohl« verpflichtet sind. Mit diesen gesetzlichen Vorgaben sind »Tax Trades«, also Geschäfte zulasten öffentlicher Kassen, aus meiner Sicht in keiner Weise vereinbar.

			Cum/Cum-Geschäfte zielen darauf ab, in Deutschland fällige Kapitalertragsteuern auf Dividenden zu umgehen. Sie sind genauso wie Cum/Ex-Geschäfte sogenannte »Tax Trades«, d. h., der Gewinn resultiert allein aus steuerlichen Effekten. In der Praxis existieren verschiedene Varianten dieser Geschäfte, meistens liefen sie so ab: Deutsche Finanzinstitute, z. B. Banken oder Investmentfonds, dürfen sich die auf Dividenden anfallende Kapitalertragsteuer erstatten lassen. Ausländische Finanzinstitute, z. B. ausländische Staatsfonds oder Versicherer, die deutsche Aktien halten, dürfen das nicht. Deshalb haben ausländische Finanzinstitute ihre deutschen Aktien jeweils für kurze Zeit an ein steuerbefreites deutsches Finanzinstitut übertragen – und zwar genau zum Zeitpunkt der Dividendenauszahlung. Das deutsche Finanzinstitut zahlte dann keine Kapitalertragsteuer oder ließ sich diese erstatten, obwohl die Aktien ihm rechtlich gar nicht zuzurechnen waren, sondern – immer noch – dem ausländischen Besitzer. Kurz danach gingen die Aktien zurück an die ausländischen Besitzer, und die Beteiligten teilten sich den Gewinn, also die Steuererstattung.

			Häufig wurden diese Cum/Cum-Geschäfte noch um einen weiteren Schritt ergänzt: Nachdem das deutsche Finanzinstitut die Aktien vom ausländischen Finanzinstitut erhalten hatte, nutzte es nur einen Teil dieser Aktien für eigene Steueranrechnungen bzw. -erstattungen. Die übrigen Aktien gab es weiter an kleinere inländische Kreditinstitute oder Unternehmen, die dann ihrerseits Cum/Cum-Anrechnungen bzw. -Erstattungen vornahmen. Die Übertragung der Aktien erfolgte hier meist durch Wertpapierleihe, weswegen diese »weitergeleiteten Cum/Cum-Geschäfte« auch »strukturierte Wertpapierleihe« genannt werden.

			Cum/Cum- und Cum/Ex-Geschäfte hängen in der Praxis oft eng zusammen, indem die Aktien zunächst für ein Cum/Cum-Geschäft und anschließend erneut für ein Cum/Ex-Geschäft genutzt werden. Erst danach werden die Aktien an die ausländischen Finanzinstitute zurückgegeben.

			Was würden Sie in so einem Fall von der Justiz und den Steuerbehörden erwarten? Ich könnte mir vorstellen, es hat mit konsequenter Ermittlung, Strafverfolgung der Täter und Rückzahlung der illegal erworbenen Steuergelder zu tun.

			Diese Geschichte ist kein Gedankenexperiment: Nach eigener Auskunft hat die Landesbank Baden-Württemberg zwischen 2007 und 2009 mit Cum/Ex Steuern in Höhe von 166 Millionen Euro hinterzogen. Außerdem gibt es Hinweise darauf, dass sie die Steuerkasse mit sogenannten weitergeleiteten Cum/Cum-Geschäften (»strukturierte Wertpapierleihen«) mit der Sparkasse Karlsruhe um weitere 27,5 Millionen geschädigt hat. Und dass sie dieses »Geschäftsmodell« möglicherweise auch an weitere Sparkassen vertrieb.

			Die Millionen aus Cum/Ex hat die Landesbank inzwischen zurückgezahlt, ein Lichtblick in einer Geschichte zum Haare-Raufen: Denn erst nach zwölf Jahren Ermittlung wurde im Juli 2025 Anklage gegen einige Mitarbeiter erhoben.[65] Erstaunen kann das nicht, wenn man weiß, wie viele Staatsanwälte in Stuttgart diese Fälle ermitteln: ein einziger.

			In meiner Abteilung hatten wir am Ende über 30 Stellen. In Baden-Württemberg hingegen ermittelt seit zwölf Jahren ein Staatsanwalt. Wie kann das sein? Schaut man sich die Reaktionen der Verantwortlichen an, dann könnte man auf den Gedanken kommen, diese Situation sei für alle ganz bequem: Bankmanager Siegfried J., zwischen 2005 und 2009 Vorstandsvorsitzender der Landesbank Baden-Württemberg, gab an, er habe von Cum/Ex erstmals 2011 erfahren, aus der Zeitung. Der Manager und Unternehmer Heinz D., im Auftrag der Landeshauptstadt Stuttgart im Verwaltungsrat der LBBW, ließ Journalist*innen wissen: »Während meiner Zeit im Verwaltungsrat der LBBW wurde nicht über das Thema Cum/Ex gesprochen.«[66] Außerdem saßen der ehemalige baden-württembergische Ministerpräsident Stefan Mappus (CDU) und Stuttgarts Ex-Oberbürgermeister Wolfgang Schuster (CDU) im Verwaltungsrat der Landesbank, als die Cum/Ex-Geschäfte durchgeführt wurden. Beide waren bisher zu keinem Kommentar bereit.[67]

			Es soll niemandem unterstellt werden, er habe von Anfang an von den illegalen Machenschaften gewusst. Im Gegenteil, ich kann mir die Verschleierungstaktiken gut vorstellen, wenn in den Aufsichtsgremien über »die Geschäfte« gesprochen wurde. In diesen Sitzungen fallen häufig kompliziert klingende Begriffe, die nicht nach Steuerhinterziehung klingen. Auch verfügt nicht jeder über die Expertise, die für ein fundiertes Urteil nötig wäre, und es ist menschlich, Dinge falsch einzuschätzen. Aber: Fragen verhallen zu lassen und sich darauf zurückzuziehen, nichts gewusst zu haben, ist meiner Meinung nach für ein Mitglied des Aufsichtsrates eine schlechte Ausrede. Denn es ist die Aufgabe all dieser Herren in den Gremien, zu wissen, was in der Bank läuft. Insbesondere ist es Aufgabe derjenigen, die aktuell Verantwortung tragen. Zumindest müssen sie mit dem Wissen von heute dafür sorgen, dass illegal erlangte Steuergelder zurückgezahlt werden. Öffentlich-rechtliche Landesbanken und öffentlich-rechtliche Sparkassen haben eine besondere Verantwortung gegenüber Bürgern und Bürgerinnen: Sie dürfen sich nicht zulasten öffentlicher Kassen bereichern. Tun sie es doch und bemühen sich nicht um Aufklärung, ist das Gift für das Vertrauen in unsere Institutionen.

			Mittlerweile wissen wir, dass Cum/Ex- und Cum/Cum-Geschäfte zum Nachteil öffentlicher Kassen bei Landesbanken weit verbreitet waren. Medial berichtet wurde in diesem Zusammenhang nicht nur über die LBBW, sondern auch über die HSH-Bank, die WestLB, die HeLaBa und die Landesbank Berlin.[68] Die Ermittlungen verliefen in jedem dieser Fälle zäh und langwierig, zu Anklagen ist es bisher nicht gekommen.

			Ob es bei diesen Fällen politische Einflussnahme gegeben hat oder nicht, dazu kann ich nichts sagen. Was mir aber in den letzten Jahren auffiel, ist der Mangel an politischem Willen zur Unterstützung der Behörden, beispielsweise durch ausreichend Personal und technische Ausstattung. In anderen europäischen Ländern läuft es teilweise anders. Nachdem die Redaktion von Correctiv im Jahr 2018 europaweit über Cum/Ex- und Cum/Cum-Betrug berichtet hatte[69], beschloss die französische Nationalversammlung die Einsetzung einer Kommission zur Aufklärung von Cum/Ex- und Cum/Cum-Fällen.[70] Im Jahr 2024 erfolgte dort eine parteiübergreifende Gesetzesinitiative, um Cum/Cum und artverwandten Betrug auch zukünftig zu verhindern.[71] Außerdem durchsuchte die zentrale Finanzstaatsanwaltschaft Paris Parquet national financier (PNF) in einer konzertierten Aktion wegen Steuerrückforderungen und Strafzahlungen von etwa 2,5 Milliarden Euro[72] mehrere involvierte Banken gleichzeitig.[73]

			Auch Dänemark mobilisierte alle Kräfte, um Cum/Ex-Betrugsfälle aufzuklären. Ermittelt wurde vor allem gegen Sanjay S., der in Dänemark einen immensen Schaden durch Cum/Ex-Betrug angerichtet haben soll: Diese Ermittlungen machte die dänische Regierung zur Chefsache. Der dänische Steuerminister teilte mit, es handle sich um einen der größten Steuerbetrugsfälle in der dänischen Geschichte[74]. Dänemark gelang es sogar, S. aus Dubai ausliefern zu lassen, was als »überraschend« wahrgenommen wurde.[75] Mittlerweile wurde Sanjay S. in Dänemark zu einer Haftstrafe von zwölf Jahren verurteilt.[76]

			Die dänische Regierung beschwerte sich in diesem Zusammenhang darüber, von Deutschland im Hinblick auf Cum/Ex-Betrug in Dänemark nicht rechtzeitig gewarnt worden zu sein. In Deutschland hätten dazu bereits im Jahr 2012 konkrete Erkenntnisse vorgelegen, diese Informationen seien jedoch nicht an die dänischen Behörden weitergegeben worden.[77] Darüber hinaus kritisierte der dänische Steuerminister die EU, da er der Meinung ist, solche Informationen hätten innerhalb der EU mit allen Mitgliedsstaaten geteilt werden sollen, was aber nicht geschehen sei.[78]

			Leider ist das nicht die einzige Episode in dieser Geschichte, in der die Finanzverwaltung keine glückliche Figur macht. Einige Szenen aus der Hauptverhandlung des ersten Cum/Ex-Verfahrens in Bonn stehen mir noch lebhaft vor Augen:

			Um die Abläufe zu klären, waren mehrere Finanzbeamt*innen als Zeug*innen vor das Landgericht Bonn geladen worden. Sie hatten die Steuererstattungsanträge (auf der Grundlage von Cum/Ex-Betrug) bearbeitet und die beantragte Kapitalertragsteuer ausgezahlt. Bei diesen Vernehmungen gab es Überraschendes zu hören: So erklärten uns mehrere Beamte des Bundeszentralamts für Steuern (BZSt), dass die Auszahlung der beantragten Steuererstattungen überwiegend vollautomatisch auf elektronischem Weg verlaufe. Belege müssten die Antragsteller nicht einreichen, eine inhaltliche Prüfung der Erstattungsvoraussetzungen erfolge nicht. Man habe auf die Angaben der Depotbanken vertraut, die die Rechtmäßigkeit der Erstattungsanträge ihrer Kunden versichert hätten. Wir halten fest: Die Finanzbeamt*innen haben nicht geprüft, ob Erstattungen in Millionenhöhe berechtigt waren oder nicht. Nein, diese Prüfung überließ man den Depotbanken der Antragsteller!

			Das Gericht schien sich genauso über diese Antwort zu wundern wie ich, denn der Vorsitzende Richter Roland Z. hakte nach und fragte sinngemäß: »Heißt das, dass man nur die Zulassung zum Sammelantragsverfahren braucht, und dann erhält man automatisch, auf Knopfdruck, die beantragte Steuererstattung?« – »Ja«, war die Antwort, genauso sei das. Man prüfe stichprobenartig, ob die formalen Voraussetzungen, also die erforderliche Zulassung zum Sammelantragsverfahren, vorlägen, und ebenso die Versicherung, dass der Antrag berechtigt sei. Nicht geprüft werde, ob diese Angaben auch tatsächlich stimmten. Ein Zeuge des Bundeszentralamts fügte noch hinzu, dass dies in seinen Augen ein sehr vorteilhaftes Verfahren sei, denn man benötige durch die automatische Auszahlung der Gelder sehr wenig Personal …

			Nicht viel erfreulicher waren die Antworten der Finanzbeamt*innen an anderer Stelle. Es war sehr ernüchternd, zu hören, dass nahezu keiner der geladenen Beamt*innen Cum/Ex erklären konnte. Noch ernüchternder war, dass sie die Voraussetzungen der Steuererstattungen genauso wenig geprüft hatten wie das Bundeszentralamt. Wie hätten sie das auch tun sollen, fragten einige Zeug*innen. Sie hätten anhand der vorliegenden Unterlagen nicht erkennen können, ob der Fonds die Aktien von einem Leerverkäufer gekauft habe oder nicht und ob vorher Steuern gezahlt worden seien. Schließlich säßen sie ja nur am Schreibtisch und seien keine Betriebsprüfer, die vor Ort Unternehmen prüfen könnten. Was also hätten sie anderes tun sollen, als die geforderten Erstattungen auszuzahlen?

			»Haben Sie denn wenigstens die zuständige Betriebsprüfung informiert, um die Voraussetzungen im Nachhinein prüfen zu lassen?«, wurde sinngemäß nachgefragt. Nein, lautete die Antwort. Dafür sei man nicht zuständig gewesen. Außerdem habe man die Antragsteller nicht so lange auf »ihr« Geld warten lassen wollen.

			Never ending Story Steuerbetrug

			Seit ich für die zivilgesellschaftliche Organisation Finanzwende arbeite, werde ich oft gefragt, ob Cum/Ex weitergehe. Um diese Frage zu beantworten, darf ich nicht auf Ergebnisse der strafrechtlichen Ermittlungen wie Aussagen von Kronzeugen oder das Ergebnis der Auswertung von Clearstream-Daten (die die Aktienbewegungen rund um den Dividendenstichtag zeigen) zurückgreifen, da dies noch nicht detailliert in öffentlichen Hauptverhandlungen erörtert wurde. Aber auch aus öffentlichen Quellen lassen sich Hinweise konstruieren: Nach der Veröffentlichung der Cum/Ex-Files durch Correctiv startete die europäische Finanzmarktaufsicht ESMA eine eigene Untersuchung und fand Hinweise darauf, dass steuergetriebene Geschäfte wie Cum/Ex und Cum/Cum bis heute in Europa stattfinden.[79]

			In Deutschland wurde ein Cum/Ex-Fall aus dem Jahr 2016 öffentlich bekannt, über den das Handelsblatt berichtete (»Kunstvoller Griff in die Steuerkasse«)[80] und der auch vor den Finanzgerichten verhandelt wurde.[81] Außerdem wurde im Jahr 2018 über sogenannte »Cum-Fake«-Fälle berichtet. Gemeint waren Aktiendeals mit ADRs (American Depositary Receipts).

			ADRs sind Hinterlegungsscheine, die von Banken ausgestellt und an den Börsen in den USA stellvertretend für ausländische Aktien gehandelt werden.[82] Sie sind eine Art Ersatz für die eigentliche Aktie, wenn diese über keine Notierung an der US-Börse verfügt. Da ADRs steuerlich wie Aktien behandelt werden, kann der Inhaber von ADRs genauso wie der Inhaber von Aktien die Dividende beziehen und Steuererstattungsanträge stellen.

			Cum/Ex-Betrug kann also mit ADRs genauso umgesetzt werden wie mit Aktien. Für deutsche Behörden ist das allerdings noch schwerer zu überprüfen als beim heimischen Aktienhandel, weil Handelsdaten aus den USA für deutsche Behörden schwer einzusehen sind. Und als wäre das nicht schon problematisch genug, taucht beim Handel mit ADRs noch ein zusätzliches Problem auf: Es gibt auch sogenannte Pre-Release ADRs. Normalerweise muss jedem ADR-Papier eine echte Aktie (oder der Bruchteil einer Aktie) zugrunde liegen, es sollen nämlich nicht ADR und Aktie gleichzeitig im Umlauf sein. Beim sogenannten Pre-Release wird von diesem Grundsatz abgewichen und das ADR schon »in Erwartung« einer Aktie ausgegeben, also noch bevor diese tatsächlich hinterlegt worden ist. Das ist grundsätzlich erlaubt. Es kann aber zu erheblichen Problemen bezüglich der Erstattung von Kapitalertragsteuer auf Dividenden führen, da zumindest in diesem Zeitraum sowohl das Ersatzpapier als auch die Aktie selbst im Umlauf sind. Somit kann sowohl der Inhaber des ADR als auch der Inhaber der Aktien die Steuererstattung bezüglich der Dividende gegenüber den deutschen Steuerbehörden für sich beanspruchen. Natürlich ist das nicht erlaubt, aber das hat schon die Cum/Ex-Industrie nicht davon abgehalten, illegale Steuererstattungsanträge zu stellen.

			Und tatsächlich stellte die US-Börsenaufsicht SEC im Zuge einer Untersuchung des Umgangs mit Pre-Release ADRs im Zeitraum 2011 bis 2016 umfangreiche Unregelmäßigkeiten der beteiligten Akteure fest. Die SEC fand zahlreiche Hinweise darauf, dass Geschäfte mit Pre-Release ADRs rund um den Dividendenstichtag sprunghaft anstiegen. Das mache für sich gesehen keinen wirtschaftlichen Sinn, stellte die Börsenaufsicht fest. Sinn ergebe das nur, wenn es den Beteiligten dabei um unberechtigte Steuererstattungen zum Nachteil der europäischen Staaten gehe[83]. Die Börsenaufsicht SEC ist keine Strafverfolgungsbehörde. Sie konnte diesem Anfangsverdacht der Steuerhinterziehung nicht weiter nachgehen, sondern durfte nur die regulatorischen Verstöße der Akteure ahnden. Dementsprechend verhängte sie gegen zahlreiche Banken und Broker hohe Bußgelder wegen »improper handling of pre-released« ADRs, so beispielsweise in Höhe von 75 Millionen Dollar gegen die Deutsche Bank, in Höhe von 175 Millionen Dollar gegen die JPMorgan Chase Bank N.A. und in Höhe von 54 Millionen Dollar gegen BNY Mellon.

			Man könnte annehmen, dass sei ein Weckruf für die Behörden gewesen. Aber mitnichten. In Deutschland hielt sich das Interesse der Behörden daran in Grenzen. Auf eine sogenannte »Kleine Anfrage« zu mutmaßlicher Mehrfacherstattung von Kapitalertragsteuer mittels »Phantom-Aktien« antwortete die Bundesregierung am 12. April 2019 unter anderem, es ließen sich »keine Rückschlüsse auf ein systematisches, illegales Schema zur Steuerhinterziehung/Verkürzung« finden, »insbesondere keine Hinweise auf den sogenannten Cum-Fake-Mechanismus«. Die ihnen vorliegenden Informationen »beinhalten lediglich Hinweise auf eine – theoretisch – mögliche fehlerhafte Ausstellung von Steuerbescheinigungen im Einzelfall«.[84] Echte Sorge um die Steuergelder von uns Steuerzahler*innen klingt anders.

			Vor zwei Jahren erschien eine Studie von zwei US-Professoren zum institutionellen Handel mit US-Aktien, ausländischen Aktien und ADRs im Zeitraum 1999 bis 2014[85]. Sie stellten u. a. ein abnorm erhöhtes Handelsvolumen rund um den Dividendenstichtag fest und konstatierten konkrete Anhaltspunkte für unberechtigte Steuererstattungen in Milliardenhöhe aufgrund von Pre-Release ADRs, Cum/Cum- und auch Cum/Ex-Strategien zum Nachteil europäischer Staaten. Eine erkennbare Neubewertung durch die deutschen Steuerbehörden hat aufgrund dieser Studie bis zur Drucklegung dieses Buches nicht stattgefunden.

			Dabei dürfte es eigentlich nicht verwundern, dass die Gesetzesänderung 2012 die Geschäfte nicht beendet hat. Denn sie waren ja nie legal. Dass Cum/Ex-Betrug durch eine Gesetzeslücke möglich geworden sei, ist nichts weiter als eine Erzählung der Branche, die die Gerichte klar widerlegt haben. Selbstverständlich kann man den Betrug durch gesetzliche Anpassungen erschweren bzw. die Aufklärung erleichtern. Aber verhindern kann man ihn nur durch mehr Kontrollen. Die kriminologische Forschung zeigt ganz eindeutig: Bei Wirtschaftskriminalität ist das Entdeckungsrisiko der entscheidende Faktor. Ist es hoch, schreckt das ab. Ist es niedrig, dann gehen viele das Risiko ein. Vor allem dann, wenn derart hohe Profite locken wie bei Cum/Ex.

			Positionen, aber keine Verantwortung

			Ich wundere mich immer wieder darüber, dass sich in Deutschland ein Finanzminister nicht erklären muss, wenn Steuerhinterziehung den Staat Milliarden kostet. Geld, das für Infrastruktur, Bildung, Soziales fehlt. Im Justizministerium ist es ähnlich: Im März 2025 lagen 930 000 Fälle unbearbeitet auf den Schreibtischen von Staatsanwält*innen, wie der Deutsche Richterbund im März 2025 meldete, ein Zuwachs von 30 %. Aber gab es unangenehme Fragen an den Justizminister?

			Dabei üben Minister – auf Ebene des Bundes genauso wie auf Ebene der Bundesländer – grundsätzlich die sogenannte Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht über die ihnen nachgeordneten Behörden aus. Gerade die Fachaufsicht ist nicht nur auf die Überprüfung der Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandelns beschränkt, sondern schließt die Prüfung der Zweckmäßigkeit ein.[86] Nicht nur nachträgliche Kontrolle ist möglich, sondern auch präventive Maßnahmen sind angedacht. Ministerien haben verschiedenen Informations-, Kontroll- und Eingriffsrechte (insbesondere Weisungsrechte) und können bei Bedarf das Handeln ihrer Behörden lenken. So sollen Fehlentwicklungen frühzeitig erkannt und abgewendet werden.

			Meinem Eindruck nach ist das der Allgemeinheit oft gar nicht bewusst. So verbindet man in der öffentlichen Wahrnehmung den Finanzminister meist nicht mit der Finanzverwaltung, den Justizminister nicht mit der Justizverwaltung. Ganz anders im Innenministerium: So wurde Innenministerin Faeser beispielsweise für die Anzahl von Migranten[87], Asylanträge und Abschiebungen in der Verantwortung gesehen.[88] Auch wenn die Polizei bei einer Demonstration mit zu viel Gewalt gegen Demonstranten vorgeht, muss das Innenministerium sich verantworten. Steigen die Zahlen in der Kriminalitätsstatistik, muss sich das Innenministerium verantworten. Nimmt die Clankriminalität zu, muss sich das Innenministerium verantworten. Meiner Meinung nach ist das richtig, denn Kriminalitätsbekämpfung und auch Prävention ist Aufgabe der vom Innenministerium beaufsichtigten Behörden.

			Ich glaube, dass diese öffentliche Aufmerksamkeit einen positiven Effekt auf die Polizeibehörden hat. Anders als in vielen anderen Behörden werden bei der Polizei regelmäßig Vorgänge evaluiert und Abläufe optimiert. Vorgesetzte betrachten es häufig als ihre Aufgabe, die operativen Kräfte so zu unterstützen, dass diese ihre Aufgaben effektiv wahrnehmen können. Viele fühlen sich verantwortlich, wenn etwas aus dem Ruder läuft, und versuchen, möglichst früh gegenzusteuern. Schon allein aus eigenem Interesse: Denn wenn es zu Problemen käme, müssten sie das erklären. Genauso fällt es auf sie und schließlich auf den Innenminister zurück, wenn die operativen Kräfte gute Arbeit machen.

			Dass Deutschland als Paradies für Geldwäsche gilt und jedes Jahr aus Straftaten stammende Gelder in Höhe von geschätzt 100 Milliarden Euro in Deutschland »gewaschen« werden[89], war bisher in der öffentlichen Wahrnehmung kein größeres Problem für den Justizminister. Dass dem öffentlichen Haushalt geschätzt 100 Milliarden Euro pro Jahr durch Steuerhinterziehung fehlen[90], musste sich der Finanzminister bisher selten anhören. Finanz- und Justizminister werden selten dafür verantwortlich gemacht, wie effektiv die ihnen nachgeordneten Behörden ihren Aufgaben nachkommen. Das führt meiner Meinung nach dazu, dass sowohl das Justiz- als auch das Finanzministerium eine merkwürdige Distanz zu ihren operativen Kräften wahren können. Diese Verantwortungsdiffusion könnte eine Erklärung dafür sein, warum es weder für Justizminister noch für Behördenleiter ein ernsthaftes Problem darstellt, wenn Staatsanwaltschaften nur wenig Personal für die aufwendigen Cum/Ex-Ermittlungen einsetzen oder – wie im Fall der Hamburger Staatsanwaltschaft – jahrelang im Status der »Beobachtung« verharren. Ich kann mir kaum denken, dass ähnliche Zustände bei der Polizei dem Innenminister kein Problem bereiten würde. Man stelle sich einmal vor, ein einziger Polizeibeamter würde über zehn Jahre lang an einem einzigen Fall von Clankriminalität arbeiten, hätte aber noch keine einzige Durchsuchung durchgeführt und die Ermittlungen auch noch nicht abgeschlossen. Und wenn dies dann öffentlich bekannt würde, wäre es aber kein Problem für den Innenminister … Eben – man kann es sich tatsächlich kaum vorstellen.

			Weil für ineffektive behördliche Arbeit im Bereich der Finanzverwaltung und Justiz aber weder der Minister noch die Spitzen der Verwaltung verantwortlich gemacht werden, besteht auf Ebene der Behörden wenig Anreiz und meist auch wenig Bereitschaft zur Korrektur von Missständen oder für Modernisierung im Allgemeinen. So steigt die Zahl der fehlenden Mitarbeiter*innen im öffentlichen Dienst seit Jahren. Derzeit sind nach Auskunft des Deutschen Beamtenbundes 570 000 Stellen nicht besetzt.[91] Dabei lohnt sich dieses Personal auch finanziell. 2022 brachte ein Steuerfahnder durchschnittlich 916 300 EUR ein.[92]

			Auch der Bundesrechnungshof kritisiert im Hinblick auf eine wirksame Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Geldwäsche seit Jahren, dass Behörden untereinander oft schlecht zusammenarbeiten würden, dass die technische Ausstattung veraltet und keine gemeinsame IT-Infrastruktur vorhanden sei, zu wenig Personal an entscheidender Stelle eingesetzt werde und so weiter.[93]

			Diese Probleme sind in der Praxis oft ganz direkt spürbar, zum Beispiel bei der Zusammenarbeit mit anderen Behörden. Da ich als Staatsanwältin vor allem für den Bereich Steuerhinterziehung zuständig war, habe ich meist mit der Steuerfahndung zusammengearbeitet, manchmal zusätzlich mit Zollbeamt*innen und der Polizei. Ich kann mich noch an Dutzende Situationen wie diese erinnern: Ich sitze mit zwei Steuerfahndern in meinem Büro zur Fallbesprechung. Wir haben einen Anfangsverdacht, zum Beispiel eine anonyme Anzeige wegen Schwarzarbeit, und planen nun die Ermittlungsschritte. Das Büro ist klein, die Möbel zusammengewürfelt, die Luft ist schnell verbraucht, aber die Stimmung gut. Wir haben eine Anfangshypothese, jetzt brauchen wir eine Taktik. Wir trinken Kaffee aus Bechern der Steuerfahndung (mit Sprüchen wie »Wir machen auch Hausbesuche«), beißen hin und wieder in einen Keks und diskutieren, neugierige Spannung liegt in der Luft: Was können wir aus den Zahlen herauslesen, die dem Finanzamt vorliegen, welche Auffälligkeiten sehen wir? Was wissen wir schon und was noch nicht? Welche Ermittlungsmaßnahmen sind am sinnvollsten, welche Schwerpunkte setzen wir? Welche der Personen ist eher ein sogenannter Strohmann, welche der zentrale Hintermann? Jemand schlägt eine Durchsuchung vor, eine Observation oder eine Telefonüberwachung. Ich muss dann die rechtlichen Voraussetzungen prüfen. Wir brauchen einen Anfangsverdacht und für den eine ausreichende Tatsachengrundlage: Welche ist das in diesem Fall? Gegen welche Steuergesetze könnte verstoßen worden sein? Wenn wir durchsuchen wollen, wo hoffen wir, etwas zu finden? Geschäftsunterlagen zum Beispiel, elektronische Daten oder vielleicht eine Liste der schwarz ausgezahlten Gelder … Am Ende der Sitzung ist der Sauerstoff in meinem Büro komplett verbraucht, und alle sind zufrieden. Wir haben einen Plan.

			Der nächste Schritt ist, dass die Steuerfahnder einen sogenannten »Anregungsvermerk« schreiben, der die besprochenen Punkte erfasst und mit den Ergebnissen der bisherigen Ermittlung belegt. »Wir sehen diese oder jene Auffälligkeit«, kann in so einem Vermerk stehen. »Wir schließen daraus, dass eine Straftat begangen worden ist, und regen folgende Maßnahme an …« Dieser Vermerk ist die Grundlage für meinen Antrag, mit dem ich bei Gericht die Maßnahme, also zum Beispiel die Durchsuchung, beantragen kann.

			Alles ist also nach bestem Wissen und Gewissen auf den Weg gebracht. Und dann, es ist mir wirklich Dutzende Male passiert, erhalte ich drei Wochen später den Vermerk zurück – und zwar in einer völlig anderen Version als besprochen. Manchmal war sogar der Anfangsverdacht abhandengekommen mit der Folge, dass dann auch keine Ermittlung mehr nötig war. Wenn ich dann bei den Fahndern nachfrage, teilen sie mit, dass ihr Vorgesetzter, der sogenannte Sachgebietsleiter, jeden Vermerk unterschreiben müsse und diesen schlicht umgeschrieben habe. Ohne an der zugrunde liegenden Besprechung teilgenommen zu haben. Oder auch nur einmal bei mir nachzufragen.

			»Kann der das denn so einfach«, frage ich? Ja, das kann er! Denn er ist ja der Dienstvorgesetzte der Fahnder und steht in der Hierarchie über ihnen. Entscheidungen in Verwaltungen, auch der Finanzverwaltung, werden streng entlang dieser Hierarchie getroffen – und genau deshalb auch Vermerke recht willkürlich umformuliert.

			Die Steuerfahnder können noch so überzeugt sein von unserer Analyse und Taktik, wenn ihr Sachgebietsleiter nicht unterschreiben will, dann können sie nichts ausrichten. Das Fatale ist, dass die Sachgebietsleiter nicht immer über die entsprechende Erfahrung und die entsprechende Kenntnis verfügen. Sachgebietsleiter sind Beamte des »höheren Dienstes«, müssen also Akademiker sein. Ich hätte mich nach meinem juristischen Examen – ohne jede praktische Erfahrung – für eine Position als Sachgebietsleiter in der Finanzverwaltung bewerben können, ohne einen einzigen Tag Steuerrecht studiert oder jemals operative Erfahrung gesammelt zu haben. Steuerfahnder dagegen sind Beamte des »gehobenen Dienstes«, die ein Fachhochschulstudium an Finanzhochschulen absolviert haben und zum Diplom-Finanzwirt ausgebildet wurden. Ich habe es fast durchgängig erlebt, dass sie fachlich top waren und über viel Erfahrung verfügten. Aber den Vermerk unterschreiben, das dürfen sie nicht.

			Für die anstehenden Ermittlungen ist in meinem Fall so ein umgeschriebener Vermerk ein mittelgroßes Desaster. Denn wenn ich einen Antrag auf Durchsuchung stellen will, muss ich den Tatsachenkern in der Akte dokumentieren, der aber fußt auf Erkenntnissen der Steuerfahnder, auf einer Steuererklärung oder ähnlichen Unterlagen. Die bekomme ich nicht, wenn der Sachgebietsleiter der Meinung ist, es müsse nicht ermittelt werden. Will ich dem Verdacht dennoch nachgehen, dann habe ich nur zwei Möglichkeiten: Falls Polizeikräfte zur Ermittlungsgruppe gehören, müssen diese aushelfen und alles noch mal ermitteln, was Ressourcen verschwendet und Zeit kostet. Falls nicht, kann ich nur versuchen, den Sachgebietsleiter umzustimmen. Das ist mir auch das ein oder andere Mal gelungen. Aber ich erinnere mich auch an einen Fall, in dem ich grandios gescheitert bin. Der Sachgebietsleiter hat in einer komplett absurden Diskussion behauptet, es gebe keine Straftat. Weder die Steuerfahnder noch ich konnten ihn umstimmen. In dem Fall habe ich alles selbst nachgearbeitet, die Maßnahme umgesetzt und schließlich Anklage erhoben. Der Täter ist verurteilt worden. Für den erwähnten Sachgebietsleiter hatte das keinerlei Konsequenzen.

			Meine These ist, dass ein Ungleichgewicht an Kompetenzen egomanes Verhalten von Vorgesetzten begünstigt. Es ist immer schwierig, wenn die unteren Etagen kompetenter sind als die oberen. Um das auszuhalten, muss man eine stabile Persönlichkeit sein. Weniger stabile Persönlichkeiten sitzen dann vielleicht in ihren Zimmerchen und schreiben Vermerke um, die vorher zur Zufriedenheit aller detailliert besprochen worden sind. Die Rechtfertigung dafür finden sie in der Parole, dass »Führung auch ohne Fachkompetenz« – gemeint ist in diesem Zusammenhang steuerliche Expertise und praktische Erfahrung – möglich sei. Diese Parole habe ich von Angehörigen der Finanzverwaltung ziemlich oft gehört. Und genau das funktioniert in der Praxis oftmals gar nicht.

			Das Kompetenzgerangel war leider häufig auch nicht nur auf die Planungsphase beschränkt, sondern hat sich oft während der Ermittlung fortgesetzt. Zum Beispiel hatten wir eine Maßnahme angeregt, den Beschluss bei Gericht beantragt, und das Gericht hatte den Beschluss erlassen. Die Ermittlungsgruppe bestand aus Kräften der Polizei, des Zolls und der Steuerfahndung, wobei die Polizei die Ermittlungskommission geleitet hat. Wir sitzen also zusammen und bereiten eine größere Durchsuchungsmaßnahme vor. Aufgaben müssen verteilt werden. Wir überlegen in der Gruppe, wer noch Kapazitäten hat, und es stellt sich heraus, dass die Polizei gut beschäftigt ist, aber die Steuerfahnder*innen noch Platz auf ihren To-do-Listen haben. In solchen Momenten ist es nicht selten passiert, dass sich die Steuerfahndung komplett verweigert hat. Ihr Standpunkt war, dass sie in dieser gemeinsamen Ermittlungskommission keine Anweisungen durch die polizeilichen Ermittlungsleiter*in annehmen würde, sondern ausschließlich durch ihren eigenen Vorgesetzten, den Sachgebietsleiter. Diese nehmen aber am operativen Geschäft nicht teil und sind daher in solchen Besprechungen nicht anwesend …

			Tatsächlich gibt es bei »gemischten« Ermittlungsgruppen keine Regelung, wie die Behörden miteinander arbeiten. Die bei der Polizei übliche Funktion eines Ermittlungsleiters (»EK-Leiter«) existiert bei der Steuerfahndung nicht. Daher habe ich derartiges Kompetenzgerangel nicht selten erlebt. In diesem Fall musste ich einspringen, denn nach der Strafprozessordnung leite ich die Ermittlungen. Aber man darf es sich nicht so vorstellen, dass alles wie am Schnürchen lief, wenn ich auftauchte. Die Leitung einer so wenig homogenen Gruppe kann eine echte Herausforderung sein. Es ist viel Zeit, Energie und auch Geschick nötig, um so eine Gruppe zusammenzuführen und jeden Einzelnen zur Mitarbeit zu motivieren.

			Mit angezogener Handbremse

			Eine Situation, die ich als ganz junge Staatsanwältin erlebt habe, ist mir noch sehr präsent: Ich hatte ein Problem, und keiner meiner Kollegen konnte es lösen. Also habe ich einfach bei der Staatsanwaltschaft Düsseldorf angerufen und nachgefragt, wie das dort gehandhabt werde. Ich hielt das für eine gute Idee, schließlich betraf es kein Dienstgeheimnis, sondern etwas Alltägliches, das in Düsseldorf schon hundertmal gemacht worden sein musste. Als mein Vorgesetzter davon erfuhr, habe ich riesigen Ärger bekommen. Er konnte sich gar nicht mehr beruhigen, weil ich »einfach so« in Düsseldorf angerufen hatte. Ganz offensichtlich hatte ich gegen ein ungeschriebenes Gesetz verstoßen. Es lautet: Man trägt nichts nach außen.

			An diese Episode muss ich im Zusammenhang mit unserer Cum/Ex-Ermittlung oft denken. Denn es gab ja bereits eine Ermittlung bei der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt, unter anderem gegen die »Investment-Boutique« von Dr. B. und Dr. S., bevor wir überhaupt losgelegt hatten. Da es noch keine Anklagen oder Urteile gab, an denen wir uns hätten orientieren können, wäre es sehr gut gewesen, wenn wir das sofort erfahren hätten. Einen institutionell organisierten Austausch, in dessen Rahmen man über die Sachverhalte und Ermittlungsstrategien hätte sprechen können, gab es aber nicht. Ich erfuhr zufällig, dass die Kolleg*innen in Frankfurt ermitteln. Zu meinem Glück kannte ich sie bereits von parallel geführten Ermittlungen wegen Umsatzsteuerbetrugs, deswegen war der Dienstweg kurz. Wir haben uns dann gegenseitig informiert, und ich erfuhr von den dort bereits beschlagnahmten E-Mails der Kanzlei von Dr. B. und Dr. S. Diese haben wir dann auch für unsere Ermittlungen gerichtlich beschlagnahmen lassen, und sie haben unsere Ermittlung entschieden weitergebracht. Aber wie wäre die ganze Sache gelaufen, wenn ich nicht zufällig von den Ermittlungen der Kolleg*innen erfahren hätte?

			Den so nötigen institutionell organisierten Austausch zwischen den Staatsanwaltschaften der verschiedenen Bundesländer über Wirtschaftskriminalität gibt es bis heute kaum. Man spricht nur zufällig miteinander, am Rande von Tagungen oder Fortbildungen. Aber auch die Möglichkeiten, Fortbildungen zu besuchen, sind meist sehr rar. Das bedeutet: Im Zweifelsfall hat in jedem Bundesland eine Staatsanwaltschaft immer wieder mit den gleichen Fragen zu tun, löst die gleichen Probleme immer wieder aufs Neue. Ein Unding, gerade in Zeiten knapper Ressourcen, aber auch psychologisch schwierig: Jeder fühlt sich isoliert und alleingelassen, klein und schwach und konfrontiert mit Gegenspielern, die Arroganz und Einschüchterung als Strategie perfektioniert haben.

			Solche Erkenntnisse fallen mir immer wieder ein, wenn die Frage aufkommt, wie man Bürokratieabbau konkret organisieren könne. Meine Antwort ist ganz einfach: Gehen wir in die Verwaltungen und Behörden und fragen diejenigen, die operativ tätig sind. Diejenigen, die täglich die Arbeit machen. Denn sie wissen, was überflüssig, was hemmend und was völlig aus der Zeit gefallen ist.

			Mangelware Kugelschreiberminen und Videokonferenzlizenzen – Behörden und ihre Ausstattung

			Einmal bin ich mit den Kollegen vom LKA während der Cum/Ex-Ermittlung beinah in einem Gebäude verloren gegangen, das angeblich die schönste Dachterrasse Düsseldorfs besitzt. Eine Steuerrechtskanzlei hatte uns erlaubt, eine Videokonferenz in ihren Räumlichkeiten zu veranstalten, weil die Behörden damals nicht über die technischen Möglichkeiten verfügten. Die Kanzlei thronte in einem imposanten Gebäude fast hundert Meter über der Stadt. Durch dieses Gebäude konnte man sich nicht autark bewegen. Will man eine Kanzlei, Agentur oder ein Büro besuchen, muss man sich am Empfang melden. Von dort wird der Aufzug in die richtige Etage geschickt. In der Theorie. Bei uns lief es folgendermaßen ab: Der Empfang öffnet den Aufzug, wir steigen ein, der Aufzug kommt an, die Tür öffnet sich, wir steigen aus, die Aufzugstür schließt sich, und wir stellen fest, dass wir in einer komplett leeren Etage stehen. Die war gar nicht vermietet. Die Videokonferenz mit einer Anwaltskanzlei war terminiert, wir steckten in der falschen Etage, die wir nicht eigenständig verlassen konnten, und niemand da, der den Aufzug wieder anfordern und an den richtigen Ort schicken konnte. Es dauerte eine Weile, bis der Empfang auf unser Problem aufmerksam wurde und uns befreite. Die australische Kanzlei hat freundlicherweise gewartet, und wir konnten die Konferenz schließlich durchführen, in einem wirklichen High-End-Ambiente: Konferenzraum mit Blick über den Düsseldorfer Hafen, Top-Videokonferenzanlage, auf dem Konferenztisch waren Stifte vorgehalten und Notizbücher in verschiedenen Formaten.

			Das war für uns schon ein ungewohnter Anblick. Denn bei der Staatsanwaltschaft sind mitunter sogar Kugelschreiber knapp. Übrigens nicht nur das: Auch das Budget für Hotelübernachtungen ist begrenzt. Mehr als 75 Euro darf es nicht kosten. So ein günstiges Hotel muss man allerdings erst mal finden, vor allem, wenn zum Beispiel eine Messe in der Stadt ist. Einmal sind wir deshalb im Rotlichtbezirk abgestiegen. In meinem Zimmer schien mir die Lampe ein wenig zu lebendig zu sein, und auf der Gardine war ein ziemlich eindeutiges Spritzmuster zu erkennen …

			Dass wir überhaupt in der falschen Etage des Gebäudes mit der schönsten Aussicht Düsseldorfs gelandet waren, hatte nicht zuletzt auch mit der mangelhaften Ausstattung der Behörden zu tun. Nachdem wir bei der weltweiten Razzia all diese internationalen Banken durchsucht hatten, haben viele von diesen interne Aufarbeitungen angestoßen. Offensichtlich aus sehr unterschiedlichen Motiven und mit sehr unterschiedlichen Zielrichtungen: Einige Banken waren sehr abwehrend und wollten beweisen, dass gar kein Cum/Ex stattgefunden habe. Aber es gab auch Banken, die konstruktiv waren und sich selbst einen Überblick darüber verschaffen wollten, was schiefgelaufen war. Dazu muss man wissen, dass viele der Täter zum Zeitpunkt der Ermittlungen und der Aufarbeitung – die ja oft erst Jahre später stattfinden – gar nicht mehr bei der betreffenden Bank arbeiten und auch das Führungspersonal dann oft schon gewechselt hat. Wenn interne Untersuchungen angestoßen wurden, hat man – aus welchem Grund auch immer – meist eine Beratungsgesellschaft beauftragt. Deren Ergebnisse wurden uns regelmäßig präsentiert, mal mit dem Wunsch nach Austausch, mal mit dem Ziel, uns davon zu überzeugen, dass eigentlich gar nichts Schlimmes passiert sei.

			Vor allem internationale Kanzleien zeigten auf Dauer wenig Lust, immer wieder mit vier oder fünf Mann nach Köln einzufliegen, und haben einen Austausch per Videokonferenz vorgeschlagen. Gute Idee. Nur leider gab es damals die nötige Technik bei der Staatsanwaltschaft nicht. Ich habe immer wieder in der Technikabteilung angemeldet, dass wir diese Zugänge brauchten. Aber dann hieß es jeweils: Wir haben das nicht, und wir haben auch nicht vor, das anzuschaffen. Punkt.

			Auch das LKA besaß zunächst keine Lizenzen für Videokonferenzen. Wir waren daher sehr dankbar, dass besagte Düsseldorfer Kanzlei uns gestattete, ihre Konferenzanlage zu nutzen. Später besaß dann immerhin das LKA Videokonferenztechnik, wir selbst in der Staatsanwaltschaft zu unserem Leidwesen allerdings immer noch nicht.

			Fehlende Konferenztechnik war leider nicht das einzige Problem, das wir mit Blick auf die technische Infrastruktur hatten. Wir haben als Staatsanwaltschaft Köln mit vielen unterschiedlichen Behörden zusammengearbeitet: mit der Polizei in Nordrhein-Westfalen, mit dem LKA in Nordrhein-Westfalen, mit der Steuerfahndung in Nordrhein-Westfalen, mit der Steuerfahndung in Hessen, mit der Steuerfahndung in München, mit dem Bundeszentralamt für Steuern. Jede dieser Behörden hat einen Datenschutzbeauftragten. Jeder dieser Datenschutzbeauftragten hat Vorgaben. Das Problem ist: Jeder hat seine eigenen. Der eine darf nur verschlüsselte E-Mails schreiben. Der andere darf E-Mails gerade nicht verschlüsseln. Der nächste darf nur Skype nutzen. Dem übernächsten ist Skype verboten. Es war schlicht nicht möglich, mit allen Partnern gleichzeitig zu kommunizieren. So aber kann man keine Ermittlungsakte führen. Wenn man zum Beispiel mit den Kollegen in München zusammenarbeitet, dann muss man gemeinsam in die Ermittlungsakten schauen, idealerweise natürlich, ohne sie jedes Mal 800 Kilometer hin und her zu fahren …

			Als der damalige NRW-Justizminister Peter Biesenbach von unseren Nöten erfuhr, haben wir schließlich zumindest eine Ausstattung für das Abhalten von Videokonferenzen bekommen.

		

	
		
			7. Kapitel 
Kronzeugen sind Gold wert

			Ein Trader aus London

			Eines Tages im März 2017 hatte ich wieder einmal Kekse im Bioladen gekauft, der Verkäufer kannte mich schon. Ich bereitete den Verhörraum im LKA vor. Dass der Mann, den wir an diesem Tag kennenlernen würden, große Bedeutung für die Ermittlung haben würde, war uns sofort klar gewesen, als uns der Trader Th. wissen ließ, dass er über eine Kooperation sprechen wolle. Schon die Gespräche mit Dr. S. hatten einige Ermittlungshypothesen bestätigt, aber S. war juristischer Berater, kein Trader – also Wertpapierhändler – gewesen. Th. aber war genau das: ein Trader aus der Londoner City. Er war direkt an der Planung und Umsetzung der Aktiendeals beteiligt. Er kannte all die Tricks und schmutzigen Details, die wir vermuteten, das war klar. Deswegen waren die Kollegen vom LKA und ich überaus neugierig und erwartungsvoll, als wir in dem vorbereiteten Raum auf Th. und seinen Anwalt warteten. Dass dieser Mann unsere Ermittlung aber um einen Quantensprung nach vorn bringen würde und in fast allen Cum/Ex-Prozessen ein wichtiger Zeuge werden sollte, das haben wir nicht geahnt.

			Th. war Mitte 40, trug einen Anzug mit Schlips und kam in Begleitung seines Anwalts. Mit dem Übersetzer und den zwei Kriminalbeamten waren wir zu sechst – der kleine Raum war gut gefüllt. Th. wirkte auf mich abwartend und nicht unsympathisch. Wir erfuhren, dass er Physik studiert habe, bereits als junger Mann von einer Bank angeworben worden und schnell dort gelandet sei, wohin das große Geld offenbar alle jungen Banker lockt: an den Trading Desk einer aggressiven Investmentbank in der Londoner City. Am Trading Desk wird gehandelt: Aktien, Derivate, Devisen, Rohstoffe. Als er seine Trading-Desk-Karriere begonnen habe, so erzählte uns Th., seien dort bereits Cum/Ex-Geschäfte gemacht worden. Komisch sei ihm das vorgekommen, und er habe seine Kollegen gefragt, ob das denn in Ordnung sei. »Das machen wir schon die ganze Zeit«, hätten die älteren Kollegen ihm geantwortet. Und dann, erzählte uns Th., habe er einfach mitgemacht.

			Mehrere Jahre hat er in der Investment-Bank gearbeitet, aber als er dann eine Familie gründete, sind ihm die langen Arbeitstage und der extreme Stress zunehmend zu viel geworden. Viel Geld, ja. Aber er hatte keine Zeit für die Familie und sah seine Kinder kaum. Drei seiner Kollegen hätten sich mit einer eigenen Firma selbstständig gemacht, um Cum/Ex-Geschäfte auf eigene Rechnung durchzuführen. Er sei gefragt worden, ob er mitmachen wolle, habe ein bisschen überlegt und eingeschlagen.

			Wie jeden anderen Beschuldigten habe ich auch Th. nach dem Grund gefragt: »Warum haben Sie mitgemacht? Sie hätten ihr Geld auch anders verdienen können.« Seine Antwort: »Es war zu verlockend.«

			Th. ist über zwanzigmal zur Vernehmung ins LKA gekommen. Schon bei einer der ersten Begegnungen wurde deutlich, wie diese Gespräche laufen würden: kein Ausweichen, keine strategischen Spielchen, kein Austesten, was wir wohl schon wussten. Im Gegenteil: Gleich zu Beginn hat er seine Aktentasche geöffnet und Papiere auf den Tisch gelegt. »Das sind meine Einnahmen aus Cum/Ex«, hat er gesagt. »Die Bilanzen der Offshore-Firma, in die meine Kollegen und ich die Gewinne aus Cum/Ex gesteuert haben.« An solche Unterlagen wären wir als deutsche Staatsanwaltschaft wahrscheinlich niemals rangekommen.

			Offengelegt hat er auch die Gründe, aus denen er mit uns sprechen wollte: Wir hatten 2014 bei ihm durchsucht, und das hatte ihm einen ordentlichen Schrecken eingejagt. Er hatte eine Familie, konnte nicht einschätzen, welche Konsequenzen die Strafverfolgung in einem anderen Land für ihn haben würde. Er besorgte sich deshalb einen Anwalt und fragte sich über die Jahre immer wieder, ob er mit uns kooperieren solle. Zunehmend schlecht sei es ihm gegangen, erklärte er uns. Dass er jetzt diesen Schritt gemacht habe und kooperieren wolle, erlebe er als Befreiung. Ich konnte das gut nachvollziehen. Nun war er nicht mehr passiv, sondern Teil des Geschehens.

			Ich glaube, diese Motivation war der eine Grund dafür, dass seine Vernehmungen so konstruktiv ausgefallen sind. Seine Antworten wirkten nicht nur authentisch, sie passten zumeist wie Puzzleteile in das Bild, das unsere Ermittlungsergebnisse ergeben hatten. Und noch etwas wirkte sehr authentisch: Wenn er damit konfrontiert wurde, dass seine aus der Erinnerung heraus geschilderten Abläufe nicht ganz zu E-Mails oder anderen Unterlagen passten, dann reagierte er darauf nie ausweichend oder mit kreativen Ausreden. Er schaute sich das in Ruhe an, und man sah ihm dabei an, dass langsam die Erinnerung zurückkehrte. Wenn nötig, korrigierte er sich ohne Umschweife. Und schonte sich selbst dabei nicht. Was für ein Unterschied zu vielen anderen Vernehmungen!

			Ich könnte mir vorstellen, dass Th. auch deswegen so sachlich zutreffend und offen aussagen konnte, weil er bereits eine gewisse Distanz zum Geschehen aufgebaut hatte. Th. war bereits aus der Branche ausgestiegen, er habe genug Geld verdient, sagte er uns, und kümmere sich aktuell ausschließlich um seine Kinder. Andere Kronzeugen, die noch mitten drinsteckten, haben während der Vernehmung alle möglichen Phasen durchlaufen: Leugnung, Rechtfertigung, Zorn, Selbstmitleid …

			Eine gigantische Industrie

			Wir hatten bereits Vermutungen, wie Cum/Ex im Detail abgelaufen ist. Th. hat das Ganze mit Leben gefüllt. Er beschrieb uns in allen Einzelheiten das operative System: Mit welchen Banken er zusammengearbeitet habe, wer arbeitsteilig beteiligt gewesen sei, wer welche organisatorischen Aufgaben übernommen habe. Cum/Ex bedeutet mitnichten nur, mit den anderen Händlern zu besprechen, wo man die Aktien herbekam. Die riesigen Aktienpakete mussten in genau der richtigen Reihenfolge durch die technischen Systeme der Börse und der Banken geschleust werden. Das erfordert die aktive Mitarbeit von sehr vielen Menschen. Oft mussten die Abläufe vor den eigentlichen Geschäften anhand von »Test-Trades« geprobt werden, um sicherzustellen, dass die riesigen Aktienpakete im entscheidenden Moment auch wirklich genau da waren, wo sie laut Plan sein sollten. Da die Transaktionen auch nach Maßstäben internationaler Investmentbanken außergewöhnlich voluminös waren, mussten die Geschäfte regelmäßig formell genehmigt werden. Und diese Genehmigungsprozesse erfordern die Zustimmung von mehreren Abteilungen der Bank: Handel, steuerrechtliche Abteilung, Rechtsabteilung usw. Alle müssen ihr »Okay« geben. Vor allen Dingen aber muss der Vorstand zustimmen und die Genehmigung aussprechen. Das zeigte aus unserer Sicht, dass es sich bei Cum/Ex-Geschäften nicht allein um eine Sache der Händler handelt, sondern üblicherweise einem großen Personenkreis innerhalb einer Bank bekannt ist, und zwar quer durch alle Abteilungen. Offensichtlich sahen das auch viele Banken so, denn die Unterlagen zu den Genehmigungsverfahren rückten sie meiner Wahrnehmung nach äußerst ungern heraus.

			Ich erinnere mich noch an den Moment, in dem ich realisiert habe, wie viele Menschen in den Banken mitgemischt haben müssen. Tausende. Bis dahin hatte ich mir vorgestellt, eine kleine Gruppe von wild gewordenen Tradern sei für Cum/Ex verantwortlich gewesen und habe das irgendwie vor allen anderen geheim gehalten. So wurde es oft aus Kreisen der Banken dargestellt, und ich muss sagen, das ist die sympathischere Vorstellung. Aber sie trifft leider nicht zu. Von Insidern wie Th. haben wir erfahren, wie viele Menschen in Banken, darunter auch oft ganz normale Bankmitarbeiter*innen, Bescheid wussten und einfach mitmachten.

			Später haben wir dazu auch viele E-Mails gelesen, verfasst von Mitarbeiter*innen aller Hierarchieebenen von Banken. Erschreckt hat mich dabei, wie wenig Widerstand spürbar wurde. Wenn sich einmal jemand ablehnend äußerte, dann meist anlässlich der grundsätzlichen Entscheidung, ob man Cum/Ex in der eigenen Bank machen möchte oder nicht. Aber wenn in einer Bank einmal die Entscheidung gefällt worden war, wenn Cum/Ex-Geschäfte bereits etabliert waren, dann hat so gut wie nie ein Mitarbeiter widersprochen oder Konsequenzen gezogen. Nicht im Vorstand, nicht in der steuerrechtlichen Abteilung, der Rechtsabteilung – und auch nicht die ganz normalen Angestellten. Jeder Einzelne hätte ja seinen Arbeitsplatz wechseln können, innerhalb der Bank. Oder er hätte zu einer anderen Bank gehen können. Niemand ist gezwungen worden, Steuerkassen zu plündern. Aber wenn Cum/Ex einmal lief, dann haben alle mitgemacht.

			An diese Mails muss ich manchmal denken, wenn darüber debattiert wird, wie wehrhaft bestimmte Systeme und gerade auch Demokratien sind …

			Ich weiß noch, dass ich einmal in einer Vernehmungspause auf dem Gang des LKA auf den Anwalt von Th. traf. Ich hatte dieses Bild von den unfassbar vielen Menschen vor Augen, die an den unterschiedlichsten Stellen in Banken und anderen Institutionen über viele Jahre daran mitgearbeitet haben, mit Cum/Ex Milliarden von Steuergeldern zu stehlen. »Dann hatten die ja alle Vorsatz«, habe ich gesagt, noch leicht fassungslos. »Also, die wussten ja offensichtlich, worum es geht.« Der Anwalt reagierte mit so etwas wie: »Oh, oh, oh.«

			Wir haben bei der Staatsanwaltschaft Köln bei etwa 1700 Personen Ermittlungen eingeleitet. Es gab Stimmen, die mich deswegen kritisiert haben. Über diese Kritik habe ich mich gleich aus mehreren Gründen gewundert und wundere mich noch: Erstens hatten mehrere Insider vor Gericht – also in öffentlicher Hauptverhandlung – bestätigt, dass Cum/Ex-Geschäfte jahrelang in großem Stil in der Finanzbranche durchgeführt worden seien. Wenn man sich einmal vor Augen hält, wie viele Mitarbeiter in einem Tatzeitraum von über 15 Jahren in allen möglichen Abteilungen von Banken, Fonds, Beratungsgesellschaften etc. arbeiteten, dann kann einen die Zahl der Beschuldigten eigentlich nicht erstaunen. Zweitens kann man sich als Betroffener von Ermittlungsmaßnahmen rechtlich zur Wehr setzen, also die Entscheidung der Staatsanwaltschaft und des Ermittlungsrichters mit Rechtsmitteln anfechten. Und davon haben natürlich sehr viele Beschuldigte Gebrauch gemacht. Das ist ihr gutes Recht und auch völlig in Ordnung. Bei keiner dieser Beschwerden ist herausgekommen, dass Staatsanwaltschaft oder Ermittlungsrichter zu Unrecht einen Anfangsverdacht angenommen und zu Unrecht Ermittlungen eingeleitet haben. Und drittens kann ich mir nicht vorstellen, dass es derartige Kritik gegeben hätte, wenn es nicht um Personen bei Banken, Fonds, Beratungsgesellschaften usw. gegangen wäre, sondern beispielsweise um Drogendealer.

			Th. war der erste Trader, den wir vernommen haben. Rückblickend war er einer der wenigen, der jede Frage ohne taktische Spielchen beantwortet hat. Das war gerade zu Beginn der Vernehmungen enorm wichtig, denn wir konnten ihn auch zu den Grundlagen des Systems befragen. Systeme und ihre Funktionsweisen haben mich immer interessiert: Habe ich das richtig verstanden? Was ist das hier für ein Kürzel? Was bedeutet das in diesem Zusammenhang? Ich wollte immer alles ganz genau wissen und hatte auch nie ein Problem damit, »dumme Fragen« zu stellen. Ich kann nicht ganz ausschließen, dass ich dem ein oder anderen Beschuldigten oder Anwalt damit auf die Nerven gegangen bin. Aber das hat mich nicht gestört. Ich wollte sichergehen, alles richtig verstanden zu haben. Und oft genug sind durch die vielen Nachfragen auch noch interessante Details auf den Tisch gekommen.

			Th. habe ich zum Beispiel gefragt, was man genau unter einem »Prime Broker« verstehe und was dessen Rolle bei Cum/Ex-Geschäften sei. Der Begriff tauchte in E-Mails und Verträgen häufig auf. Natürlich kann man das auch bei Wikipedia nachlesen: Prime Brokerage umfasse normalerweise ein Bündel von Dienstleistungen wie Wertpapierleihe, Depotbankdienstleitungen und »Leverage«, also die Hebelwirkung durch Einsatz von Fremdkapital, steht dann da. Aber ich wollte ja vor allem wissen, was die Rolle eines Prime Broker bei Cum/Ex ist. Und da stellte sich heraus, dass die meisten Aspekte belanglos waren und es den Beteiligten in diesem Kontext vor allem um »Leverage« ging, also die Finanzierungsfunktion. Gut, dass wir nachgefragt haben, denn jetzt war klar, dass die Prime Broker keine untergeordnete Rolle gespielt hatten, sondern intensiv in den Cum/Ex-Betrug eingebunden gewesen waren. Denn Cum/Ex funktionierte nur mit riesigem Kapitaleinsatz, daher war »Leverage« ein zentraler Baustein von Cum/Ex.

			Um ein Gefühl für die Dimensionen zu bekommen: In unserem ersten Cum/Ex-Fall, der auch schon vor Gericht verhandelt worden ist, betrug das von Investoren eingeworbene Cum/Ex-Startkapital ca. 250 Millionen Euro. Dieses wurde durch den Prime Broker noch einmal um das bis zu 40-Fache gehebelt, es standen also rund 10 Milliarden Euro für die Cum/Ex-Geschäfte zur Verfügung. In anderen Fällen hat ein Prime Broker in einer Saison gleich mehrere Fonds mit jeweils 1 Milliarde Euro »unterstützt«. Wenn die Cum/Ex-Geschäfte abgewickelt waren, erhielten die Prime Broker das jeweils eingesetzte Kapital zurück plus einer zuvor vereinbarten Gewinnbeteiligung von meist 4 Dividendenpunkten, also 4 % der Bruttodividende.

			Weiter wollten wir von Th. – und später auch von anderen Tradern – wissen, wie sich die Geschäfte bei diesen gigantischen Ausmaßen und den schnellen Abläufen kontrollieren ließen: Wie haben die Beteiligten den Überblick behalten? Auch das wurde uns erklärt, vor allem anhand der uns vorliegenden Chats der Trader. Diese waren für Außenstehende manchmal kaum zu verstehen, weil sie viele Kürzel und kryptische Begriffe enthielten. Th. und die anderen Insider erklärten uns, was sich dahinter verbarg und wie die Beteiligten die Geschäfte planten und umsetzten. Sie haben uns Probleme bei der Umsetzung geschildert, die wir uns gar nicht hätten ausmalen können: So war es offenbar eine immense technische Herausforderung, diese außergewöhnlich großen Aktienpakete in der notwendigen Geschwindigkeit zwischen den Beteiligten hin und her zu bewegen. Die riesigen Aktienpakete mussten störungsfrei in Rekordgeschwindigkeit durch die technischen Systeme der Banken und der Börse bewegt werden. Und das, obwohl die beteiligten Banken meist sehr unterschiedliche technische Infrastrukturen besaßen. Testläufe vor Beginn des eigentlichen Handels haben garantiert, dass im entscheidenden Moment keine technischen Pannen auftraten. Trotzdem hakte es in der Praxis ab und zu, und die riesigen Aktienpakete konnten aus technischen Gründen nicht plangemäß umgebucht werden. Das führte dann häufig zu hektischen Chats zwischen den Tradern, wenn sie versuchten, die in den technischen Systemen »stecken gebliebenen« Aktien so schnell wie möglich wieder in Bewegung zu setzen. Dann musste hier ein Broker angerufen und dort schnell ein Geldbetrag »nachgeschossen« werden, bis die Aktienpakete wieder genau dort waren, wo sie nach Plan hätten sein sollen.

			Es ist mitunter behauptet worden, dass diese Cum/Ex-Deals angesichts des Grundrauschens an der Börse von den Beteiligten einfach übersehen worden seien. Gemäß Erläuterungen der Kronzeugen zu den technischen Schwierigkeiten und den Anstrengungen der Banken, damit fertigzuwerden, war klar: Das Gegenteil ist der Fall. Cum/Ex, das waren außergewöhnliche Transaktionen, die an zahllosen Stellen in den technischen Systemen Alarmsignale hätten auslösen müssen. Zu groß, zu viel, zu schnell! Damit diese Signale ausblieben, mussten die technischen Systeme oft aufwendig umgestaltet werden. Anschließend wurden Testläufe absolviert. Erst danach konnten die Deals tatsächlich umgesetzt werden. Außerdem mussten vorher meistens umfangreiche Genehmigungsverfahren angestoßen werden. Das waren alles andere als alltägliche Bankgeschäfte.

			Kooperationen

			Theoretisch hätten wir all die Dinge, die Th. und andere Kronzeugen uns erzählt haben, auch mit anderen Methoden ermitteln und beweisen können. Wir hätten weitere Durchsuchungen, Telekommunikationsüberwachungen, Observationen starten können, wir hätten noch mehr E-Mails, Chats und Depotauszüge mit Aktienbewegungen auswerten können. Dazu benötigt man natürlich genügend Ermittler*innen und sonstige Ressourcen. Wenn sich – wie hier – die Beweismittel überwiegend im Ausland befinden, müssen langwierige Rechtshilfeersuchen angestoßen werden. Und wenn es sich dann auch noch um Ermittlungen in den Reihen einer stark abgeschotteten, höchst konspirativ handelnden Branche handelt, dann sind die Erfolgschancen sehr gering. Deswegen haben Vernehmungen von Kronzeugen wie Th. gerade im Bereich der organisierten Wirtschaftskriminalität das Potential, die Ermittlungen extrem zu beschleunigen.

			Was motivierte Menschen wie ihn, mit uns Kooperationsgespräche zu führen? Konkret anbieten kann ich als Staatsanwältin einem potentiellen Kronzeugen in Deutschland so gut wie nichts. Es gibt im deutschen Rechtssystem weder finanzielle Anreize noch feste Vereinbarungen mit der Staatsanwaltschaft über den Ausgang eines Strafverfahrens vor Gericht. Was es gibt, ist die sogenannte Kronzeugenregelung des § 46b Strafgesetzbuch. Diese richtet sich nicht an sogenannte (unbeteiligte) Whistleblower, sondern an Täter, die Beiträge zur Aufdeckung von Straftaten über die eigene Beteiligung hinaus oder zur Verhinderung schwerer Straftaten liefern. Unter bestimmten Voraussetzungen kann das Gericht dann die Strafe für Kronzeug*innen mildern und in Ausnahmefällen sogar ganz von Strafe absehen. Die Staatsanwaltschaft allein kann eine solche Entscheidung aber nicht treffen.

			Kronzeug*innen müssen mit ihren Aufklärungsbeiträgen sozusagen in Vorleistung gehen, in der Hoffnung, dass das Gericht das später entsprechend honoriert. Den von uns Vernommenen war das klar, zumal sie – teilweise von mehreren – Strafverteidigern vertreten und beraten wurden. Sie kannten das Risiko, das sie mit ihrer Kooperationsstrategie eingingen – ähnlich wie Whistleblower. Im Rotlichtmilieu bedeutet das oft Angst vor körperlichen Angriffen, im Bereich schwerer Wirtschaftskriminalität sind die Mittel der Branche andere: Kronzeug*innen werden beispielsweise auf Schadensersatz verklagt, wegen angeblicher Verleumdung oder ähnlicher Vorwürfe angezeigt und natürlich aus ihrer alten Branche ausgeschlossen. Wenn sich Kronzeug*innen zur Kooperation mit der Staatsanwaltschaft und Gerichten entschließen, sind sie raus aus ihren alten Jobs und müssen sich auf persönliche Angriffe wie Medienkampagnen und Klagen einrichten. Das ist wahrscheinlich immer noch angenehmer, als beispielsweise ins Gefängnis zu müssen. Und genau das dürfte Kronzeug*innen auch zur Kooperation mit staatlichen Stellen motivieren.

			Trotzdem konnte ich die anfänglichen Bedenken der von uns vernommenen Kronzeugen nachvollziehen. Sie mussten entscheiden, ob sie sich derart aus dem Fenster lehnen wollten, ohne dafür von der Staatsanwaltschaft eine verlässliche »Gegenleistung« zu erhalten. Die Strafverteidiger*innen haben mich immer wieder darauf hingewiesen, dass in anderen Rechtssystemen feste Zusagen von Behörden möglich seien. Ich bin allerdings skeptisch, ob das auch eine echte Option für das deutsche Rechtssystem wäre, denn hier kommt es ganz wesentlich auf den späteren Auftritt vor Gericht an. Anders als in anderen Staaten zählt vor deutschen Strafgerichten nur, was im Rahmen der sogenannten Hauptverhandlung mündlich vorgetragen wird. Mal angenommen, wir würden einem Kronzeugen während der Kooperationsgespräche eine feste Zusage geben – was wäre dann, wenn er bei seinem Auftritt vor Gericht plötzlich hinter dem zurückbleibt, was er im Rahmen der Vernehmungen ausgesagt hat? Wenn vielleicht die Strafverteidiger und damit auch die Strategie gewechselt worden ist? Das kommt in der Praxis gar nicht so selten vor.

			Auffällig war, dass sich ausschließlich Banker und Juristen für eine derartige Kooperation interessiert haben, die gut im Geschäft waren, die sich Anwälte leisten konnten und einen finanziellen Puffer hatten. Ursprünglich hatte ich angenommen, es würden viel mehr Personen aus den unteren Etagen der Banken um Gespräche bitten. Gerade für diejenigen, die nicht so tief in den Betrug verstrickt waren, so dachte ich, wäre es doch vorteilhaft, auf sich und ihre Rolle aufmerksam zu machen. Kein Einziger hat das getan.

			Ich denke, dafür gibt es verschiedene Gründe. Diese Bankangestellten hätten in der Sekunde, in der sie mit uns gesprochen hätten, ihren Job verloren. Sie lebten sicher nicht in prekären Umständen, aber vielleicht waren Kinder im Studium, oder es gab eine Immobilie, die abbezahlt werden musste. Im Gegensatz zu den »dicken Hechten«, die tief verstrickt waren, aber auch sehr viel verdient hatten, verfügten diese Menschen wahrscheinlich über keine großen Rücklagen, mit denen sie ihren Lebensstandard ohne Einkommen hätten aufrechterhalten können. Sie hatten daher mehr zu verlieren.

			Ein weiterer Grund könnte die sogenannte Sockelverteidigung sein: Darunter versteht man eine gemeinsame Verteidigungsstrategie mehrerer Beschuldigter, gegen die in derselben Strafsache ermittelt wird. Die Verteidiger tauschen dann alle Informationen aus und treffen gemeinsame Absprachen über das weitere Vorgehen. Dies ist gerade bei Wirtschaftskriminalität üblich. Die Organisation einer derartigen Sockelverteidigung übernimmt dabei oft die Verteidigung des betroffenen Unternehmens bzw. der betroffenen Bank. In der Praxis sieht das dann häufig so aus, dass die Verteidiger*innen der Bank die konkrete Strategie vorgeben. Ich habe aus diesen Kreisen gehört, dass den Mitarbeiter*innen der Bank dann vermittelt wird, sie sollten sich keine Sorgen machen, die Bank werde das schon für sie regeln. Nur leider decken sich die Interessen der Bank und die Interessen der einzelnen Mitarbeiter*in nicht immer. So kann es aus Sicht der Bank beispielsweise aus Reputationsgründen vorteilhaft sein, wenn möglichst Stillschweigen über die Vorwürfe gewahrt wird. Aus Sicht der Mitarbeiter*in kann aber eine ganz andere Verteidigungsstrategie sinnvoll sein, beispielsweise eine Kooperation mit den Behörden. Wenn diese legitimen Interessen durch Sockelverteidigung übergangen werden, wäre das weder rechtlich noch standesrechtlich in Ordnung. Aber welche*r »kleine« Bankmitarbeiter*in kann das schon richtig einschätzen, vor allem, wenn er oder sie noch nie mit Strafverfolgungsbehörden zu tun hatte? Und welche Mitarbeiter*in traut sich in einer Situation, die sowieso schon Existenzängste auslöst, gegen die Strategie des Arbeitgebers aufzubegehren? Das tun dann wohl eher die Beschuldigten, die finanziell in der Lage sind, sich eigenständigen Rechtsrat zu holen.

			Übrigens wird die Loyalität von Mitarbeiter*innen zu ihren Vorgesetzten und ihrer Bank oft nicht belohnt. Wenn diese nämlich angeklagt und verurteilt werden, dann stürzt das Kartenhaus zusammen: Die Mitarbeiter*innen werden – entgegen aller vorherigen Beteuerungen – wie eine heiße Kartoffel fallen gelassen und müssen dann doch rückwirkend für sämtliche Anwaltskosten seit Beginn der Ermittlungen aufkommen.

			Ich habe in meiner Zeit als Staatsanwältin derartige Fälle selbst beobachtet und war entsetzt darüber, dass einige Anwält*innen allein die Interessen derjenigen, die am besten zahlten, vertraten: die der Banken. Und dabei sehenden Auges in Kauf nahmen, dass Mitarbeiter*innen regelrecht unter die Räder gerieten.

			Um derartigen Machenschaften entgegenzuwirken und jedem Beschuldigten eine Chance auf individuelle Verteidigung einzuräumen, könnte über eine Ausweitung des Rechts auf einen Pflichtverteidiger nachgedacht werden.

		

	
		
			8. Kapitel 
Der Staat kann, wenn er will

			Das erste Urteil

			Am Morgen des 18. März 2020 saß ich im Regionalexpress und war auf dem Weg nach Bonn. Ich weiß noch, dass es ein sonniger, milder März war und die Natur schon auf Frühling geschaltet hatte. Ich nehme aber an, dass ich nicht allzu oft aus dem Fenster geschaut habe, sondern mehr in meine Unterlagen. Denn an dem Tag stand mein Plädoyer im ersten Cum/Ex-Prozess auf dem Programm. Angeklagt waren zwei englischsprachige Trader, die über Jahre für verschiedene Banken und Fonds zahlreiche Cum/Ex-Geschäfte organisiert und durchgeführt hatten. Beide waren wichtige Kronzeugen, die kooperiert hatten und die ich vorher monatelang vernommen hatte.

			In den letzten Wochen hatte ich viel Zeit im Landgericht verbracht, die Sitzungen dauerten oft bis zum späten Abend. Auch am Vorabend verhandelten wir bis 22:30 Uhr, und es sah eine Zeitlang so aus, dass mein Plädoyer trotz der späten Stunde noch aufgerufen werden würde. Zum Glück war es dann doch auf den heutigen Tag verschoben worden, denn nach zehn Stunden Verhandlung war nicht nur ich müde.

			Der Grund für dieses intensive Verhandlungstempo war ein Jahrhundertereignis: Die erste Corona-Welle hatte sich in Deutschland aufgebaut, und seit Wochen gab es Gerüchte darüber, was dann seit ein paar Tagen offiziell war: Lockdown. Die Flughäfen würden schließen, das öffentliche Leben würde auf Nulllinie gesetzt. Das war für alle, die am Prozess beteiligt waren, eine komplett neue Situation. Niemand hatte Erfahrungen mit Pandemien, dennoch war wohl allen klar: Dieser Lockdown würde eine längere Sache. Die Angeklagten, die Ausländer waren und mit ihren Familien im Ausland lebten, wären nicht mehr aus Deutschland herausgekommen. Außerdem – und das wäre nicht minder dramatisch gewesen – hätte eine längere Pause das gesamte Verfahren gefährden können. Als die Gerüchte aufkamen, hatten wir bereits Monate verhandelt und schon den Großteil der 43 Verhandlungstage hinter uns gebracht. Alle wussten: Wenn es uns nicht gelingt, die Verhandlung vor diesem Lockdown abzuschließen und ein Urteil zu verkünden, dann war das alles umsonst. Eine Hauptverhandlung darf maximal für drei Wochen, unter bestimmten Voraussetzungen auch einen Monat unterbrochen werden. Dauert die Unterbrechung länger, gilt die Verhandlung als »ausgesetzt«. Das bedeutet: zurück auf null. Alles muss von vorn beginnen.

			Dieses Horrorszenario ist uns zum Glück erspart geblieben. Wir hatten am Vortag bis spätabends verhandelt. Heute würde Richter Roland Z. die Beweisaufnahme abschließen. Ich bin sicher, nicht nur ich war erleichtert über diese Punktlandung. Als der RE in den Bonner Hauptbahnhof einfuhr, war ich schon ein bisschen aufgeregt wegen des anstehenden Plädoyers und Urteils, vor allem aber zufrieden über das, was wir erreicht hatten. Vom Hauptbahnhof ist es nur ein kurzer Spaziergang zu dem eindrucksvollen Gerichtsgebäude, in dem ich in den letzten Wochen so viel Zeit verbrachte hatte. Jetzt würde es sich entscheiden.

			Als ich im Verhandlungssaal des Landgerichts ankam, war wie immer das Anlegen der Robe meine erste Tat. So eine Robe wirft man wie ein Riesencape über die Kleidung, dann knöpft man vorn die Knöpfe zu – fertig. Eine kleine Aktion mit großem Effekt. Von dem Moment an, in dem du die Robe trägst, wirst du nicht mehr als Individuum wahrgenommen, sondern in deiner Funktion. Vor allem als Berufsanfängerin ist mir dieser Effekt sehr stark aufgefallen. Wenn ich damals zum Beispiel zu Gericht musste, um die Anklage gegen jugendliche Gewalttäter zu vertreten, dann war ich immer sehr froh über die Robe und die damit verbundene »Entpersonalisierung«.

			An diesem Tag würde also das Urteil gefällt werden. Entsprechend groß war das Interesse. Einige Journalist*innen standen noch vor dem Saal und unterhielten sich, viele saßen schon auf ihren Plätzen. Ich bin wie immer nach hinten links durchmarschiert und habe mich auf meinen Platz vor dem Fenster gesetzt, meine Unterlagen hervorgeholt und gewartet. Nach und nach sind alle anderen eingetroffen: auch die Angeklagten mit ihren Verteidigern.

			Die Atmosphäre zwischen den Angeklagten, ihren Anwälten und mir stellt man sich vielleicht eisig vor, aber wir hatten während der Ermittlungen im Rahmen der Kooperationsgespräche viele Stunden miteinander im Vernehmungsraum des LKA verbracht, deswegen war die Atmosphäre hier entspannt. Ich weiß noch, dass wir ein bisschen Small Talk betrieben, während wir auf das Gericht warteten, aber nicht mehr, worüber. Ich könnte mir vorstellen, dass es um Covid und den anstehenden Lockdown ging …

			Am linken Rand des Richtertisches nahm wie immer der Protokollführer Platz, die Dolmetscher trafen ein und nahmen in der eigens für sie eingerichteten Dolmetscherkabine Platz. Dann, ganz zuletzt, erschien das Gericht. Wenn die Richter*innen und Schöff*innen den Saal betreten, müssen alle aufstehen und dürfen sich erst setzen, wenn der Vorsitzende Richter es erlaubt.

			An diesem Tag ist dann zügig der magische Satz gefallen: »Die Beweisaufnahme ist geschlossen.« Dieser Satz ist für mich ein wichtiges Signal, denn danach kommt das Plädoyer der Anklage. Meine Plädoyers habe ich immer sorgfältig vorbereitet und mir Gedanken gemacht, welche Schwerpunkte ich setzen möchte: Was wurde in der Hauptverhandlung besonders kontrovers diskutiert? Welche Argumente müssen noch einmal hervorgehoben werden? Dennoch waren meine Plädoyers meistens vergleichsweise kurz, selten länger als eine gute halbe Stunde. Ich habe mich immer gefragt, wie Kolleg*innen es schaffen, mehrere Stunden zu plädieren. Und wie Gerichte es schaffen, über mehrere Stunden aufmerksam zuzuhören. Auch bei diesem ersten Cum/Ex-Prozess war mein Plädoyer wieder vergleichsweise kurz. Da wir Angeklagte aus Großbritannien hatten, musste das Plädoyer simultan übersetzt werden. Für mich bedeutet das: langsam sprechen und immer wieder Pausen einbauen.

			In diesem Plädoyer waren mir vor allem zwei Punkte wichtig: Erstens wollte ich noch einmal deutlich machen, dass unsere Angeklagten die Steuerhinterziehung sehenden Auges, also vorsätzlich, begangen hatten. Dass sie zumindest in Kauf genommen hatten, dass ihre Geschäfte illegal waren. Dieses Unrechtsbewusstsein ist entscheidend, wenn man für Vorsatz verurteilen will, und in diesem Punkt waren die Aussagen der Angeklagten ein wenig schwammig gewesen. Den meisten Angeklagten, vor allem im Bereich Wirtschaftskriminalität, fällt es sehr schwer, vorsätzliches Handeln zuzugeben. Meist verharmlosen sie die eigene Rolle, machen sich kleiner und naiver, als sie eigentlich waren. Sogar, wenn sie die Tatabläufe bereits eingeräumt hatten, stritten die meisten Wirtschaftsstraftäter, mit denen ich zu tun hatte, vorsätzliches Handeln ab und bemühten dazu manchmal haarsträubende Erklärungen. Nach dem Motto: Besser als dumm gelten denn als kriminell. Weil mir dieses Verhalten über die Jahre immer wieder aufgefallen ist, habe ich in der kriminologischen Fachliteratur recherchiert und im Plädoyer erklärt: Sich eigenes Fehlverhalten im Nachhinein schönzureden sei ein weit verbreitetes Phänomen, gerade bei Wirtschaftsstraftätern.

			»Rationalisierung« wird das in der Forschung genannt. Um wieder mit sich ins Reine zu kommen, machen die Straffälligen sich und der Welt vor, alles sei nicht so schlimm gewesen, und finden Gründe für ihr Verhalten, die sie entlasten. Dabei werden immer wieder dieselben Sprachschablonen benutzt: Die anderen machten das doch auch. Man habe sich auf die Einschätzung von XYZ (wahlweise von rechtlichen Beratern, Vorgesetzten oder Kollegen) verlassen und sich keine eigenen Gedanken gemacht. Andere (wahlweise Vorgesetzte oder der Staat) hätten einen ja auch davon abhalten können usw. Meistens ist die behauptete Naivität aber nicht mit dem eigenen Handeln in Einklang zu bringen. Und wenn Worte und Taten nicht zueinander passen, dann muss das Gericht der Behauptung eines Angeklagten keinen Glauben schenken. Wenn man außerdem zum Beispiel herausgefunden hat, dass der Angeklagte sich konspirativ verhalten hat, etwa Behörden gegenüber etwas anderes behauptete als gegenüber seinen Kollegen, dann ist das ein ziemlich sicheres Anzeichen für vorsätzliches Handeln.

			Der zweite Punkt, der mir im Plädoyer wichtig war, hat mit dem Strafmaß zu tun. Ich habe ein Jahr und zehn Monate auf Bewährung im einen Fall, im anderen zehn Monate auf Bewährung gefordert. Das kann einem angesichts der immensen Schäden gering vorkommen, und das ist auch richtig. Der Grund für die von mir beantragte Strafmilderung hatte mit den umfangreichen Vernehmungen zu tun, in denen die beiden Angeklagten umfassende Angaben zur Funktionsweise von Cum/Ex, zu einschlägigen Tricks, zu den Akteuren und zu verwandten Steuerhinterziehungsmodellen gemacht hatten. Diese Informationen waren für uns Ermittler neu und wären ohne die Angaben der Angeklagten kaum in Erfahrung zu bringen gewesen.

			Organisierte Wirtschaftskriminalität wie Cum/Ex ist durch ein hohes Maß an konspirativem Verhalten geprägt, z. B. durch eine verschleiernde Sprache und dadurch, dass Daten und Unterlagen systematisch ins Ausland verlagert werden, und zwar vor allem dahin, wo sie für deutsche Ermittlungsbehörden kaum erreichbar sind. Daher sind Ermittler auf Hinweise von selbst ins kriminelle Milieu verstrickten Insidern angewiesen, die über wertvolle Informationen über Strukturen und Hintermänner verfügen oder uns über die neuesten Tricks ins Bild setzen. Mein Argument war daher: Dass wir überhaupt in der Lage seien, diese hochprofessionell begangenen Straftaten aufzuklären, dass die Steuerbehörden überhaupt in der Lage seien, die vielen Millionen zurückzufordern, liege daran, dass sich diese beiden Angeklagten aus der Deckung gewagt und mit uns kooperiert hätten. »Hinter diesen beiden Angeklagten«, habe ich im Plädoyer gesagt, »stehen Hunderte weitere. Jetzt haben wir die Chance, mit der Aufklärung richtig loszulegen.«

			Für weitere Ermittlungen und Strafverfahren aber, dieser Punkt war mir sehr wichtig, würden wir auch weiterhin das Wissen von Insidern brauchen. Wenn wir diese Prozesse führen wollten, dann dürften wir potentielle Kronzeugen nicht abschrecken, indem wir diese beiden Angeklagten stellvertretend für die ganze Branche mit hohen Strafen belegten. Diese Anklagen seien nicht der Endpunkt, sondern diese Anklagen und dieses Urteil seien der Anfang und der Auftakt langwieriger weiterer Ermittlungen. Mit diesen Worten schloss ich mein Plädoyer.

			Nach mir waren die Verteidiger an der Reihe. An ein Plädoyer erinnere ich mich noch besonders gut. Der Verteidiger hat die These formuliert, Strafrecht könne nicht alle Probleme lösen, und als Beweis den Fall Harvey Weinstein angeführt. Weinstein war gerade wegen Vergewaltigung und sexueller Nötigung zu 23 Jahren Haft verurteilt worden. Wenn ich den Verteidiger richtig verstanden habe, war er der Meinung, dass Weinsteins »unhöfliches« Verhalten unnötig kriminalisiert worden sei und dass Ähnliches auch für die in Rede stehende Anklage wegen Steuerhinterziehung im dreistelligen Millionenbereich gelte. Alles übertrieben eben. Außerdem wies er darauf hin, dass sein Mandant ja ohnehin schon gestraft genug sei, weil er bereits ein sechsstelliges Honorar an ihn, den Verteidiger, habe bezahlen müssen. Das waren aus meiner Sicht sehr kreative Verteidigungsargumente.

			Wenn alle Plädoyers gehalten sind, zieht sich das Gericht zur Beratung zurück. Das ist natürlich immer ein besonderer Moment. Ich war nicht übertrieben nervös, aber doch gespannt, wie das Urteil konkret ausfallen und ob das Gericht meinem Ansatz der Strafmilderung auf Grundlage der gesetzlichen Kronzeugenregelung folgen würde.

			Bei der Urteilsverkündung durch den Vorsitzenden Richter müssen sich alle im Saal erheben. Erst mit Beginn der mündlichen Urteilsbegründung darf wieder Platz genommen werden. Der Vorsitzende Richter Roland Z. hatte schon während des gesamten Prozesses seine rhetorische Stärke gezeigt. Auch im Urteil fand er wieder sehr klare Worte: »Wir haben Sachen gehört, die sind eigentlich nicht zu fassen«, stellte er fest: Banken, die in der Finanzkrise vom Staat gerettet worden seien und dem Staat dann in die Tasche gegriffen hätten, so fuhr er sinngemäß fort. »Wollen wir in einer Welt leben, in der jeder jeden bescheißt?«, fragte er.[94]

			Das Strafmaß war ungefähr das, was ich gefordert hatte. Deswegen war ich absolut zufrieden. Die Angeklagten waren froh, dass die Strafen auf Bewährung ausgesetzt wurden, die Verteidiger erleichtert, dass sich ihre Strategie der Kooperation letztlich ausgezahlt hatte, und die Dolmetscher freuten sich sichtlich, dass sie diese Mammutaufgabe bewältigten. Wir standen hinterher noch ein Weilchen zusammen auf dem Gang und unterhielten uns.

			Ich bin anschließend mit der Bahn nach Hause gefahren, inzwischen war es stockdunkel geworden. Erst im RE ist es mir wieder eingefallen: Jetzt ist ja bald Lockdown. Ich hatte noch gar nicht so richtig realisiert, was das bedeutete. Weder Nudeln noch Klopapier hatte ich besorgt.

			Sechs Monate zuvor

			Am 17. September 2019 stellte NRW-Justizminister Peter Biesenbach auf einer Pressekonferenz fünf neue Stellen für die Cum/Ex-Verfolgung in Aussicht und verkündete »eine drastische Verschärfung im Kampf gegen Steuerkriminalität«. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte sich an der personellen Ausstattung in unserer Ermittlungsgruppe trotz hartnäckiger xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxxxxx nicht viel geändert: Am Tag der Pressekonferenz bestand das Team aus 4,7 Stellen in der Staatsanwaltschaft, etwa 15 Steuerfahnder*innen und ein paar Beamt*innen des LKA.

			Dennoch hatten wir einige entscheidende Schritte getan: Eine ganze Reihe von Kronzeugen war dem Trader Th. gefolgt und hatte sich auf lange Vernehmungen durch uns eingelassen. Sehr unterschiedliche Typen haben in Düsseldorf im Vernehmungsraum des LKA Platz genommen, die sehr ähnliche Aussagen zu Protokoll gaben. Die Zahl der Ermittlungskomplexe war auf 56 angestiegen, die sich gegen 400 Beschuldigte richteten[95], unter anderem ermittelten wir gegen die Deutsche Bank, die spanische Santander, die britische Barclays und gegen die Investmentgesellschaft Blackrock aus New York. Und: Ende August 2019 haben wir die Deutsche Börse durchsucht, da sich neue Verdachtsmomente ergeben hatten. Dafür hatten wir eine Mannschaft von 50 Ermittlerinnen und Ermittlern zusammengestellt, die meisten stammten aus Bayern, weil Nordrhein-Westfalen nicht genug Personal bereitstellen konnte. Der zuständige Sachgebietsleiter der Münchner Steuerfahndung hatte kurzerhand seine Unterstützung in mehreren umfangreichen Ermittlungskomplexen angeboten, weil er sah, dass diese ansonsten wegen Personalmangels liegen geblieben wären. Auch so kann Zusammenarbeit zwischen Behörden und Bundesländern aussehen! Die Regel ist es leider nicht.

			Außerdem hatten wir zu dieser Durchsuchung zum Glück einen IT-Sachverständigen hinzugezogen: Er war in der Situation wirklich Gold wert. Mit dieser Truppe stellten wir die Unternehmenszentrale der Deutschen Börse in Eschborn bei Frankfurt auf den Kopf, ein Riesengebäude. Diese Durchsuchung war ein Meilenstein für die Ermittlungen, denn mit den Börsen-Daten konnten wir später viele Aktienbewegungen rund um den Dividendenstichtag nachvollziehen und darauf gestützt Anklagen erheben.

			Über die laufenden Ermittlungen hätte ich in der Pressekonferenz nichts erzählen dürfen. Ich kam aber ohnehin nicht in die Verlegenheit. Denn ich war gar nicht da. Zwar war ich die leitende Staatsanwältin und hätte, abgesehen von den Fragen der laufenden Ermittlung, erklären können, warum dieses oder jenes aus welchen Gründen genauso war. Aber von meiner Behörde aus war meine Teilnahme nicht vorgesehen. So mussten der Hauptabteilungsleiter und der Behördenleiter beantworten, warum erst jetzt, im Jahr sechs der Ermittlung, personelle Unterstützung erfolge. »Es kam darauf an, einen Faden zu entwirren und das Knäuel dann neu zu ordnen. Da nützt es nichts, wenn 100 Leute an dem Faden ziehen oder einer macht es und 99 schauen zu«, war die Antwort des Behördenleiters. Der Hauptabteilungsleiter formulierte es so: Es hätte »nichts gebracht, wenn zehn Staatsanwälte Akten gewälzt hätten, ohne zu wissen, wonach sie suchen sollen«.

			Das Handelsblatt kommentierte diese Erklärung folgendermaßen: »An jenem Tag wurde deutlich, dass sich das Prinzip der Arbeitsteilung, immerhin einige hundert Jahre alt, nicht bis ins NRW-Justizministerium herumgesprochen hatte.«[96]

			Politische Entschiedenheit

			Fünf zusätzliche Stellen in der Staatsanwaltschaft. Endlich. Das Problem war nur: Um Beweise zu sichern, mussten wir Banken durchsuchen. Und zwar möglichst schnell, denn durch das öffentliche Interesse liefen unsere Ermittlungen längst nicht mehr unter dem Radar. Banken sind meist große Komplexe mit kleinteiligen Strukturen und gut besetzten Rechtsabteilungen, die natürlich versuchen, mit allen Tricks zu verhindern, dass man die richtigen Funde macht. Deswegen müssen derartige Durchsuchungen gut vorbereitet und professionell durchgeführt werden. Um diese Mammutaufgabe zu bewältigen, hatten wir immer noch viel zu wenige Ermittler. Klar war: Ohne weitere Polizeibeamte und Steuerfahnder konnten wir die erforderlichen Ermittlungsschritte nicht machen. Polizei und Steuerfahndung aber sind Kräfte aus dem Innen- bzw. Finanzressort, das Justizministerium konnte sie uns daher nicht direkt zur Verfügung stellen. Doch der damalige Justizminister Peter Biesenbach hat es ernst gemeint mit der Unterstützung. Er warb bei seinen Kollegen aus den anderen Ressorts für unsere Sache und erreichte, dass auch das Innen- und das Finanzministerium zusätzliche Kräfte mobilisierten. Viel zu selten unterstützt ein Ministerium das Anliegen eines anderen auf diese Weise. Dass das hier geklappt hat, war wirklich bemerkenswert.

			So habe ich Peter Biesenbach insgesamt wahrgenommen: gestaltungsfreudig, engagiert und lösungsorientiert. Er hatte nicht die Absicht, möglichst geräuschlos durch seine Amtszeit zu gleiten, sondern wollte die Dinge optimieren. Das ist es, was Dienst-, Rechts- und Fachaufsicht meiner Meinung nach ausmacht. Peter Biesenbach hat seine Tätigkeit auch nicht auf Nordrhein-Westfalen beschränkt, sondern die Cum/Ex-Verfolgung auf Bundesebene unterstützt: Aufgrund eines Vorstoßes seines Ministeriums erhöhte der Bund die strafrechtliche Verjährungsfrist für schwere Steuerhinterziehungstaten wie Cum/Ex von 10 auf 15 Jahre. Diese Entscheidung war u. a. auch auf Basis der Erfahrungen aus den Cum/Ex-Ermittlungen erfolgt. Hier hatte sich einerseits gezeigt, welch enormen Steuerschäden uns allen durch Steuerkriminalität entstehen. Vor allem aber war transparent geworden, dass diese Schäden durch das konspirative Agieren der Branche von den Behörden schwer zu entdecken ist. Oft waren die Behörden sogar getäuscht und belogen worden. Aus diesem Grund sind die Taten häufig erst viele Jahre später entdeckt worden. Außerdem befanden sich fast alle Beweismittel – insbesondere beweiserhebliche elektronische Daten wie E-Mails – im Ausland. Das wiederum erforderte langwierige Rechtshilfeverfahren. In unserer Ermittlung hat es oft Jahre gedauert, bis uns die ausländischen Behörden Daten und Unterlagen übermittelten. Aus all diesen Gründen ist die Verlängerung der Verjährungsfrist für die Ermittlung komplexer Steuerkriminalität ein Segen.

			Flow-Phase

			Der politische Wille war da, das Personal auch, die erste Verhandlung lief. Und dennoch gab es merkwürdigerweise xxxxxxx xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

			xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

			xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx.

			Auf anderer Ebene standen die Zeichen hingegen auf Grün: Im Januar 2021 bekamen wir 43 zusätzliche Ermittler*innen vom Innenministerium und 35 Steuerfahnder*innen vom Finanzministerium. Außerdem wurde auf insgesamt 20 Stellen in der Staatsanwaltschaft aufgestockt, die sich auf vier Abteilungen verteilt haben – Peter Biesenbachs Hintergrundarbeit hatte Wirkung gezeigt. Ich wurde zur Hauptabteilungsleiterin befördert und XXXXXXXXXXXXXxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx.

			Diese vier Abteilungen sollten in einer Hauptabteilung zusammengefasst werden. Klar war, dass für die Ermittlung ein Konzept benötigt würde und eine Gesamtleitung. Betrachtet man die Sache von außen, dann nimmt man vielleicht an, die Hauptabteilungsleiterin wäre in diesem Fall automatisch verantwortlich. So ist es aber nicht. Üblicherweise sind Hauptabteilungsleiter*innen vornehmlich mit der sogenannten Verwaltung beschäftigt, also mit Gesprächen mit Mitarbeiter*innen, Disziplinar-Angelegenheiten, dem Verfassen von Zeugnissen, der Prüfung von Statistiken und Listen. In das operative Geschäft, also die Ermittlung, mischen sie sich in der Regel nicht mehr ein. Das ergibt Sinn in Hauptabteilungen, die völlig unterschiedliche Ermittlungsbereiche und eine Vielzahl unterschiedlicher und isoliert geführter Ermittlungsverfahren verantworten. Aber für eine komplexe Ermittlung wie Cum/Ex brauchten wir eine gemeinsame Linie.

			Anfangs gab es deshalb die Überlegung, die Gesamtleitung auf das LKA zu übertragen. Das scheiterte jedoch an den inneren Logiken der verschiedenen Ermittlungsbehörden: Denn das LKA wäre gegenüber Steuerfahnder*innen, noch dazu aus anderen Bundesländern, im Hinblick auf Inhalte nicht weisungsbefugt gewesen. Das war nicht nur graue Theorie: Dass Steuerfahnder*innen eine Leitung der Ermittlung durch die Polizei ablehnen und nur die Anweisungen ihrer Sachgebietsleiter akzeptieren, hatte ich schon oft erlebt. Deswegen konnte nur die Staatsanwaltschaft die Ermittlung leiten. Da ich diejenige war, die über die größte praktische Erfahrung mit den Cum/Ex-Ermittlungen verfügte und als Hauptabteilungsleiterin auch in der Behörden-Hierarchie über entsprechende Befugnisse verfügte, haben wir vereinbart, dass mir die Rolle der Gesamtleitung der Ermittlungen zukommen sollte, eine Abkehr von den ungeschriebenen Regeln der Staatsanwaltschaft. Ich finde, dass Strukturen von Behörden nicht starr sein dürfen, sondern flexibel an das jeweilige Aufgabenfeld angepasst sein müssten. Leider ist genau diese Flexibilität im System Behörde Mangelware. Das Motto lautet dann oft: Keine Extrawürste!

			Es war letztlich gar nicht so einfach, alle neu geschaffenen Stellen zu besetzen. Vor allem erfahrene Staatsanwält*innen waren rar gesät. Ich glaube, das lag auch daran, dass die Arbeit in der Cum/Ex-Abteilung sehr viel Einarbeitung erfordert. Man musste sämtliche Kronzeugenaussagen lesen, oft Hunderte Seiten, gespickt mit Fachbegriffen. Diese Fachbegriffe und deren Kontext muss man sich erst einmal erschließen, d. h., man muss sich mit der Börsentechnik auseinandersetzen, mit Trading und vor allem mit den speziellen Gepflogenheiten der Cum/Ex-Trades. Man muss die spezielle Sprache der Trader verstehen lernen und all die Schlagworte, die sie sich in ihrem Alltag in wahnsinniger Geschwindigkeit in Chats hin- und herwerfen. All das dauert Monate, manchmal Jahre. Diese Einarbeitungsphase ist auch ziemlich spaßbefreit, niemand fühlt sich gern über Monate hinweg inkompetent. Ich habe daher immer gesagt, man brauche für die Arbeit in der Cum/Ex-Abteilung eine hohe Frustrationstoleranz und großes Durchhaltevermögen. Und eine hohe intrinsische Motivation, denn Anreize durch die Behörde gab es keine und gibt es noch heute nicht.

			Mich hat es deswegen nicht sehr überrascht, dass die erfahreneren Kollegen sich lieber andere Abteilungen aussuchten. Also besetzten wir schließlich einige der Stellen mit Berufsanfänger*innen. Ich persönlich sah darin gar kein Problem. In die spezielle Fachmaterie musste sich ja sowieso jede und jeder einarbeiten, und Berufsanfänger*innen hatte ich schon oft als besonders engagiert erlebt. Natürlich besaßen sie noch nicht viel praktische Erfahrung und mussten Selbstvertrauen erst noch aufbauen. Ich konnte mich noch selbst gut daran erinnern, wie schwer es war, als junge Staatsanwältin im Bereich Wirtschaftskriminalität ernst genommen zu werden, und habe die jungen Kolleg*innen daher immer versucht zu ermutigen. Ein Thema hierbei war zum Beispiel »Grenzen zu ziehen«. »Mein Lieblingswort heißt Nein«, habe ich oft gesagt. Denn ein schlichtes Nein hilft, Diskussionen zu beenden, die man nicht führen will. Viele Anwälte versuchen beispielsweise ununterbrochen, auf einen einzuwirken: Mitleid mit ihrem Mandanten zu erzeugen, damit nicht weiterermittelt wird, permanent Gesprächstermine abzuhalten, die keinen inhaltlichen Mehrwert haben und die sie meistens nutzen, um einem die Welt zu erklären oder Märchen von Marktineffizienzen zu erzählen etc. Das ergibt aus Sicht der Anwälte natürlich Sinn, aber nicht aus Sicht der Staatsanwaltschaft. Daher sollte man sich nicht treiben lassen, sondern seine eigene Linie finden und einfach »Nein« sagen, wenn sie überschritten wird. Das ist allerdings nicht zuletzt auch deswegen schwierig, weil Anwälte oft geschickt sind. Sie sind freundlich, verwickeln dich in ein Gespräch, dann will man seinerseits auch freundlich sein, und schon macht man das, was der Anwalt will, und nicht das, was man selbst eigentlich vorhatte. Man muss wirklich lernen, Nein zu sagen: Nein, da bin ich anderer Ansicht! Punkt. Im Privatleben sind viele um Ausgleich bemüht, um eine friedliche Atmosphäre. Staatsanwält*innen müssen Grenzen setzen, wenn sie in sinnlose Diskussionen verwickelt, manipuliert oder gar eingeschüchtert werden sollen. Die Rolle auch in dieser Weise einzunehmen, das ist anspruchsvoller Lernstoff.

			Was man ebenfalls nicht unterschätzen darf: Wie herausfordernd es ist, eine Ermittlungsgruppe zu führen. Mit Kräften von der Polizei, der Steuerfahndung und des Bundeszentralamts für Steuern, die alle komplett unterschiedlich sozialisiert sind, d. h. über völlig unterschiedliche berufliche Erfahrungen verfügen. Manche sind noch sehr jung, manche schon am Ende ihrer Karriere, und dennoch müssen alle als Gruppe funktionieren. Man muss ein gutes Verhältnis zu allen wahren und sie gleichzeitig führen. Ein Balanceakt. Wie kann ich allen ihren Raum lassen, die Motivation hochhalten und trotzdem eine Linie umsetzen, die die Ermittlungen stringent voranbringt? All das lernt man nicht im Studium, im Referendariat oder im Job. Normalerweise wurschtelt sich jeder irgendwie durch. Ich selbst habe von Vorgesetzten sogar oft gehört, man solle sich als Staatsanwalt aus der Personalführung heraushalten, das sei allein Sache der Ermittler*innen. Ich bin da völlig anderer Ansicht: Ermittlungen sind immer eine Gruppenleistung, und die hängt maßgeblich davon ab, ob das Team gut zusammenarbeitet. Daher haben wir das Leiten von Ermittlungsgruppen in unserer Hauptabteilung thematisiert und geübt. Bei Besprechungen war es zum Beispiel wichtig, den stilleren und jüngeren Ermittler*innen Platz für ihre Anliegen zu schaffen und die Selbstbewussteren in ihrem Tun ein bisschen zu begrenzen. Zur Vermeidung von Missverständnissen haben wir Ergebnisprotokolle eingeführt.

			Leider ist es trotzdem nicht immer gelungen, alle Ermittlungskräfte zu motivieren. Bei einigen kamen wir auch mit den besten Strategien nicht weiter, sie waren nicht freiwillig dabei und ärgerten sich darüber oder kamen im Hinblick auf die enormen fachlichen Anforderungen einfach an ihre Grenzen. Es war dann interessant, zu beobachten, dass oft ein einziger defätistischer »Stinkstiefel« ausgereicht hat, um die ganze Ermittlungsgruppe in die Stagnation zu treiben. Da man als Staatsanwalt keinen Einfluss auf die Auswahl der Ermittler*innen hat, muss man mit derartigen Situationen einfach klarkommen. Ein paar Mal habe ich versucht, derartig verfahrene Situationen aufzulösen, indem ich die Leitung der Steuerfahndung oder andere Behörden um Auswechslung einer Person gebeten habe. So etwas verstößt gegen die ungeschriebenen Gesetzte von Beamten. Kritik jeglicher Art »gehört« sich nicht. Dass man im Zweifel nicht vom Fleck kommt und die Ermittlungsleistung darunter leidet, ist leider für die wenigsten Vorgesetzten ein Argument.

			Einige der jungen Kolleg*innen mussten bis zu drei derartige Ermittlungsgruppen führen. Das war wirklich herausfordernd. Ich habe immer versucht, ihnen dabei den Rücken zu stärken, auch, indem ich deutlich gemacht habe, was sie bereits bewältigt haben: »Ihr seid stärker, als ihr denkt«, habe ich ihnen gesagt. »Ihr habt das Jurastudium hinter euch gebracht, mit diesen beiden schweren Examen, da schafft ihr doch auch, dieses Team zu führen, diese Sitzungsvertretung zu machen oder jenen Anwalt und seine Manipulationsstrategien zu durchschauen.« Dann zu sehen, wie die jungen Kolleg*innen an ihren Aufgaben und Herausforderungen gewachsen sind und wie schnell sie sich entwickelt haben, das gehört zu meinen schönsten Erlebnissen bei der Staatsanwaltschaft.

			Auch mit vier Abteilungen mit zuletzt über 30 Stellen in der Staatsanwaltschaft war es indes nicht möglich, allen Ermittlungsansätzen dieses riesigen Fallkomplexes nachzugehen. Das ist leider ganz normal in Staatsanwaltschaften: zu viele Fälle auf zu wenigen Schreibtischen.

			Leider wird dieses Problem trotz der vielen Hierarchieebenen und zahlreichen Vorgesetzten dort selten gelöst. Meistens bleibt die Entscheidung, was in welcher Reihenfolge und wie intensiv ermittelt wird, den einzelnen Staatsanwält*innen überlassen. Gerade in Behörden mit vielen dienstjungen Kolleg*innen ist ein solcher Umgang in meinen Augen anfällig für Fehlentscheidungen. Für die oberen Hierarchieebenen ist eine solche Handhabung angenehm, denn etwaige Fehler haben für sie meist keine Konsequenzen, da sie nicht verantwortlich gemacht werden (siehe Kapitel 6). Sie können die Verantwortung einfach nach unten durchreichen. »Bedauerliche Einzelfallentscheidung«, heißt es dann.

			Das wollte ich für den Fall der Cum/Ex-Ermittlung verhindern. Gerade weil wir so viele Berufsanfänger*innen im Team hatten, hätte es leicht passieren können, dass die falschen Sachen liegen bleiben. Daher habe ich ein System der Priorisierung etabliert: Wir haben uns zu einem frühen Zeitpunkt alle Ermittlungsansätze angeschaut, die wir auf dem Tisch hatten, und nach mehreren Kriterien bewertet: Was ist das Wichtigste, das wir jetzt machen müssen? Was ist das Effektivste, das wir jetzt machen können? Das war eine intensive Planungsphase, aber sie hat sich gelohnt. Für die Ermittlung, die nicht chaotisch, sondern nach rationalen Kriterien ablaufen konnte und Synergieeffekte aus verschiedenen Verfahrenskomplexen berücksichtigte, aber auch für die jungen Kolleg*innen, die diese wichtigen Entscheidungen nicht zu einem Zeitpunkt treffen mussten, an dem sie dazu fachlich noch gar nicht in der Lage waren.

			Die Cum/Ex-Ermittlungsverfahren in Köln waren ganz besonders umfangreich. Oft gab es um die 100 Beschuldigten pro Verfahren gegen eine Bank. Hinzu kam eine Besonderheit, die sie von den allermeisten anderen Verfahren der Staatsanwaltschaft unterschieden: Sie wiesen untereinander zahlreiche Überschneidungen auf, da die Banken für den Cum/Ex-Betrug zusammengearbeitet haben und daher in allen möglichen Verfahren an allen möglichen Stellen auftauchten. Und auch das Personal der Banken hatte in dem langen Tatzeitraum von rund 15 Jahren oft die Stelle gewechselt. Man kann sich das vorstellen wie eine Gruppe von Jugendlichen, die Autos knacken: mal Schmiere stehen, mal das Auto aufbrechen, mal das Werkzeug besorgen. Die einzelnen Verfahren wiesen mit vielen anderen Verfahren enge sachliche Überschneidungen auf. Wegen dieser Ähnlichkeiten und Überschneidungen war aus meiner Sicht für die Ermittlungsstrategie ein Gesamtkonzept erforderlich. Ich wollte verhindern, dass ähnliche Sachverhalte unterschiedlich behandelt werden. Außerdem musste dafür gesorgt werden, dass jede*r Staatsanwalt*in und Ermittler*in auch mit allen relevanten Informationen und Ermittlungsergebnissen aus anderen, vergleichbaren Verfahren versorgt wurde. Wichtig für die ganze Sache war zudem, dass jede*r, auch Neuankömmlinge mit wenig Erfahrung, vom Wissen profitieren konnten, welche Strategien sich bisher als erfolgreich herausgestellt hatten.

			Neben diesen strategischen Überlegungen musste der Alltag der Ermittlungen organisiert werden. Zum Beispiel mussten regelmäßig schwierige Rechtsfragen entschieden werden. Normalerweise fragt man in solchen Fällen bei Kolleg*innen und in der Abteilung herum, ob jemand Erfahrungen damit habe, an denen man sich orientieren könne. Oder man versucht, die Rechtslage durch eigene Recherche in der juristischen Fachliteratur zu klären. Da viele Kolleg*innen immer wieder mit ähnlichen Fragestellungen konfrontiert waren, ergab es Sinn, diese Fragen zu sammeln und ein für alle Mal grundsätzlich zu klären. Anschließend hatten alle Ermittelnden eine Art Werkzeugkoffer, der ihnen helfen sollte, Entscheidungen zügig und fachlich optimal zu fällen. Das war ein gutes Mittel, das uns die Arbeit erleichtert hat und das vor allem die jungen Kolleg*innen sehr zu schätzen wussten.

			Es war toll, zu sehen, wie schnell die jungen Kolleg*innen sich all die nötigen Fähigkeiten angeeignet haben. Natürlich waren sie unterschiedlich im Temperament, aber alle haben wahnsinnig schnell gelernt, Ermittlungsgruppen zu führen, sich durchzusetzen, Durchsuchungen vorzubereiten, mit Anwälten zu kommunizieren. Viel schneller als erwartet, hatten wir eine wirklich schlagkräftige Truppe zusammen.

			Wände aus Glas

			Eines Tages im Februar 2020 stand ich mit einer Gruppe von Polizeibeamt*innen und Steuerfahnder*innen in aller Frühe mit einem Durchsuchungsbeschluss in der Tasche vor einem Wolkenkratzer im Frankfurter Bankenviertel. Zum zweiten Mal. Schon vor einigen Monaten hatten wir genau hier gestanden, ebenfalls mit einem Durchsuchungsbeschluss in der Hand. Ein paar Stunden später waren wir relativ frustriert wieder abgezogen. Beim ersten Versuch hatten wir versucht, die Durchsuchung kooperativ anzugehen. Das sieht dann ungefähr so aus: »Guten Tag, hier ist der Durchsuchungsbeschluss, bitte händigen Sie uns das und das aus …« Leider hat diese Strategie nicht verfangen: Uns wurde nichts Sinnvolles gegeben, und als wir dann selbst anfingen zu suchen, hat uns das Heer von Anwälten so massiv gestört, dass wir die Durchsuchung abbrechen mussten.

			Aber ich bin schon immer hartnäckig gewesen. Wir haben die Ergebnisse aus der Durchsuchung ausgewertet und festgestellt, dass sich daraus neue Tatvorwürfe ergeben. Gestützt auf diese neue Verdachtslage, haben wir erneut Durchsuchungsbeschlüsse beantragt, die auch erlassen wurden. Nach der Erfahrung mit den massiv störenden Anwälten setzten wir diesmal nicht auf Kooperation, sondern auf Eigenleistung. Wir haben die Durchsuchung mit der Steuerfahndung und mit Ermittler*innen des Bundeskriminalamts akribisch geplant, ausreichend Personal und einen IT-Sachverständigen organisiert. Und auch für die Anwälte hatte ich ein Gegenmittel gefunden …

			Ich stehe also mit einer Mannschaft von mehreren Dutzend Ermittlern vor dem Wolkenkratzer. Die Bank residiert in den oberen Etagen. Wir müssen so schnell wie möglich hinein, damit wir das Überraschungsmoment ausnützen und verhindern können, dass die Bank ihre IT-Systeme so abschottet, dass wir nicht mehr an die Daten kommen. Ich wende mich also an den Pförtner unten im Empfang und bitte ihn um einen Generalschlüssel. Der Pförtner aber hat für den Fall einer Durchsuchungsmaßnahme offenbar Vorgaben und weigert sich zunächst. Er wolle erst mit seinem Vorgesetzten sprechen. Ich kann nachvollziehen, dass er verunsichert ist, aber telefonieren lasse ich ihn nicht, sondern belehre ihn über seine Rechte und Pflichten als Zeuge.

			Währenddessen ist es den Ermittlern des Bundeskriminalamts gelungen, über die Fahrstühle und das Treppenhaus nach oben zu gelangen. Einige von ihnen sind schon an Ort und Stelle. Nun suchen wir nach Wegen, um die Sicherheitstüren so zu blockieren, dass die übrigen Ermittler nachrücken können. Irgendwann gelingt das, und tatsächlich sind alle binnen zehn Minuten in den Geschäftsräumen der Bank. Dort werden erst einmal alle Mitarbeiter gebeten, von den Computern zurückzutreten, damit die Zugänge zu den Daten nicht blockiert werden können. Auch das gelingt einigermaßen zügig. Das Ganze läuft zwar nicht ganz so schnell und reibungslos ab, wie wir im Vorfeld gehofft hatten, aber im Ergebnis geht unser Plan einigermaßen auf.

			Nicht alle Ermittler sind diesmal nach oben in die Bank gefahren, einige sind, unserem Plan entsprechend, unten im Foyer geblieben. Sie haben die Aufgabe, mein Gegenmittel mit Blick auf die Masse störender Anwält*innen durchzusetzen. Nachdem diese unsere erste Untersuchung so übel gestört hatten, habe ich mich gefragt, wie viele Anwälte eine Bank eigentlich haben darf. Ich fragte Kolleg*innen aus dem Bereich Wirtschaftskriminalität, aber niemand schien sich jemals diese Frage gestellt zu haben. Also forschte ich in der Strafprozessordnung nach, und siehe da: Ein Unternehmen, also eine Bank, ist nicht anders zu behandeln wie eine Einzelperson. Und eine natürliche Person darf im Falle einer Anschuldigung bis zu drei Verteidiger wählen, mehr nicht. Ich muss zugeben, ich habe mich ein bisschen auf die Gesichter der Anwälte in den Maßanzügen gefreut, als ich mir vorstellte, wie wir ihnen das mitteilen …

			Bei der Durchsuchung einer Bank ist es üblicherweise so, dass die Anwälte von den Vorständen angerufen werden und sich dann vor Ort einfinden. Um diese Regel angesichts der zu erwartenden Heerscharen durchsetzen zu können, hatten wir unten im Foyer einen Staatsanwalt abgestellt, der den Anwälten die Lage erklären würde. Er wurde durch zahlreiche Polizeibeamt*innen unterstützt, die die Sperre im Ernstfall durchsetzen sollten. Wir hatten quasi Türsteher organisiert.

			Als dann die überaus zahlreichen Anwälte herbeieilten, haben wir sie gleich unten an der Tür abgewiesen. Ich bin dazugekommen und habe zusammen mit meinem Kollegen die Rechtslage erläutert und nur drei Anwälte pro Bankgesellschaft zugelassen. Nach kurzer Diskussion und angesichts unserer »Türsteher« haben sie das zwar zunächst akzeptiert, sich aber sofort bei Gericht beschwert. So eine Beschwerde unterbricht die Durchsuchung allerdings nicht, sodass wir weitermachen konnten. Das Gericht hat im Laufe des Tages über die Beschwerde entschieden und meine Rechtsauffassung bestätigt.

			Währenddessen wurde uns in der Bank wie immer ein Raum zugewiesen, in dem wir das, was wir mitnehmen wollen – sogenannte Asservate – sammeln und auflisten können. Jedes Asservat erhält nämlich eine eigene Nummer und wird in Listen eingetragen, die am Ende der Durchsuchungsmaßnahme zusammen mit den Anwälten gegengeprüft wird. Wir bezogen unseren Raum, und ich hatte die Hoffnung, dass wir nun in Ruhe unsere Arbeit würden machen können. Aber – und das ist das einzige Mal gewesen, dass ich so etwas erlebt habe – die Angestellten der Bank waren wie im Fieber. Unser Raum hatte bodentiefe Glaswände, und vor diesen Glaswänden bauten sich ständig Gruppen von fünf oder sechs Bankern auf, unterhielten sich aufgebracht, versuchten, herauszufinden, was wir taten, und regten sich immer mehr auf. Wenn ich den Glaskasten verlassen habe, stürzten sie auf mich zu, bedrängten mich, redeten auf mich ein, manche haben mich sogar am Arm festgehalten oder versuchten, mich in eine Ecke zu drängen. Bedrohlich war das.

			Besonders hoch schlugen die Wellen, als wir uns den beweiserheblichen Daten wie zum Beispiel E-Mails oder Transaktionsdaten zuwandten. Diese Daten sind in Banken derart gut gesichert und abgeschottet, dass Ermittler*innen normalerweise nicht aus eigener Kraft an sie herankommen können und zwingend auf Kooperation angewiesen sind. Das unterscheidet Banken von anderen Unternehmen in Deutschland, bei denen es normalerweise möglich ist, mit technischem Sachverstand an die Daten heranzukommen. Ich halte es für bedenklich, dass staatliche Behörden, aus technischen Gründen, nicht an bestimmte Daten herankommen, auch wenn sie rechtlich dazu mittels eines Durchsuchungsbeschlusses legitimiert sind. Der Staat gibt damit die Kontrolle aus der Hand.

			Aber in diesem Fall war nicht an Kooperation zu denken. Daher haben wir mit unserem IT-Sachverständigen versucht, zumindest an einen Teil der beweiserheblichen Daten zu kommen. Und siehe da, das ist ihnen auch gelungen. Das führte zu noch mehr Aufregung in den Reihen der Anwälte und Banker: Sie standen alle um uns und den IT-Sachverständigen herum und schrien aufgeregt durcheinander: »Was machen die da? Was machen die?« Unsere IT-Experten, alles coole Jungs in schwarzen Anzügen, haben sich überhaupt nicht beeindrucken lassen und völlig unbewegt ihre Arbeit gemacht. Und zwar erfolgreich, was ich ziemlich beeindruckend fand.

			Die Stimmung unter den Anwälten und den Bankern wurde dadurch natürlich nicht besser. Ich habe noch in Erinnerung, dass ich mich zwischenzeitlich mit einem der ITler in einen Raum zurückgezogen hatte, um mit ihm die bisher gefunden Daten zu bewerten, d. h. zu prüfen, ob sie beweisrelevant, also für die Ermittlungen von Interesse sind. Während wir mit den Köpfen über dem Laptop in dem Raum saßen, wurden einige Banker richtig wild. Sie ließen mir ausrichten, dass sie mich sprechen müssten, jetzt sofort. »Nö«, sagte ich. »Ich habe gerade etwas anderes zu tun, und es gibt auch nichts zu besprechen.« Daraufhin teilte mir ein Ermittler mit, sie hätten sich nicht abhalten lassen. Sie seien jetzt auf dem Weg zu mir und wollten reinkommen. Von »Raum stürmen« war die Rede! Da habe ich gesagt: »Stopp. Ich werte hier mit der IT die Daten aus, und hier kommt jetzt niemand rein!« Weil die Situation aus meiner Sicht zu eskalieren drohte, postierte ich einen Beamten mit Waffe vor der Tür. So etwas war zum Glück nur dieses eine Mal nötig.

			Normalerweise haben wir während einer Durchsuchung kaum Kontakt zu den Angestellten, warum auch? Wir führen üblicherweise keine Vernehmungen von Mitarbeiter*innen vor Ort durch, und Fragen klärt man mit den Anwält*innen. Letzteres fiel in diesem Fall leider ins Wasser, weil die Stimmung viel zu aufgeheizt war. Auch die verbliebenen Anwälte empörten sich ununterbrochen lautstark, und ich kann mir vorstellen, dass sie nicht gerade zur Deeskalation beigetragen hätten. Ich nahm ihnen allerdings die Empörung nicht wirklich ab und hielt das eher für eine professionelle Strategie. Dazu passt eine kleine Szene, die eher lustig als bedrohlich war: Ein junger Anwalt hatte mich angesprochen und mir die bekannten Vorwürfe gemacht. Völlig überzogen sei das, was wir hier machen würden, Rechtsstaat außer Kontrolle und so weiter. Er stand vor mir und hat sich immer weiter in eine künstliche Aufregung hineingesteigert. Hat sich aufgepumpt und komplett überspitzte, absurde Argumente vorgebracht. Mir war klar, dass er gerade eine Rolle spielt, aber es war so schlecht geschauspielert, dass ich erst mal einen Lachanfall bekommen habe. Da musste auch er lachen. Anschließend haben wir viel entspannter miteinander gesprochen. Es war klar, dass der Empörungsmodus gespielt war.

			Anders war das bei den Bankern. Die waren tatsächlich völlig außer sich und haben sich während der gesamten Aktion nicht beruhigt. Diese Situation war allerdings eine absolute Ausnahme, keine andere Durchsuchung war vergleichbar dramatisch.

			Aufregend und arbeitsintensiv sind Durchsuchungen immer – und sie haben genau deswegen das Potential, eine Gruppe zusammenzuschweißen: Man bereitet sich gemeinsam vor, löst Probleme und hat dasselbe Ziel. Ist der Tag dann gekommen, teilt man die Nervosität, muss trotz aller Vorbereitung die ein oder andere Klippe umschiffen, Situationen bewältigen, auf die man sich nicht vorbereiten konnte, und freut sich, wenn die Planung im Großen und Ganzen aufgeht. Bei Durchsuchungen gibt es viele Gelegenheiten, über sich hinauszuwachsen, und es hat mir immer Freude bereitet, zu sehen, wie die teilweise noch unerfahrenen Kolleg*innen alles bewältigt haben.

			Am Ende eines solchen Tages teilt man als Team eine Erfahrung, die alles andere als alltäglich ist und die niemand anderes gemacht hat. Das verbindet. Mir war es immer wichtig, den Tag der Durchsuchungen gemeinsam ausklingen zu lassen. Meist waren wir in anderen Städten, alle waren in Hotels untergebracht, und dann haben wir uns abends zum Essen getroffen und uns ausgetauscht.

			Die Phase der intensiven Durchsuchungen wurde von der Szene nicht ohne Gegenwehr hingenommen. Und damit meine ich nicht die legalen Rechtsmittel, die fast vollständig eingesetzt worden sind. Nein, von einigen Anwälten wurden systematische Versuche unternommen, einzelne Ermittler*innen und auch unseren IT-Sachverständigen persönlich zu diskreditieren. Der IT-Sachverständige stand besonders im Fokus dieser Kampagnen. Ich könnte mir vorstellen, weil die Durchsuchungen viel effektiver verliefen, seit wir ihn und sein Team hinzugezogen hatten. Wir ließen uns nicht mehr mit billigen Ausreden abspeisen, sondern konnten Daten viel selbstständiger sichern oder zumindest die vagen Angaben der Bank zu ihren Daten als das entlarven, was sie waren: billige Ausreden. So etwas bleibt nicht unbemerkt. Es ärgerte die Banken bzw. ihre Anwälte offenbar derartig, dass Artikel in Zeitungen lanciert wurden, die die Integrität des verantwortlichen IT-Experten in Frage stellten. Strafanzeigen wurden erstattet. Die Verfahren wurden eingestellt. Die Gegenseite hat erneut Rechtsmittel eingelegt. Die wurden abgewiesen. Sämtliche Vorwürfe haben sich am Ende in Luft aufgelöst. Aber das alles hat ziemlich Nerven gekostet, vor allem natürlich den ITler. Dennoch hat er während dieser Phase hervorragende Arbeit gemacht, was mich wirklich beeindruckt hat.

			Es ist ein Glück, dass wir in Deutschland eine so vielfältige Presselandschaft haben, in der es ausreichend Medien gibt, die sachkundig und differenziert berichten. Auch deswegen haben derartige Kampagnen die Ermittler zwar Nerven gekostet, die Ermittlungen aber bislang nicht beschädigen können.

			Ein Tag im Sommer 2021

			Ein gutes Jahr nach dem ersten Bonner Cum/Ex-Urteil, ich war gerade im Sommerurlaub an der Nordsee, bestätigte der Bundesgerichtshof das Urteil. Kolleg*innen hatten mich darauf aufmerksam gemacht, dass die Entscheidung wohl an diesem Tag kommen werde. Und obwohl ich nicht mit bösen Überraschungen rechnete, bleibt natürlich immer ein Rest Unsicherheit. Man weiß nie, ob irgendwo ein Rechtsfehler entstanden ist und deswegen eine Rüge der Verteidigung vor dem Bundesgerichtshof Erfolg hat. In dem Fall wird das Urteil aufgehoben, und es muss neu verhandelt werden. Ich war gespannt und weiß noch, dass ich immer mal wieder auf den Newsticker geschaut habe.

			Als die Nachricht dann kam, freute ich mich natürlich sehr. Vor allem war ich froh darüber, dass der Bundesgerichtshof in seiner Begründung sehr deutlich gemacht hat, dass das Gesetz schon immer eindeutige Regelungen vorgesehen habe, gegen die die Beteiligten verstoßen hätten[97]. Der Bundesgerichtshof bestätigte, was ich viele Jahre zuvor schon an meinem Küchentisch gedacht habe, als ich das erste Mal in die Cum/Ex-Unterlagen des Bundeszentralamts für Steuern schaute: Es hat nie eine Gesetzeslücke gegeben. Cum/Ex-ist illegal und erfüllt den Straftatbestand der Steuerhinterziehung.

		

	
		
			9. Kapitel 
Manchmal geht gar nichts

			Übervolle Schreibtische und totgeschriebene Fälle

			Staatsanwaltschaften in Deutschland arbeiten an der Überlastungsgrenze und darüber hinaus. Zu viele Fälle, zu wenige Stellen. Den Effekt, den das auf die tägliche Arbeit hat, erlebte ich bei all meinen Ermittlungen: Überstunden, Aktenlektüre am Wochenende und im Urlaub, Druck.

			Wie kann ein*e Staatsanwält*in mit dieser Situation umgehen? Mit Anfragen nach mehr Personal kommt man in den seltensten Fällen zum Ziel, ich habe das immer wieder erlebt. Man muss also in Behörden meist damit leben, dass es zu viel Arbeit für zu wenige Köpfe gibt. Selbst in der Flow-Phase der Cum/Ex-Ermittlungen, als wir viel Unterstützung aus dem Justiz-, Innen- und Finanzministerium erhielten, war das nicht anders. Es stellte immer noch eine Herausforderung dar, die viele Arbeit zu bewältigen. Meine Lösung war, die Fälle zu priorisieren und gemeinsam mit den Kollegen zu entscheiden, welche vordringlich behandelt werden.

			Es gab aber auch andere »Lösungsansätze«. Als ich als junge Staatsanwältin im sogenannten Allgemeinen Dezernat eingesetzt war, wo man für all die Fälle zuständig ist, die nicht in ein Sonderdezernat wie zum Beispiel Betäubungsmittelkriminalität oder Organisierte Kriminalität fallen, hatte ich es zwar mit geringfügigen Vorwürfen wie Ladendiebstahl oder Nachbarschaftsstreitigkeiten zu tun, dafür aber mit einer großen Anzahl derartiger Verfahren. Jeden Morgen trug der Wachtmeister riesige Aktenstapel ins Zimmer, abends mussten sie bearbeitet sein, sonst bildete sich in kürzester Zeit ein enormer Rückstau. Es war ein bisschen wie bei Aschenbrödel, die eine ganze Schüssel Linsen bis zum Abend aus der Asche klauben soll. Diese Aktenmassen üben schon einen gehörigen Druck auf die meist jungen Staatsanwält*innen aus, und dieser Druck wird durch Vorgesetzte auch klar adressiert: Die Verfahren müssten so schnell wie möglich »erledigt« werden, damit sich kein Rückstau bilde, der die Statistik aus dem Gleichgewicht bringe. Was soll man tun? Anders als Aschenbrödel haben Staatsanwält*innen leider keine Tauben, die bei unlösbaren Aufgaben zu Hilfe kommen. Aus dieser Zwangslage hat sich mit der Zeit eine spezielle Taktik entwickelt: das sogenannte »Totschreiben«. Die Idee dahinter ist, so viele Fälle wie möglich in möglichst kurzer Zeit zu erledigen. Erledigen, das bedeutet meist: Akte zu, Fall eingestellt.

			Bis zu einem gewissen Grad ist das rechtsstaatlich völlig in Ordnung. Wir haben als Staatsanwält*innen gerade bei geringfügigen Vorwürfen einen Ermessensspielraum und können kleinere Fälle einstellen. Kritisch wird es in dem Moment, in dem die Entscheidung nicht auf Faktenbasis getroffen wird. Wenn zum Beispiel einem Zeugen grundlos die Glaubwürdigkeit abgesprochen wird oder ein Ermittlungsansatz planvoll übersehen wird. Oder die Akte erst gar nicht richtig gelesen wird. Genau das passiert aber in der Praxis durch entnervte und überlastete Kolleg*innen. Der Fall wird totgeschrieben und ist vom Tisch. Die Vorgesetzten sind zufrieden, weil die Statistik im Gleichgewicht ist.

			Inhaltlich kontrolliert wird eine solche Erledigung nur, wenn jemand Anzeige erstattet hat und diese Person nach der Einstellung von ihrem Beschwerderecht Gebrauch macht. Wenn die Ermittlungen aber nicht aufgrund von Strafanzeigen Dritter in Gang kamen, sondern zum Beispiel durch Hinweise von Behörden (»von Amts wegen«), dann muss normalerweise niemand über die Einstellung der Ermittlungen benachrichtigt werden, und es muss auch keine Beschwerde befürchtet werden. Weitere Kontrollen sind im Behördenalltag nicht vorgesehen.

			Das setzt meiner Meinung nach falsche Anreize: Wenn Beschwerden Dritter befürchtet werden, wird meist sorgfältig ermittelt. Gibt es keine Kontrolle, dann wird die schnelle Erledigung attraktiv. Die Praxis wird in Behörden selten hinterfragt oder problematisiert, man arrangiert sich. Irgendwann haben sich alle so sehr daran gewöhnt, dass »Totschreiben« sogar als erstrebenswerte Entschlusskraft umgedeutet wird, so habe ich das oft erlebt. Kein Wunder, Totschreiben ist aus Sicht der Vorgesetzten eine wunderbare Sache: Von ihren totschreibenden Mitarbeiter*innen werden Vorgesetzte nicht mit Fragen nach mehr Personal behelligt. Auch die Statistik sieht gut aus, denn sie erfasst ausschließlich, wie viele Fälle abgeschlossen sind. Inhaltliche Kriterien finden keinen Eingang in die Statistik. Und wenn doch mal etwas schiefgeht und ein Fall vielleicht zu früh eingestellt wurde, dann können die Vorgesetzten einfach die Verantwortung nach unten durchreichen. Dann ist der Staatsanwalt, die Staatsanwältin einer Fehleinschätzung erlegen, ein bedauerlicher Einzelfall. Der oder die Vorgesetzte, die Behördenleiter*innen, die Minister*innen – niemand hat die geringste Konsequenz zu befürchten.

			Gerade im Bereich der Steuerkriminalität ist dieses »System« besonders fehleranfällig. Denn hier beginnen viele Ermittlungen nicht aufgrund von Anzeigen Dritter, sondern »von Amts wegen«, zum Beispiel aufgrund von Hinweisen der Betriebsprüfung, die ein Unternehmen oder eine Bank steuerlich geprüft hat. Dieser Hinweis landet bei der Staatsanwaltschaft, die örtlich zuständig ist. Das kann eine Staatsanwaltschaft sein, die kaum Personal im Bereich Wirtschafts- und Steuerkriminalität einsetzt. In dem Fall kann es verführerisch sein, keinen strafrechtlichen Anfangsverdacht zu sehen oder die Ermittlungen aufzunehmen, aber schnell wieder einzustellen, bevor das Verfahren »zu groß« wird.

			Problematische Intransparenz

			Meiner Meinung nach können sich solche dysfunktionalen Praktiken in Behörden besonders gut etablieren, da sie ziemlich intransparente Systeme sind. Wenn Behörden handeln und so sichtbar werden, zum Beispiel Durchsuchungen durchführen, Anklagen erheben, Steuerbescheide erlassen, dann kann dieses Behördenhandeln mit Rechtsmitteln überprüft werden, meist geschieht das durch Gerichte. Wenn die Behörden allerdings Handlungen unterlassen, also pflichtwidrig nicht ermitteln, anklagen oder Steuerbescheide erlassen, ist das nach außen hin völlig unsichtbar.

			Ob Behörden intern gut organisiert sind, in welchem Maß sie ihre Aufgaben erfüllen (können), all das wird von keiner externen Stelle kontrolliert. Landes- und Bundesrechnungshöfe prüfen zwar hin und wieder. Doch selbst wenn sie zu dem Ergebnis kommen, dass etwas suboptimal laufe oder sogar erheblicher Änderungsbedarf bestehe, dann hat das in den allermeisten Fällen schlicht keine Konsequenzen.

			Meiner Ansicht nach funktioniert bisher auch die Kontrolle durch die Zivilgesellschaft schlecht. Denn die Möglichkeit für Bürger*innen und Journalisten*innen, an Erkenntnisse zu gelangen, ist zwar durch das Informationsfreiheitsgesetz grundsätzlich gegeben, aber wegen zahlreicher rechtlicher Einschränkungen in der Praxis äußerst begrenzt. Ähnliches gilt für Anfragen aus dem parlamentarischen Raum: Behörden zeigen meiner Ansicht nach oft eine gigantische Kreativität dabei, derartige Anfragen »misszuverstehen«, ausweichend zu antworten oder den Fragesteller mit Zahlen und Daten zu bombardieren, um vom Wesentlichen abzulenken.

			Wenn aber Systeme derart gut nach außen abgeschottet werden können, dann setzen sie keine Anreize für Innovation, Reflexion und Kritikfähigkeit – und wenn etwas schiefläuft, gibt es fast keine Möglichkeit, gegenzusteuern.

			Der heilige Dienstweg

			Als ich damals etwas überraschend in die Steuerschwerpunktabteilung wechseln und mir die dafür erforderlichen Fachkenntnisse aneignen musste, bin ich erst einmal gehörig ins Fettnäpfchen getreten. Ich habe nämlich eigenständig versucht, eine Lösung für ein Problem zu finden. Das Problem war, dass es damals schier unmöglich war, eine Fortbildung im Steuerrecht zu bekommen. Die wenigen Plätze waren immer sofort vergeben. Daraufhin bot mir der Leiter der Steuerfahndung, der eine dieser Fortbildungen organisierte, an, einfach trotzdem teilzunehmen. Die Veranstaltung war schon voll besetzt, aber er kannte mich und wollte mir einen Gefallen tun. »Wir stellen Ihnen ein Stühlchen dazu«, sagte er. Meine direkten Vorgesetzten hatten keine Einwände, ich sollte lediglich noch die dafür zuständige Person bei der Generalstaatsanwaltschaft informieren. Das zunächst sehr freundliche Gespräch mit der Generalstaatsanwaltschaft wurde eisig, als ich die Fortbildung und das Angebot, einen Stuhl dazuzustellen, erwähnte. »Frau Brorhilker, für Sie gibt es keine Extrawürste«, hieß es. Und: »Jetzt halten Sie aber mal schön den Dienstweg ein!« Plötzlich war es sogar ein Problem, dass ich als einfache Staatsanwältin überhaupt direkt bei der Generalstaatsanwaltschaft angerufen hatte: Man dürfe nämlich grundsätzlich niemanden anrufen, der eine in der Hierarchie höhere Position innehabe, war mir schon als ganz junge Staatsanwältin vermittelt worden. Damals hatte ich im Ministerium nach dem Sachstand hinsichtlich einer Akte gefragt, die dort schon sehr lange lag. Eine junge Staatsanwältin, die sich direkt ans Ministerium wendet! Fassungslosigkeit griff um sich. Ich als Staatsanwältin dürfe ausschließlich der Abteilungsleitung vortragen, diese dann der Hauptabteilungsleitung, diese dann der stellvertretenden Behördenleitung, diese dann der Behördenleitung, die dann der Generalstaatsanwaltschaft vorträgt (die ihrerseits mehrere Hierarchiestufen hat). Kommunikation über Hierarchieebenen hinweg ist schlicht nicht möglich. Das gilt nicht nur für die behördeneigenen Hierarchien, sondern auch für die in anderen Behörden. Ich habe auch oft gehört, dass ich nicht mit bestimmten Personen bei anderen Behörden sprechen oder telefonieren dürfe, weil dies »nicht meine Kragenweite« sei. Im zarten Alter von Ende 40 wurde mir sogar ausdrücklich ein Telefonverbot mit einigen Personen aus anderen Behörden erteilt.

			Bei besagter Fortbildung hatte ich mich eigentlich auf der sicheren Seite gewähnt, weil meine direkten Vorgesetzten meinen Plan unterstützten. Aber weit gefehlt. Das Gespräch mit der Generalstaatsanwaltschaft war sehr plötzlich zu Ende: Die Fortbildung durfte ich nicht machen.

			Lösungsorientierung und Eigeninitiative sind Stichworte, die es sich lohnt, im Vorstellungsgespräch fallen zu lassen, wenn man gebeten wird, sich selbst zu beschreiben. Im System Behörde, so wie ich es erlebt habe, lösen diese Eigenschaften allergische Reaktionen aus. »Ihr Problem ist, dass Sie Probleme zu schnell lösen. Das ist nicht Ihre Aufgabe«, sagte einmal ein Vorgesetzter zu mir. Als ich einmal zu einem Workshop des Bundesfinanzministeriums eingeladen worden war, erhielt ich keine Dienstreisegenehmigung, denn: »Wir sind nicht für die großen Dinge zuständig.«

			Eine Ursache dieser Haltung könnte die bereits beschriebene Situation sein, dass die oberen Hierarchien in Behörden oft nur noch mit »Verwaltung« und nicht mehr mit dem operativen Geschäft beschäftigt sind. Ihr Augenmerk liegt auf der Organisation, daher, so kommt es mir rückblickend vor, haben sie ein großes Bedürfnis nach Stabilität des Apparats. Ihnen ist es wichtig, dass die Statistiken richtig ausgefüllt, dass alle Stellen formal besetzt sind und dass es innerhalb der Behörde keinen Ärger gibt. Ob und inwieweit die Mitarbeiter*innen in der Lage sind, ihre gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen, gerät meiner Beobachtung nach manchmal etwas aus dem Blick. Außerdem sind Führungskräfte, die es ertragen können, dass ein im operativen Geschäft erfahrener, aber in der Hierarchie untergeordneter Mitarbeitender fachlich kompetenter ist als sie selbst, meist rar gesät.

			Hierarchie und Loyalität

			Meiner Meinung nach gibt es einen weiteren Aspekt der typischen Behördenkultur, der Eigeninitiative, Lösungsorientierung und Engagement zu roten Tüchern werden lässt: die Überbetonung von Hierarchie und Loyalität. Diese Begriffe waren in meiner Behörde so allgegenwärtig wie Aktenstaub und zusammengewürfelte Kaffeetassen. Ich habe viele Vorgesetzte in vielen Behörden erlebt, die absolute Loyalität von ihren Mitarbeitern erwarteten, und das bedeutet: Du bist dann loyal, wenn du die Hierarchie in ausreichendem Maße respektierst. Wenn du ausschließlich mit deinem direkten Vorgesetzten sprichst, niemals über Hierarchieebenen hinweg. Wenn du akzeptierst, was die Vorgesetzten sagen, und zwar ohne Rückfragen. Wenn du Probleme, die niemand anspricht, ebenfalls ignorierst. Und wenn du keine Fortbildung bekommst, obwohl du neu in der Steuerschwerpunktabteilung bist, dann ist das eben so.

			»Machen wir das in dem Fall so und so?«, wird vom Behördenleiter etwa in der Kaffeerunde gefragt. Es ist keine Frage, auf die eine Antwort erwartet wird, es ist eine Ansage. Auch wenn sie völlig absurd ist: Die einzig erwartete Reaktion sind nickende Köpfe, zustimmendes Gemurmel.

			»Das gehört sich nicht«, wie oft habe ich das gehört! Es gehöre sich nicht, von »unten nach oben« zu telefonieren. Es gehöre sich nicht, selbst Lösungen für Probleme zu finden. Es gehöre sich schon gar nicht, Probleme wie Personalmangel anzusprechen.

			Die Praxis des Totschreibens durfte im Allgemeinen Dezernat ebenso wenig hinterfragt werden wie die Praxis (zu) schneller Deals im Bereich Wirtschaftskriminalität. Kritik ist meiner Erfahrung nach in diesem hierarchischen System der absoluten Loyalität nicht vorgesehen, im Gegenteil: Sie wird oft als »Majestätsbeleidigung« empfunden.

			Autoritäre Systeme

			Schon 1990 zitierte der Pädagoge Erwin Curdt eine verbreitete Kritik an Führungskräften in Behörden: »Es dominieren autoritäre Führungsstile, die aus einer Mischung bestimmter Eigenschaften bestehen: Ignoranz, Arroganz, Inkompetenz, Bequemlichkeit und mangelnde Courage (gegenüber übergeordneten Hierarchien).«[98] Dieses Führungsverhalten sei, führt er weiter aus, nicht geeignet, um eigenverantwortliches, kritisches und kooperatives Denken und Handeln im Arbeitsalltag zu fördern, was von einer Verwaltung, die demokratischen Leitbildern verpflichtet ist, erwartet werden darf.

			Warum ist das so? Warum scheint das System Behörde autoritäre Strukturen hervorzubringen? Zum einen hat es sicher mit den Effekten der Macht zu tun. Studien belegen: Wer mächtig ist, achtet weniger auf soziale Normen, überschätzt sich selbst, denkt vermehrt in Stereotypen, weniger altruistisch und ignoriert fremde Sichtweisen. »Macht zu erfahren scheint fast augenblicklich die Fähigkeit zu mindern, die Perspektive von anderen einzunehmen«, fasst der Sozialpsychologe Adam Galinsky zusammen.[99] Zugleich scheint Macht aber vor allem die Eigenschaften hervorzubringen, die eine Person ohnehin schon mitbringt. »So neigen Menschen, denen in sozialen Fragen vor allem ein exakter Ausgleich zwischen Geben und Nehmen wichtig ist, dazu, sich in machtvollen Situationen selbst mehr zuzustecken. Wer jedoch eher auf das Wohl aller pocht, handelt auch nach einem Zugewinn noch altruistisch.«[100]

			Das deckt sich mit meinen Erfahrungen. Ich habe im Staatsdienst Vorgesetzte erlebt, die an der Sache interessiert waren, die Konflikte kompetent gelöst, sich für ihre Mitarbeiter*innen eingesetzt haben und Engagement und konstruktive Kritik zu schätzen wussten. Auch eine machtvolle Position ist keine Einbahnstraße, sondern kann je nach Persönlichkeit zum Wohl aller beziehungsweise der Sache ausgestaltet werden. Aber leider habe ich auch oft das Gegenteil erlebt.

			Ich denke, hier kommt die Abgeschlossenheit des Systems Behörde zum Tragen. Systeme, die keiner Kontrolle unterliegen, sind besonders anfällig für Machtmissbrauch. Wer Macht hat und keinerlei Kontrolle erlebt, neigt zu Missbrauch, Klüngel – und wird oft selbst korrumpiert. Der Wissenschaftsjournalist Theodor Schaarschmidt beschreibt es am Beispiel des Autokraten Recep Tayyip Erdoğan: Dieser trat seine erste Amtszeit als entschlossener Reformer an. Er setzte sich für Meinungsfreiheit und die Rechte der Kurden ein, schaffte die Todesstrafe ab. Was ist zwischenzeitlich geschehen? Schaarschmidt antwortet mit dem britischen Historiker John Dalberg-Acton: »Macht korrumpiert, absolute Macht korrumpiert absolut.«[101]

			Wenn »Checks and Balances« fehlen, also ein wirksames Gegengewicht zu Machtpositionen, dann kann dies Machtmissbrauch begünstigen. Der einzelne Beamte, die einzelne Beamtin kann gegen Machtmissbrauch im System kaum etwas ausrichten. Ein starkes Gegengewicht durch eine machtvolle Personalvertretung wie in Unternehmen gibt es in Behörden nicht. An Stellen außerhalb von Behörden darf sich der Beamte normalerweise nicht wenden, weil ihn das umfassende Dienstgeheimnis daran hindert, über Interna zu sprechen, selbst wenn er Kenntnis von Missständen hat. Dem Beamten bleibt lediglich das Recht zur Remonstration, also das Recht, Einwände gegen die Weisung zu erheben. Das ist allerdings ein eher stumpfes Schwert, weil meiner Erfahrung nach die wenigsten Vorgesetzten sich durch Widerspruch beeindrucken lassen.

			Anders als in anderen Fällen funktioniert meiner Erfahrung nach mit Blick auf die Justiz auch die Öffentlichkeit nicht als Korrektiv. Erklärungen von Ministern, die die Verantwortung auf Mitarbeiter*innen abschieben, werden hingenommen. Das gilt insbesondere für Justiz- und Finanzminister, die, wie gesagt, ganz überwiegend nicht für Missstände in Justiz- und Finanzverwaltung zur Verantwortung gezogen werden, obwohl sie als oberster Dienstherr Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht ausüben.[102] Anders läuft es meinem Eindruck nach beim Innenministerium, in dem sich der Minister, die Ministerin beispielsweise bei steigender Kriminalität sehr wohl Fragen stellen lassen muss (siehe Kapitel 6).

			Wenn aber bei unzulänglichen Leistungen oder Fehlern von Behörden niemand zur Verantwortung gezogen wird und gleichzeitig die internen Abläufe völlig intransparent sind, dann fehlen Anreize zur Weiterentwicklung.

			Fast noch problematischer ist meiner Meinung nach indes ein zweiter Effekt: Wenn in solchen abgeschotteten Systemen autoritäre Charaktere agieren, dann kann Machtmissbrauch oft nicht verhindert werden. Das ist nicht nur unangenehm für Menschen, die in diesen Systemen arbeiten, es kann auch passieren, dass Entscheidungen unangefochten bleiben, die nicht der Sache dienen.

			In diesen Systemen ist es sogar möglich, dass Akteure unbemerkt eine eigene Agenda durchsetzen, die dem öffentlichen Interesse zuwiderläuft. Und dass sie, um ihre Agenda durchzusetzen, Manöver anwenden, die an die Tricks von Zauberkünstlern erinnern: Die Öffentlichkeit und die Institutionen werden durch falsche Bewegungen, viel Getöse und Verschieben des Fokus auf unwesentliche Details abgelenkt, während das eigentliche Geschehen im Hintergrund abläuft.

			Parlamentarischer Untersuchungsausschuss in Hamburg

			Untersuchungsausschüsse auf Bundes- oder Länderebene sind keine Seltenheit. Sie werden vom Parlament gebildet, um Missstände oder Fehlverhalten in Regierung oder Verwaltung aufzuklären.

			Anlass dazu bieten nicht selten strafrechtliche Ermittlungsverfahren, und in einem solchen Fall wenden sich Untersuchungsausschüsse üblicherweise an die jeweiligen Justizministerien, um die Verfahrensakten der ermittelnden Staatsanwaltschaft anzufordern. In einigen Fällen fordert der Untersuchungsausschuss dann nicht nur die formalen Akten, sondern darüber hinaus auch noch die sogenannten Asservate, also die übrigen im Zuge der Ermittlungen sichergestellten Unterlagen und Daten an.

			Wie gesagt ist das keine Seltenheit für Justizministerien und Staatsanwaltschaften, und so werden diese Anfragen üblicherweise entsprechend der rechtlichen Regeln und Vorgaben der Gerichte routiniert abgearbeitet.

			Ich selbst habe während meiner Zeit bei der Staatsanwaltschaft Köln mehrere Untersuchungsausschüsse (PUA) miterlebt, allein zum Thema Cum/Ex gab es einen Untersuchungsausschuss in den Jahren 2016/2017 auf Bundesebene[103] und einen in den Jahren 2020 bis 2025 in Hamburg[104]. Während die Zusammenarbeit mit dem Untersuchungsausschuss im Jahr 2016/2017 relativ geräuschlos verlief, habe ich die mit dem Hamburger Ausschuss als umso turbulenter erlebt, jedenfalls in der zweiten Hälfte. Ab dem Moment, in dem der Hamburger Untersuchungsausschuss die E-Mails und Kalendereinträge der Hamburger Finanzverwaltung anforderte, die wir im Rahmen der Ermittlungen beschlagnahmt hatten – darunter auch solche des damaligen Ersten Hamburger Bürgermeisters Olaf Scholz –, spielten sich merkwürdige Dinge ab …

			Die Vorgeschichte: Im März 2018 hatten wir in Hamburg Banken und Privaträume durchsucht und unter anderem auch Tagebücher des damaligen Chefs der Warburg Bank, Christian O., beschlagnahmt. Im November 2020 wurde in Hamburg ein Parlamentarischer Untersuchungsausschuss (PUA Hamburg) gebildet, um die Frage zu klären, »warum der Hamburger Senat und die Hamburger Steuerverwaltung bereit waren, Steuern in Millionenhöhe mit Blick auf Cum-Ex-Geschäfte verjähren zu lassen und inwieweit es dabei zur Einflussnahme zugunsten der steuerpflichtigen Bank und zum Nachteil der Hamburgerinnen und Hamburger kam«.[105] Im September 2021[106] haben wir nach einigem Hin und Her (siehe Kapitel 5) die Finanzverwaltung Hamburg durchsucht und unter anderem E-Mails und Kalendereinträge von Verwaltungsangehörigen sichergestellt, darunter auch des damaligen Ersten Bürgermeisters Olaf Scholz.[107]

			Es leuchtet ein, dass diese E-Mails und Kalendereinträge für den PUA Hamburg von ganz besonderem Interesse waren und angefordert wurden. Dieser an sich alltägliche Vorgang hat sich in mehreren Eskalationsstufen dann zu einer heftigen Affäre ausgewachsen, die Journalist*innen, Bürger*innen und Politiker*innen beschäftigte. Ich könnte zu diesem Vorgang vieles erzählen (und erinnere mich auch noch an alles), darf es aber wegen meiner Verschwiegenheitspflichten leider nicht. Daher beschränke ich mich auf eine chronologische Darstellung der öffentlich bekannt gewordenen Fakten und sage nur so viel: Die öffentliche Kommunikation einiger Beteiligter zu dieser Affäre zeichnete sich aus durch Ablenkungsmanöver, Nebelkerzen und Erinnerungslücken.

			
					06.11.2020: konstituierende Sitzung[108] des PUA Hamburg.

					17.02.2021: PUA Hamburg fordert beim Justizministerium NRW (JM) die Akten des Warburg-Bank-Verfahrens (113 Js 522/16) an.[109] 

			

			Rechtlich bittet der PUA damit um Amtshilfe i. S. d. Artikels 35 GG, zu der die ersuchte Behörde grundsätzlich verpflichtet ist.

			
					20.05.2021: Übermittlung der Warburg-Verfahrensakte über das Justizministerium NRW.[110]

					Hinsichtlich der ebenfalls angeforderten »Olearius-Tagebücher« verweist das Justizministerium NRW an das Innenministerium NRW, da diese Tagebücher sich nicht im Gewahrsam der Staatsanwaltschaft Köln befänden, sondern beim LKA NRW seien.[111]

			

			»Vorlagepflichtig« ist nur die Stelle, in deren Gewahrsam sich die angeforderten Unterlagen oder Daten befinden. Beweismittel werden meist nicht bei der Staatsanwaltschaft gelagert, sondern bei den Polizeibehörden.

			
					28.09.2021: Durchsuchung der Hamburger Finanzverwaltung durch die Staatsanwaltschaft Köln; das Verfahren wird später aus dem Warburg-Verfahrenskomplex abgetrennt und erhält das neue Aktenzeichen 213 Js 100/21.[112]

					06.12.2021: Übersendung der Olearius-Tagebücher durch das Innenministerium NRW an den PUA Hamburg; Passagen, die aufgrund des Persönlichkeitsrechts besonders schützenswert sind, wurden zuvor geschwärzt.[113]

			

			Grundsätzlich dürfen Amtshilfeersuchen nur dann vollständig oder teilweise – durch Schwärzung – abgelehnt werden, wenn sich die Anforderung des PUA nicht im Rahmen des Untersuchungsauftrags hält, wenn Staatswohlinteressen gefährdet wären oder Grundrechte Dritter wie das allgemeine Persönlichkeitsrecht entgegenstehen und wenn diese Interessen schwerer wiegen als das Kontrollrecht des Parlaments. Letzteres ist bei solchen Informationen der Fall, deren Weitergabe wegen ihres streng persönlichen Charakters für die Betroffenen unzumutbar ist. (vgl. beispielsweise BVerfG, Urteil vom 17.07.1984 – 2 BvE 11/83 u. 2 BvE 15/83, BVerwG, Beschl. v. 2.9.2019 – 6 VR 2/19)

			
					29.06.2022: Nach der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen übernimmt Benjamin Limbach (Bündnis 90/Die Grünen) das Justizministerium NRW.[114]

					05.07.2022: Telefonat zwischen der Hauptabteilungsleiterin Anne Brorhilker und dem Leiter des Arbeitsstabs PUA Hamburg zur geplanten Anforderung der elektronischen Asservate des Verfahrens »Finanzverwaltung Hamburg, 213 Js 100/21« durch den PUA Hamburg, darunter die Mails des damaligen Hamburger Oberbürgermeisters Olaf Scholz, und dazu, auf welchem technischen Weg diese elektronischen Asservate am besten übermittelt werden können.[115]

					21.07.2022: Übersendung der angeforderten Ermittlungsakten 213 Js 100/21[116] über das Justizministerium NRW an den PUA Hamburg.

					11.08.2022: Der PUA Hamburg fordert beim Justizministerium NRW darüber hinaus auch sämtliche elektronischen Asservate des Verfahrens 213 Js 100/21 an, unter anderem E-Mails und Kalendereinträge von Verwaltungsangehörigen, darunter auch des damaligen Ersten Bürgermeisters Olaf Scholz.[117]

					29.08.2022: Bericht des Leitenden Oberstaatsanwalts Joachim R. an das Justizministerium: Er lehnt die Übermittlung der elektronischen Asservate im Verfahren 213 Js 100/21 ab. Seiner Meinung nach darf der PUA Hamburg nur die für das strafrechtliche Ermittlungsverfahren in Köln relevanten Mails erhalten. Das würde bedeuten, dass der gesamte E-Mail-Datenbestand vor einer Lieferung an den PUA geprüft werden muss und nur die für die strafrechtlichen Vorwürfe relevanten E-Mails herausgegeben werden.[118]

					Hauptabteilungsleiterin Anne Brorhilker hatte in ihrem vorangegangenen Berichtsentwurf die Übersendung des gesamten Datenbestandes befürwortet und war ausdrücklich anderer Rechtsauffassung als die Behördenleitung.[119]

			

			Verwaltungsgerichte haben darauf hingewiesen, dass die Verfahren eines PUA und einer Staatsanwaltschaft nicht deckungsgleich sind: »Das Untersuchungsverfahren dient – anders als ein auf eine konkrete Tat und individuelle Schuld fokussierender Strafprozess – der Aufklärung eines Sachverhalts zu politischen Zwecken. Die einzelne Beweiserhebung muss daher nicht auf bestimmte Tatsachen bezogen sein, sondern kann darauf abzielen, zunächst ›Licht ins Dunkel‹ eines Untersuchungskomplexes zu bringen, um auf diese Weise die Aufklärung von politischen Verantwortlichkeiten zu ermöglichen. Bei einem Ersuchen auf Aktenvorlage muss deshalb nicht bereits feststehen, dass die Unterlagen auch tatsächlich entscheidungserhebliches Material oder entsprechende Beweismittel enthalten. Es reicht aus, wenn sie Hinweise hierauf geben könnten.« (vgl. beispielsweise BVerfG, Beschluss vom 17. 6. 2009 – 2 BvE 3/07)

			
					20.09.2022: Das Justizministerium teilt dem PUA Hamburg mit, »dass dem Ersuchen aktuell nicht entsprochen werden könne, weil seitens der Staatsanwaltschaft noch keine Durchsicht habe erfolgen können«. Nach Angabe des Untersuchungsausschusses bleibt dieser Sachstand bis Januar 2023 unverändert.[120]

					30.11.2022: Erweiterung des Untersuchungsgegenstandes des PUA Hamburg auf den Fall der HSH Nordbank.[121]

					19.12.2022: Der PUA Hamburg informiert das Justizministerium NRW über diese Erweiterung und fordert die Ermittlungsakte des HSH-Verfahrens an,[122] nicht aber die Asservate aus dieser Ermittlung.[123]

					Februar 2023: Richard S., der Obmann der CDU, wendet sich an das Justizministerium NRW und erinnert an die Lieferung sämtlicher elektronischer Asservate des Verfahrens 213 Js 100/21 (Verfahren Finanzverwaltung Hamburg), d. h. ausdrücklich auch der E-Mails, die die Staatsanwaltschaft Köln für ihr eigenes Verfahren nicht als beweisrelevant betrachtet.[124]

					09.03.2023: Das Justizministerium NRW bittet den PUA Hamburg um Klarstellung, ob tatsächlich alle elektronischen Asservate des Verfahrens 213 Js 100/21 übersandt werden sollen.[125]

					12.04.2023: Der PUA Hamburg bestätigt, dass sämtliche elektronischen Asservate des Verfahrens 213 Js 100/21 angefordert worden sind.[126]

					22.05.2023: Das Justizministerium erstellt intern ein »Prüfprogramm« zu den rechtlichen Vorgaben, die bei der Beantwortung von Amtshilfeersuchen eines PUA gelten, leitet dies am 22.05.2023 an die Staatsanwaltschaft Köln weiter und teilt mit, dass unter Beachtung der rechtlichen Vorgaben nun sämtliche Asservate herauszugeben seien.[127]

			

			Bereits seit dem 20.05.2021 sind dem PUA Hamburg Akten und Asservate der Staatsanwaltschaft Köln übersandt worden, darunter auch die im Hinblick auf den Schutz von Persönlichkeitsrechten besonders sensiblen Olearius-Tagebücher, die entsprechend der gesetzlichen Vorgaben geschwärzt wurden.

			
					12.06.2023: Der PUA Hamburg mahnt die Lieferung der elektronischen Asservate des Verfahrens 213 Js 100/21 an und kündigt rechtliche Schritte an, sollten die angeforderten Asservate nicht bis zum 04.07.2023 vorliegen.[128]

					04.07.2023: Das Justizministerium NRW schickt einen Mitarbeiter zur Staatsanwaltschaft Köln, um dort persönlich die Akten der Verfahren 213 Js 100/21 und HSH Nordbank (gespeichert auf Datensticks) abzuholen.[129]

					Der Behördenleiter der Staatsanwaltschaft Köln, Joachim R., gibt während dieser Ereignisse seinen Beschluss bekannt, Ende des Monats in den vorzeitigen Ruhestand zu treten.

					Zum Gespräch mit Hauptabteilungsleiterin Brorhilker vor Ort erklärte Justizminister Benjamin Limbach später vor dem Rechtsausschuss: »Sie trug mit Nachdruck verschiedene organisatorische Bedenken gegen die Erstellung des Datenträgers vor.«[130]

					05.07.2023: Mitarbeiter des Justizministeriums NRW reisen nach Hamburg und übergeben die Verfahrensakten (gespeichert auf Datensticks) persönlich an den PUA Hamburg. Nach Darstellung des PUA Hamburg berichten die Mitarbeiter zudem ausführlich über den Stand der Asservate im Verfahrenskomplex HSH[131] – obwohl diese vom PUA Hamburg gar nicht angefordert worden waren.

					16.08.2023: Justizminister Benjamin Limbach äußert sich im Rechtsausschuss des nordrhein-westfälischen Landtages und gibt der Leiterin der Hauptabteilung H die Schuld an der Verzögerung bei der Amtshilfe[132]: »Ein besonders helles Schlaglicht ist auf die Verwaltung und Organisation der Dienstgeschäfte von Hauptabteilung H der Staatsanwaltschaft Köln gefallen und hat dort einige Schwierigkeiten hervortreten lassen […] Das Informationsrecht der Abgeordneten wäre ohne Eingreifen meines Hauses vereitelt worden.«[133]

					18.08.2023: Stephan N. wird neuer Leitender Oberstaatsanwalt in Köln.[134]

					September 2023: Der PUA Hamburg stellt fest, dass sich auf dem Datenstick der NRW-Delegation nicht die angeforderten Asservate mit den E-Mails und Kalendereinträgen der Hamburger Finanzverwaltung und des damaligen Ersten Bürgermeisters Olaf Scholz befinden, sondern nur Verfahrensakten. CDU-Obmann Richard S. stellt dem Justizministerium NRW ein Ultimatum für die Übersendung der angeforderten Asservate bis zum 20.09.2023.[135]

					September 2023: Das Justizministerium gibt die E-Mails der Hamburger Finanzverwaltung und des damaligen Ersten Bürgermeisters Olaf Scholz frei, diese werden anschließend in technisch lesbarer Form auf zwei Auswertungs-Laptops dem Untersuchungsausschuss ausgehändigt[136]. Wenig später verschwinden die beiden Laptops aus dem Tresor und tauchen erst einige Zeit später wieder auf.[137]

					06.09.2023: Der im August 2023[138] vom Justizministerium NRW neu eingesetzte Behördenleiter Stephan N. berichtet dem Justizministerium NRW von seinen Plänen einer Aufspaltung der Cum/Ex-Hauptabteilung[139]. Ein weiterer Hauptabteilungsleiter soll zukünftig die Abteilung gemeinsam mit Anne Brorhilker leiten und die Hälfte der Fälle von ihr übernehmen.[140] Die Generalstaatsanwaltschaft spricht sich gegen diese Pläne aus.[141]

					September 2023: Über 80 000 Bürger*innen unterschreiben eine Petition gegen den geplanten Umbau in der Cum/Ex-Hauptabteilung der Kölner Staatsanwaltschaft und die »Entmachtung« von Hauptabteilungsleiterin Anne Brorhilker.

					Oktober 2023: Justizminister Limbach entscheidet, »die Umsetzung der Organisationsentscheidung anzuhalten«[142] bzw. sie nicht weiterzuverfolgen. Hauptabteilungsleiterin Anne Brorhilker bleibt vorerst auf ihrem Posten, ihre Abteilung bekommt vier zusätzliche Stellen.[143]

					Zu diesen Vorgängen richtet die FDP eine Große Anfrage an die Landesregierung NRW, die am 05.06.2024 schriftlich beantwortet wird.[144] Dieser Antwort ist zu entnehmen, dass der neue Behördenleiter der Staatsanwaltschaft Köln, Stephan N., bestreitet, die Aufspaltung der Hauptabteilung H im Auftrag des Justizministers geplant zu haben. Bei Entgegennahme seiner Ernennungsurkunde am 25.07.2023 habe der Justizminister ihn aber gebeten, »er möge sich in Köln ein eigenes Bild von der Lage machen«. Und: »In diesem Gespräch wurde u. a. klar ausgesprochen, dass die Ordnung der Kölner Behörde angesichts auch der Kommunikation mit dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuss in Hamburg ein drängendes Anliegen sei […]« Auch bei einem weiteren Zusammentreffen im Justizministerium am 18.08.2023 habe Stephan N. erneut das Thema »Änderungen in der Struktur und/oder Leitung der Hauptabteilung H« angesprochen.

					Ferner ist der Großen Anfrage zu entnehmen, dass das Justizministerium NRW vor dem Rechtsausschuss des nordrhein-westfälischen Landtags am 12.10.2023 mitgeteilt habe, dass es bereits im Juni 2023 im Justizministerium »interne Überlegungen« gegeben habe, Cum/Ex-Verfahren auf andere Schwerpunktstaatsanwaltschaften zu verteilen. Es habe im Justizministerium die gemeinsame Überzeugung bestanden, bei der Hauptabteilungsleiterin liege eine »übermäßige Konzentration von Leitungs- und Koordinierungsmaßnahmen« vor, sodass diese »einzelnen Verfahren nicht mehr die erforderliche Aufmerksamkeit widmen kann, um deren zügigen Abschluss zu ermöglichen«. Ergebnis der internen Überlegungen sei gewesen, »die Hauptabteilungsleiterin von einem Teil ihrer Führungsaufgaben zu entlasten«. In diese Überlegungen seien weder der ursprüngliche Behördenleiter der Staatsanwaltschaft Köln noch die Leiterin der Hauptabteilung H eingebunden worden. Das erste Gespräch mit der Leiterin der Hauptabteilung H habe am 12.10.2023 stattgefunden. Sie habe die Auffassung vertreten, dass die Hauptabteilung nicht aufgeteilt werden solle.[145]

			

			Vorschlag: Transparenz und Kontrolle

			Ich persönlich halte Behörden in ihrer aktuellen Gestalt, in der wegen abgeschotteter Strukturen und der sich daraus ergebenden Kultur Machtmissbrauch oft nichts entgegengesetzt werden kann, für anfällig für Einflussnahme. Das ist auch deswegen brisant, weil wir uns vor dem Hintergrund des politischen Erstarkens extremer Kräfte aktuell fragen, wie wir unsere Demokratie gegen autoritäre Übergriffe schützen können. Denn natürlich wünscht man sich für diesen Fall in der Verwaltung widerständige Persönlichkeiten, die auch in krisenhaften Situationen Haltung zeigen und auch möglicherweise nachteilige Folgen in Kauf nehmen. Unter den aktuellen Bedingungen, die ich in Behörden erlebt habe, ist das allerdings eine anspruchsvolle Forderung, vielleicht eine Überforderung. Aber das muss nicht so bleiben.

			Mir ist klar, dass der Verwaltungsapparat in etwa so beweglich wirkt wie ein gigantischer Felsbrocken. Aber erinnern wir uns: Auch Felsbrocken können durch beharrlichen Einsatz bewegt werden. Mein Motto ist immer: Lasst es uns versuchen! Deswegen hier einige Vorschläge, um die Verwaltung im Sinne des öffentlichen Interesses effizienter und funktionaler zu gestalten:

			Ein erster Hebel, bei dem ich ansetzen würde, ist eine Reform des Berufsbeamtentums. Ich habe in den letzten Jahren mit zahlreichen ausländischen Staatsanwaltschaften zusammengearbeitet, und die meisten dieser Kolleg*innen waren keine Berufsbeamt*innen, sondern hatten vor ihrer Arbeit in der Staatsanwaltschaft bereits praktische Erfahrung gesammelt, beispielsweise als Steueranwalt*in oder Wertpapierhändler*in. Dies erwies sich als immenser Vorteil bei der Bearbeitung von Steuerkriminalität. Aber es geht mir bei diesem Vorschlag nicht nur um den Vorteil praktischer Berufserfahrung. Ich hatte außerdem den Eindruck, dass die betreffenden Kolleg*innen sich in der jeweiligen Phase ihres Lebens bewusst für die Staatsanwaltschaft entschieden hatten und daher sehr motiviert waren.

			Hier in Deutschland wird man in der Regel direkt nach dem Zweiten Staatsexamen – mit Ende 20 – in den Staatsdienst eingestellt und bleibt dann sein Leben lang beamtet. Bei einigen Kolleg*innen hat sich bereits nach ein paar Jahren ziemlicher Frust über die »speziellen« Verhältnisse in Behörden eingestellt, ein Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis ist aber mit finanziellen Nachteilen verbunden, also wird ausgeharrt. Andersherum machen es die bestehenden Altersgrenzen unmöglich, zu einem späteren Zeitpunkt seines Lebens noch ins Beamtentum zu wechseln. Mehr Flexibilität für Wechsel in und aus dem Beamtenverhältnis hätte aus meiner Sicht nicht nur den Vorteil, dass Behörden ihre aktuellen Nachwuchsprobleme schneller in den Griff bekämen, es würde vor allem für frischen Wind, neue Perspektiven und mehr Motivation bei den Mitarbeitenden führen. Nicht zuletzt würde es Machtmissbrauch entgegenwirken, der gerade durch ein starres, abgeschottetes System begünstigt wird.

			Zweitens müssten Behörden stärker daran gemessen werden, wie effektiv sie ihre Aufgaben erfüllen (können). Das ist bei Unternehmen selbstverständlich, und so sollte es auch bei Behörden sein. Damit meine ich ausdrücklich nicht die schlichte Forderung nach »weniger Staat« und »Bürokratieabbau«. Das alte Bild von faulen Beamten, die Däumchen drehend bis zur üppigen Pension ausharren, hat mit der Realität wenig zu tun. Geprüft werden könnte und sollte aber, wie Behörden intern organisiert sind und ob sie ihre gesetzlichen Aufgaben effektiv erfüllen (können). Ob beispielsweise genügend Personal im operativen Bereich eingesetzt wird, ob möglicherweise zu viel Personal für Führungsaufgaben und Verwaltung vorgesehen ist. Ob Behörden in den Bereichen Personal und Ausstattung so aufgestellt sind, dass sie ihre gesetzlichen Aufgaben erfüllen können, oder ob sie sich »kreativer Lösungen« wie der vorschnellen Erledigungen – besagtes Totschreiben – bedienen (müssen).

			Eine derartige echte Kontrolle ist meines Erachtens nur machbar durch eine externe unabhängige Instanz mit der Möglichkeit zu verbindlichen Vorgaben. Da Behörden immer behaupten werden, alles im Griff zu haben, und die Ministerinnen und Minister sich auf die Budget-Situation berufen und die Verantwortung nach unten durchreichen würden, kann ein »Checks and Balances«-System nicht durch Selbstkontrolle ersetzt werden. Eine externe unabhängige Stelle könnte Wege aufzeigen, wie die Effizienz der Verwaltung gesteigert werden kann, und sie würde zugleich für Transparenz in der Öffentlichkeit sorgen – das Gegengift gegen Machtmissbrauch in Konzernen wie Behörden. Diese Stelle sollte zudem Weisungsbefugnisse gegenüber den geprüften Stellen haben, die beanstandeten Mängel abzustellen, um echte Verbesserungen bewirken zu können.

			Ich bin davon überzeugt, dass ein System der »Checks and Balances« nicht nur die Verwaltung effizienter werden ließe und weniger anfällig für Klüngel und Machtmissbrauch, sondern auch die Arbeit für den Staat attraktiver machen würde. Metaperspektivisch würde sie, auch davon bin ich überzeugt, das Vertrauen in unsere Institutionen stärken. Vertrauen in Institutionen und Entscheidungsträger, das ist aber die Währung, die kostbar ist in krisenhaften Zeiten – und die dem Erstarken von radikalen Kräften entgegenwirkt.

		

	
		
			10. Kapitel 
»Sie sind ja nur Frauen!«

			Patriarchen in Bürostühlen

			Traditionell ist Wirtschaftskriminalität eine Männerwelt: In den Banken, den Kanzleien – Männer. Ebenso in der Staatsanwaltschaft. Zwar arbeiten bei Behörden mittlerweile meist mehr Frauen als Männer, aber mit zunehmender Hierarchiestufe erhöht sich der Männeranteil signifikant. Auch meine Vorgesetzten waren größtenteils Männer und die Strukturen patriarchal bis in die letzte Ecke: Mir wurde gönnerhaft auf die Schulter geklopft, und zwei bestandene Staatsexamen konnten einen nicht davor bewahren, »Mädchen« oder »Mäuschen« genannt zu werden. Ältere Kollegen haben junge hübsche Kolleginnen mit auf Tagungen genommen oder sie zum Kaffeekochen und -servieren bei Besprechungen verdonnert, ein Vorgesetzter verbrachte sehr viel Zeit im Büro einer jungen, gutaussehenden Kollegin, und ein anderer mokierte sich hinter meinem Rücken über meinen Kleidungsstil – ich habe nicht so gern Kostüme getragen. Dass abgetragene Jacketts oder Micky-Maus-Krawatten älterer Kollegen Gegenstand von Diskussionen gewesen wären, habe ich hingegen nie erlebt. Rheinischer Karneval, das hieß neben Frikadellen und Kartoffelsalat oft auch betrunkenes Herzen und Bützen. Zweideutige Bemerkungen gab es jedoch nicht nur in der fünften, sondern zu jeder Jahreszeit – ich kann niemandem empfehlen, einen Mopskalender im Büro aufzuhängen.

			Die Männer haben sich beim Fußballspielen vernetzt – und des Öfteren auch verletzt. Wir Frauen waren leider viel weniger gut vernetzt. Viele meiner Kolleginnen sind irgendwann schwanger geworden, waren dann erst mal raus aus dem Beruf. Wenn sie zurückkamen, waren sie ständig in Eile und hatten kaum noch Zeit zum Plaudern oder für ein Getränk nach Dienstschluss. Ich kann mich kaum an einen Kollegen erinnern, der nachmittags aus dem Büro gerast ist, um Fynn oder Marla aus der Kita abzuholen.

			Für mich persönlich war die patriarchale Struktur lästig, aber nicht dramatisch. Anders als einige meiner Kolleginnen galt ich schon als junge Staatsanwältin als »nicht pflegeleicht«. »Sie hat Haare auf den Zähnen«, hieß es über mich. Das lag wahrscheinlich daran, dass ich bei Zweideutigkeiten nicht folgsam die Augen niedergeschlagen habe. Bei Vorgesetzten als »anstrengend« zu gelten, ist auch nicht toll, aber immer noch besser, als ständig als Dekoration mit auf Fortbildungen oder zu Besprechungen geschleppt zu werden oder darüber nachdenken zu müssen, wie man den Vorgesetzten höflich aus seinem Zimmer vertreiben kann.

			Patriarchen in Designersesseln

			In den Kanzleien und Banken war das Patriarchat mindestens genauso dominant. Zweideutige Bemerkungen gegenüber Staatsanwältinnen hat sich hier zwar keiner erlaubt, aber Frauen in führenden Positionen waren in der Szene absolut exotisch. Einer der Kronzeugen sagte in einem Interview, Frauen habe er in der Cum/Ex-Welt nur in der Rolle der Sekretärin erlebt. Außerdem wahrscheinlich auch in der Rolle der Ehefrau und der Geliebten, so könnte ich mir das vorstellen. Wenn ich als (relativ) junge blonde Frau mit Führungsrolle in dieser Branche aufgetaucht bin, haben sich manchmal Szenen abgespielt, die auf schräge Art amüsant waren: Bei einer meiner ersten Durchsuchungen in der Steuerabteilung begrüßten uns die Anwälte der Bank höflich und gaben uns der Reihe nach die Hand. Allen vier Steuerfahndern. Aber nicht mir. Keine Ahnung, ob sie dachten, dass ich die Praktikantin sei, und in welcher Welt man alle mit Handschlag begrüßt, aber nicht die Praktikantin. Erst als ich meinen Dienstausweis auf den Tisch legte, hatte ich ihre Aufmerksamkeit.

			Eine andere Szene spielte sich im LKA in Düsseldorf ab. Wir hatten uns dort zu einem Gesprächstermin mit einem Anwalt verabredet, der eine Bank vertrat. Der Anwalt war etwas früher angekommen als wir und hatte bereits im Besprechungsraum Platz genommen. Als ich zusammen mit zwei Kolleginnen in den Besprechungsraum kam, sagte er völlig perplex: »Sie sind ja nur Frauen!«

			Ich glaube nicht, dass er uns bewusst beleidigen oder abwerten wollte. Er war offensichtlich vollkommen überrascht. Wahrscheinlich hatte er bis zu diesem Tag Frauen nur in untergeordneten Positionen erlebt. Dass Ermittlungen im Steuerrecht von Frauen geleitet wurden, kannte er wohl einfach nicht. Ich habe »Guten Tag« gesagt und das nicht weiter kommentiert.

			Bei einer anderen Gelegenheit habe ich nicht nur einen, sondern gleich rund 100 Anwälte verwirrt. An diesem Tag führten wir Durchsuchungsmaßnahmen durch, die mehrere Standorte umfassten, sodass wir uns aufteilen mussten. Eine meiner jungen Kolleginnen, eine Wirtschaftsreferentin, hatte ihre Feuerprobe und nahm zum ersten Mal an einer Durchsuchung teil. Gemeinsam mit einigen Steuerfahndern war sie bei einer anderen Bank eingeteilt als ich. Damals hatten wir noch nicht die Unterstützung aus dem Innen- und Finanzministerium, sodass wir die Durchsuchung mit wenig Personal bewältigen mussten. Am späten Nachmittag rief ich bei ihr an, um zu fragen, wie es laufe. »Es geht hier gar nicht voran, wir sitzen immer noch mit den Anwälten zusammen und haben noch keine Unterlagen«, war ihre Antwort. Hm, habe ich gedacht. Da schaue ich doch mal nach. Also bin ich zu ihrem Einsatzort gefahren, um mir ein Bild zu machen.

			Was ich sah, als ich am Ort des Geschehens eintraf, war die kleine Gruppe von fünf oder sechs Steuerfahndern und meine Kollegin, die in einem Besprechungsraum saßen, der ungefähr die Ausmaße einer kleinen Turnhalle hatte. Sie saßen in der Ecke an einem von mehreren Besprechungstischen, die u-förmig vor einer Art Podium angeordnet waren. Sowohl das Podium als auch alle anderen Plätze an den Tischen waren mit Anwälten besetzt. Und als wäre das nicht genug, stand hinter jedem Anwalt noch ein zweiter. Ich schätze, dass da mindestens 100 Anwälte im Raum waren – damals hatten wir die Drei-Anwälte-pro-Bank-Regel noch nicht eruiert. Vorn am Podium saßen die »Verhandlungsführer« der Anwälte und waren vertieft in einen Vortrag über steuerrechtliche Fragen. Wie ich später erfahren habe, war das nicht der erste Vortrag dieses Tages. Die Taktik der Anwälte war offensichtlich, den Beginn der aktiven Durchsuchungshandlungen durch ständige Diskussionen über rechtliche Fragestellungen immer weiter hinauszuzögern in der Hoffnung, dass die Fahnder irgendwann unverrichteter Dinge wieder abziehen würden.

			Anwälte haben keine rechtliche Handhabe, vor Ort eine Durchsuchung zu stoppen, sie können nur im Nachhinein bei Gericht Beschwerde einlegen. Um die Durchsuchung trotzdem zu torpedieren, versuchten sie es also mit einer Verzögerungstaktik. Und so haben 100 Anwälte ganz höflich und sehr gesittet ein Einsatzteam eingelullt und einen ganzen Tag von der Arbeit abgehalten. Hinhaltetaktiken habe ich in diesen Situationen oft erlebt, hier setzen Anwälte eine unglaubliche Kreativität frei: »Das entzieht sich meiner Kenntnis«, »Das weiß nur Herr XY, und der ist schon seit Jahren nicht mehr bei uns beschäftigt«, »Diese Unterlagen haben wir hier nicht, die sind an einem anderen Standort«, »Nein, solche Unterlagen kennen wir gar nicht«/»… haben wir nicht bei uns im Haus« … Wenn man das Betreffende dann später doch dort findet, heißt es: »Ach so! Das haben Sie gemeint. Das hatte ich nicht verstanden.« Oder: »Ach so, das meinen Sie! Sie haben nach XY gefragt, diese Unterlage heißt bei uns aber YX.« Ausweichen, ablenken, sich dumm stellen – diese Strategien kosten Zeit, und Zeit haben Behörden nicht. Wenn an einem Tag nichts passiert, dann ist der Tag verloren. Nicht immer kann man einfach am nächsten Tag wiederkommen. Denn dann sind vielleicht Teile der Einsatzgruppe schon anders verplant oder Ähnliches. Dass die Strategien oft verfangen, liegt meiner Meinung nach ein weiteres Mal an der Arroganz, mit der Anwälte im Steuerrecht oft ihren Status zelebrieren. Denn obwohl gerade Steuerfahnder*innen den Anwälten häufig fachlich überlegen sind, lassen sie sich mitunter dennoch von Insignien wie einem Titel, einem teuren Anzug und einem intellektuell klingenden Vortrag einschüchtern.

			Als ich in der Bank auftauchte, ging es gerade darum, welche Rolle Futures (Termingeschäfte) bei Cum/Ex-Geschäften spielten. Ich habe mir das einen Moment angehört und dann gedacht: völliger Blödsinn! Wir müssen hier nicht über Futures diskutieren, schließlich sind wir nicht an der Uni, sondern an einem Tatort. Wir müssen auch nicht warten, bis wir in einen Raum gelassen werden. Wir haben einen richterlichen Durchsuchungsbeschluss. Also habe ich den gelehrten, wohlgesetzten, mit vornehmer Zurückhaltung vorgetragenen Monolog über Futures unterbrochen und eine Ansage gemacht: »So, jetzt mal los. Wir wollen da und da hin. Wer kann das organisieren? Wer kann den Kollegen dahin bringen? Wer die Kollegin dorthin?«

			Dem Vortragenden hat es die Sprache verschlagen, mitten im Satz. Von den übrigen Anwälten war nur ein Raunen zu hören. Gefolgt von ratlosem Getuschel. 100 Anwälte waren völlig irritiert von diesem Wechsel in Tempo und Modus. Ich weiß noch, dass ich dachte: Die weigern sich jetzt. Das Problem war, dass es in der Bank sehr viele Sicherheitsschranken gab und wir nicht genug Leute (und Brechstangen) hatten. Sie hätten uns problemlos weitere Steine in den Weg legen können: Dann ist die Person, die die Sicherungsschranken öffnen kann, eben schon im Feierabend etc. Das haben sie aber nicht gemacht. Sie waren so überrumpelt und überrascht davon, dass sich niemand mehr für ihre intellektuellen Vorträge, Uhren und Anzüge interessiert, dass sie die Kolleg*innen wie gefordert ganz brav an die betreffenden Orte und zu den betreffenden Mitarbeiter*innen brachten.

			Ich war noch in diesem Zack-zack-Modus – Zuständige finden, Zuständige losschicken, – als ein älterer Anwalt zu mir kam, seine Visitenkarte vor mir auf den Tisch legte und mich erwartungsvoll ansah. »Prof. Dr. Irgendwas« stand auf der Karte. Später wurde mir klar, dass er das Hinhalte-Spiel weiterspielen wollte und offensichtlich erwartete, dass ich mich nun mit ihm beschäftigte. Er dachte wohl, wenn er sich vorstelle, würde ich meinen Fokus auf ihn richten und aufhören, die Durchsuchung zu organisieren. Ich habe aber nur »Guten Tag« gesagt, ihn ansonsten ignoriert und weitergemacht. Grenzenlose Irritation war die Folge. Als wäre es gegen ein Naturgesetz, dass er ignoriert wird, wenn er seine Karte auf einen Tisch legt …

			Später habe ich mich gefragt, warum ich da so durchrauschen und die ganze Situation drehen konnte. Ich glaube, diese Anwälte hatten einfach kein Handlungsmuster als Reaktion auf eine kleine, blonde Frau, die nachmittags zu einer Durchsuchung dazustößt, ihre Vorträge unterbricht, das Tempo wechselt und einen Durchsuchungsbeschluss umsetzt. Und dann auch noch im Steuerrecht. Das passte in keine Schublade. Ich wirke schon rein äußerlich nicht besonders respekteinflößend. Ich bin auch keine, die in so einer Situation laut wird. Das hat oft dazu geführt, dass man mich unterschätzt hat. Umso größer war dann oft die Überraschung darüber, dass ich meine Rolle ausübte. Ich glaube, wenn ich ein großer Mann mit lauter Stimme gewesen wäre, wenn ich da reingepoltert wäre, um Autorität zu demonstrieren, dann hätten sie sich vielleicht schneller sortiert und Strategien der Gegenwehr entwickelt.

			Wir haben relativ schnell Zwischenergebnisse gehabt an diesem Tag, dann noch eine Vereinbarung für die Übergabe der gesuchten Daten getroffen und hierfür eine Frist bis 12 Uhr am nächsten Tag festgelegt. Die Systeme sind überwiegend technisch so abgesichert, dass man auf IT oder eben die Kooperation der Bank angewiesen ist. Am nächsten Tag hörte ich dann wieder nichts. 12 Uhr kam und verging. Ich hörte immer noch nichts. Da rief mich aufgeregt meine Kollegin an und sagte: »Die unterschreiben hier gerade eine Vereinbarung, dass wir fertig sind mit der Durchsuchung. Wir haben aber noch keinen einzigen Datensatz!« Die Anwälte hatten tatsächlich schon wieder versucht zu manipulieren! Meine Kollegin erzählte mir, dass sie von Anwälten geradezu umzingelt sei und von oben herab auf sie eingeredet werde. Und zwar offenbar so penetrant, dass der Fahndungsleiter schon bereit war, zu unterschreiben und die Durchsuchung für beendet zu erklären. Ich habe ihn mir sofort geben lassen und ihn angewiesen, seine Unterschrift zu streichen und nichts zu unterschreiben, bevor wir die Daten hätten. Dann bin ich noch mal zur Bank gefahren. Kaum tauchte ich auf, waren alle wieder sehr höflich, und plötzlich hatte niemand mehr ein Problem damit, uns die Daten zu übergeben.

			Alte Schule

			Ich habe es mehr als einmal erlebt, dass es vor allem ältere Anwälte völlig aus dem Konzept bringt, wenn das Handeln einer Frau nicht in ihre Vorstellungen und Rollenbilder passt. Einem älteren Anwalt, charmanter Herr, sehr gut im Small Talk, keiner von der arroganten Sorte, aber mit allen Wassern gewaschen, hat es zum Beispiel einmal gründlich die Sprache verschlagen. Wir ermittelten damals nicht nur wegen Cum/Ex, sondern auch wegen verschiedener Cum/Cum-Varianten, und er wollte im Namen der von ihm vertretenen Bank mit uns sprechen, um sich kooperativ zu zeigen. Prima, habe ich gedacht. Das kann ja nie schaden. Wir haben uns beim LKA getroffen, und er zeigte uns eine PowerPoint-Präsentation. Ich erinnere mich noch gut, wie er uns durch die mehrseitige Präsentation führte und mich dann erwartungsvoll anschaute. Leider beschränkte sich sein Vortrag im Wesentlichen auf die Kernaussage: »Dieses Modell ist kein Cum/Ex.« Das war für uns wenig überraschend, denn das stand ja so schon im Durchsuchungsbeschluss, den wir beantragt hatten: Wir durchsuchen wegen Cum/Cum, war im Beschluss zu lesen, nicht wegen Cum/Ex. Trotzdem war der Informationsgehalt der Folien im Wesentlichen dieser: »Es wurde kein Cum/Ex-Betrug verübt.« Ansonsten wurde nur das zusammengefasst, was wir ohnehin schon wussten. Das ist ungefähr so, als würde man wegen Onlinebetrug ermitteln und der Anwalt einem mit stolzgeschwellter Brust eine Präsentation zeigen des Inhalts: »Dieser Mann hat kein Bargeld gestohlen.«

			Ich nehme an, der Anwalt wollte mit diesem Treffen eine Gesprächsatmosphäre schaffen, in der man sich gesittet miteinander unterhält, er sich als seriöser Fachmann inszenieren kann, der nach reiflicher Prüfung zu dem Ergebnis kommt: An euren Vorwürfen ist nichts dran. Einlullen, ablenken – die üblichen Manöver. Da ich den Anwalt schon jahrelang kannte und ihm mehrfach mitgeteilt hatte, dass wir uns nur treffen würden, wenn es tatsächlich etwas zu erzählen gebe, war ich verärgert. Wir hatten wirklich genug andere Dinge zu tun und keine Zeit für so eine Show. Wahrscheinlich fühlte ich mich in dem Moment auch nicht ganz ernst genommen. Jedenfalls habe ich meine Verärgerung deutlich zum Ausdruck gebracht. Dabei fiel auch der Satz, dass diese Präsentation ja wohl der Praktikant gemacht haben müsse, da offensichtlich noch nicht einmal der Durchsuchungsbeschluss richtig gelesen worden sei. Ich zeterte also vor mich hin – der Anwalt sah mich entgeistert an. Und dann – nichts. Ich hatte mit einer entsprechenden Antwort gerechnet, aber die kam nicht. Ich habe weitergeschimpft – wieder keine Reaktion. Später habe ich erfahren, dass er sich gegenüber seinen Kollegen noch wochenlang über mich aufgeregt habe, vor allem über das Praktikanten-Statement. Offenbar hatte er sich sehr viel Mühe gegeben mit der Präsentation …

			Ich glaube, wenn ich ein Mann gewesen wäre, hätte er seinem Ärger gleich vor Ort Luft gemacht. Aber diese Attacke von mir, die konnte er einfach nicht in sein Frauenbild einsortieren. Eine scharfe Reaktion hätte wohl nicht zu seiner Vorstellung gepasst, wie man sich als distinguierter Herr gegenüber einer Frau verhält. Im Nachhinein habe ich mich schon darüber gewundert, welch starke Wirkung Rollenbilder auf unser Verhalten haben können – und dass es manchmal sogar vorteilhaft sein kann, in Schubladen gesteckt zu werden.

			Chauvinistische Abwertungen oder Übergriffe nicht persönlich zu nehmen, das ist mir zum Glück immer leichtgefallen. Die Strategien, die hinter arrogantem und aggressiv-männlichem Verhalten stehen, verfangen bei mir selten. Sich nicht berühren zu lassen von Beleidigungen und Abwertungen, ist im Alltag einer Staatsanwältin ein echter Vorteil. Denn wenn man sich aufregt, steht man unter Stress, ist voller Adrenalin und nicht mehr in der Lage, gelassen und sachlich Entscheidungen zu fällen – man ist genau da, wo das Gegenüber einen haben will. Und dann ist es auch gar nicht so leicht, von der Palme wieder herunterzukommen. Ich weiß selbst nicht genau, warum, aber mit diesem Problem hatte ich selten zu kämpfen. Vielleicht liegt es daran, dass ich meistens den Menschen, seine Situation und Absicht hinter der chauvinistischen Abwertung, der Arroganz oder der beleidigenden Attacke sehe. Und oft kommt es mir so vor, als ob dieser Mensch hinter seiner coolen Fassade eher hilflos ist. Ein Angeklagter, der gegen mich wütet, mich beschimpft und beleidigt und dabei manchmal auch die Grenzen des guten Geschmacks überschreitet, macht mich selten sprachlos oder sorgt bei mir für Empörung. Seine Wut ist sein Problem, nicht meines. Ich sehe zum Beispiel dahinter einen alten Patriarchen, der nie gelernt hat, damit umzugehen, dass jemand nicht das tut, was er will. Der aus der Bahn geworfen wird durch die strafrechtlichen Ermittlungen gegen ihn und die Folgen für seinen gesellschaftlichen Status, sein Leben, seinen Alltag. Und der es vielleicht immer gewohnt war, die Gründe im »Außen«, bei anderen zu suchen. Diese eingefahrenen Verhaltensmuster kann man im fortgeschrittenen Alter wahrscheinlich kaum noch ändern.

			Lernstoff

			Auch wenn ich grundsätzlich gegen Chauvinismus unempfindlich bin, so habe ich dennoch vor allem am Anfang meiner Dienstzeit Situationen erlebt, in denen ich von Chauvinismus oder Arroganz überfordert war. Wir kennen das alle: Der passende Spruch fällt einem erst Stunden später ein. Das liegt daran, dass Stress uns in einen Fight-or-Flight-Modus versetzt, in dem die Gehirnregionen beeinträchtigt sind, die für Gedächtnisleistungen verantwortlich sind. Das ist jedoch kein Schicksal: Wenn man eine Situation erlebt, die einen erst mal sprachlos werden lässt, lohnt es sich, sich nachträglich einen passenden Spruch zurechtzulegen. Die Gelegenheit, ihn einzusetzen, kommt erfahrungsgemäß bestimmt noch einmal …

			Passend hierzu ein paar Killersätze, die sich in meiner Dienstzeit angesammelt haben:

			Jemand regt sich am Telefon fürchterlich über etwas auf, was ich im Moment nicht ändern kann, und wird beleidigend? Da hilft beispielsweise: »Ich schlage vor, Sie beruhigen sich erst einmal und melden sich dann wieder bei mir.«

			Jemand beleidigt mich wiederholt wortreich im Gerichtssaal: »Die zunehmende Anzahl der Adjektive macht Ihre Aussage auch nicht substantiierter.«

			Wenn es zu übel wird und man sich zum Beispiel in einer Durchsuchungssituation direkt gegenübersteht, dann habe ich es manchmal so gemacht, wie Kinder es in der Schule lernen, und die Tirade mit einem schlichten »Stopp!« unterbrochen. Das ist wirkungsvoller, als man denkt.

			Nicht immer geht es in Konfliktsituationen nur darum, sich selbst Respekt zu verschaffen. Wut, Ärger und Empörung können auch systematisch als Manipulationsstrategie eingesetzt werden. Und zwar gerade in Strafprozessen, in denen das Gericht grundsätzlich nur das berücksichtigen darf, was in der Hauptverhandlung mündlich vorgetragen wird. Strafprozesse gleichen daher häufig einer Show, in der es auch um die Inszenierungen geht. Da wird mit Pathos, vielen Worten und Emotionen manchmal ziemlicher Blödsinn vorgetragen. Da Kommunikation aber nicht nur über Worte funktioniert, sondern auch Körpersprache, Stimmlage und Gefühle eine Rolle spielen, tritt teilweise der Inhalt hinter die Verpackung zurück, das Wie dominiert das Was.

			Da ich selbst von Natur aus eher zurückhaltend und keine »Rampensau« bin, waren Show-Elemente nicht mein Ding. Und ich hatte ursprünglich, als Berufsanfängerin, angenommen, dass Richter eine solche Show ebenso durchschauen wie ich und bemerken, dass manchmal wenig Substanz dahintersteckt. Deswegen griff ich anfänglich selten ein, auch, weil es nicht zu meinem natürlichen Verhaltensrepertoire gehört, um das Wort zu kämpfen. Ich musste aber lernen, dass man sich nicht immer darauf verlassen kann, dass diese Show durchschaut wird, und zur Schau getragene Emotionen wie Empörung, Wut und Ärger oft ihre Wirkung erzielen. Nach und nach habe ich gelernt, wie wichtig es sein kann, einer überzeugend vorgetragenen Empörungs-Show etwas entgegenzusetzen, eine Grenze zu ziehen. Denn sonst bleibt manchmal nur die Show in Erinnerung, nicht die sachlich und nüchtern vorgetragene Stellungnahme.

			Später ist mir dieser Effekt von einem erfahrenen Richter im Rahmen einer Fortbildungsveranstaltung bestätigt worden: Die Richter sitzen in der Mitte des Sitzungssaals. Wenn immer nur eine Seite redet, noch dazu laut, emotional und lange, dann kann das zwar nerven, führt aber trotzdem zu einer Verschiebung der Aufmerksamkeit in diese Richtung und bleibt in Erinnerung. Wenn in derartigen Situationen kein Widerspruch von der anderen Seite kommt, kein Gegengewicht gesetzt wird, dann prägt die laute Seite die Verhandlung. Ob das Argument sinnvoll ist oder nicht, kann in der Wahrnehmung und erst recht in der Erinnerung verschwimmen.

			Ich glaube, dieses Prinzip gilt nicht nur im Gerichtssaal, sondern auch im öffentlichen Diskurs. Lautes Gepolter, große Emotionen und durch Narrative erzeugte Bilder ziehen die Aufmerksamkeit auf sich und bestimmen die Themen in der politischen Auseinandersetzung, in den Medien und im privaten Umfeld. Sogar dann, wenn die dahinterliegenden Inhalte mickrig oder gar falsch sind. Im Gerichtssaal habe ich gelernt, wie wichtig es ist, dagegenzuhalten: die Fakten richtigzustellen und ein bestimmtes Framing aufzulösen. Auch wenn ein bloßes Schulterzucken bequemer gewesen wäre. Ich glaube, diese Erfahrung kann uns auch im öffentlichen Diskurs von Nutzen sein.

			Auffällige Brillen und Seidenschals – Staatsanwältinnen in den Medien

			Ich weiß nicht, wie oft ich in Artikeln gelesen habe, dass ich klein sei. Oder dass ich blond sei oder eine Pagenkopf-Frisur trage. Auch, dass ich angeblich auffällige Brillen trage, habe ich oft gelesen. Das sind harmlose Zuschreibungen, aber ich weiß nicht, was sie mit der Sache zu tun haben – und sie tragen nicht unbedingt dazu bei, eine Staatsanwältin bei der Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität selbstverständlicher wirken zu lassen.

			Gerade in Bezug auf weibliche Vertreter der Staatsanwaltschaft finden sich außerdem häufig Kommentare, die mit einem Framing als »verbissen«, »extrem ehrgeizig«, »forsch« und »frech« einhergehen, wie im Fall einer Kollegin, die ein langwieriges Verfahren gegen die Deutsche Bank geleitet hat. Auch ihre »Nana-Mouskouri-Brille« wurde erwähnt. Am absurdesten fand ich, dass ihr unterstellt wurde, ihre Hartnäckigkeit in der Sache sei das Ergebnis eines Kindheitstraumas[146].

			Im Fall von Margrit L., einer Kollegin, die sich als Ermittlerin gegen prominente Steuerbetrüger einen Namen gemacht hatte, wurde in verschiedenen Zeitungen angedeutet, sie habe den Termin einer spektakulären Verhaftung an die Medien durchgestochen, um sich einen großen Auftritt zu verschaffen. Der Grund für diese Annahme? Sie sei bei der Verhaftung »gut geschminkt gewesen«, ihr Schal sei neu gewesen und man habe Gerüchte gehört, dass sie vorher beim Friseur gewesen sei. »Als ob sie geahnt hätte, ins Fernsehen zu kommen«, habe man in ihrer Behörde gemutmaßt.[147] Solche Darstellungen können Schaden anrichten, wenn sie von gezielten Kampagnen begleitet werden, mit denen Beschuldigte die Ermittler*innen systematisch diskreditieren und die öffentliche Meinung beeinflussen wollen. Im Fall von Margrit L. kamen plötzlich anonyme Stimmen aus ihrem Arbeitsumfeld zu Wort, die sich Journalist*innen gegenüber kritisch über sie äußerten. Auch wurde ihr der haltlose Vorwurf gemacht, sie habe ihr nahestehende Institutionen bei Bußgeldern bevorzugt. Von ihrer Behörde gab es keine Rückendeckung, was das Handelsblatt als »ungewöhnlich brutal« und rufschädigend bezeichnete.[148]

			Nach einem Einbruch in die Wohnung ihrer Tochter, bei dem zwar nichts gestohlen, aber Zeitungsartikel über Margrit L. hinterlassen wurden, gab sie ihren Posten ab und wechselte ins Amtsgericht.

			»Wenn es darum geht, Frauen zum Schweigen zu bringen, hat westliche Kultur Jahrtausende praktische Erfahrung«, schreibt die britische Althistorikern Mary Beard und zeigt die lange Tradition solcher Schikanen auf. Schon bei den alten Griechen sei »[ö]ffentliche Rede ein, wenn nicht das entscheidende Attribut von Maskulinität« gewesen.[149] Frauen wurde dieses Recht der öffentlichen Rede kaum zugestanden. Ich fürchte, an dieser Situation bzw. der dahinterstehenden Mentalität hat sich bis heute noch nicht so viel geändert, was unter anderem Kampagnen gegen Frauen begünstigt, die öffentliche Rollen einnehmen und sich zu Wort melden.

		

	
		
			11. Kapitel 
Strategiewechsel – warum wir starke Stimmen aus der Zivilgesellschaft brauchen

			Von der Behörde in die NGO

			»Wie ein Arzt, der in die Forschung geht, um eine Therapie zu entwickeln …« So habe ich es begründet, als ich meinen Posten als Staatsanwältin aufgab, um Geschäftsführerin der NGO »Bürgerbewegung Finanzwende« zu werden. In 22 Jahren als Staatsanwältin hatte ich die Erkenntnis gewonnen, dass die Behörden für den Kampf gegen Wirtschaftskriminalität nicht gut gerüstet sind und sich die nötigen Reformen von innen heraus nicht effektiv anstoßen lassen. Denn es ist nicht die Rolle von Staatsanwält*innen, das System zu verändern. Ihre Rolle ist es, Einzelfälle zu bearbeiten. Eine wichtige Aufgabe, die aber nicht in unser aller Sinne ausgeführt werden kann, wenn die Strukturen nicht stimmen.

			Ich bin immer mit Leib und Seele Ermittlerin gewesen, dabei ging es mir vor allem um Gerechtigkeit. Schon als Kind haben mich Ungerechtigkeiten aller Art stark bewegt, bei der Arbeit in der Gnadenstelle und der Ermittlung gegen Steuerbetrug war es nicht anders. Dieser Antrieb hat mich nie verlassen und war sicherlich mitursächlich für die Entscheidung, den Staatsdienst zu verlassen. Aber was jetzt, habe ich mich gefragt und mir die Internetseiten von NGOs angeschaut. Ziemlich schnell bin ich auf der Homepage der Bürgerinitiative Finanzwende gelandet. Ich hatte die Arbeit der NGO schon wahrgenommen und wusste, dass sie ein paar Jahre nach der Pleite von Lehman Brothers und dem Beginn der Finanzkrise gegründet worden war, als konstatiert werden musste, dass aus den großen Versprechungen der Politik zur Regulierung der Finanzmärkte nicht allzu viel geworden war. Nie wieder sollte es nötig sein, dass unverantwortlich handelnde Banken mit Steuergeld gerettet werden müssen. Nie wieder »too big to fail«, hatte es geheißen. Mehr Stabilität, mehr Vorschriften, hatte es geheißen. Aber fast nichts davon ist umgesetzt worden. Die Veränderungen sind minimal. Wir haben immer noch kein Trennbankensystem, das die Einlagen der Kund*innen schützen würde, falls sich das Investmentbanking verzockt. Wir haben immer noch keine ausreichenden Eigenkapitalpuffer von Banken, damit sie bei einem Crash ihre Verluste selbst tragen können und sie nicht schon wieder der Allgemeinheit aufbürden. Geschätzt 70 Milliarden Euro hat die Finanzkrise die deutschen Steuerzahler*innen gekostet[150]. Die notwendigen Reformen umzusetzen ist allerdings bisher gescheitert.

			Woran das liegt, hatte Finanzwende-Gründer Gerhard Schick in seiner Zeit als Bundestagsabgeordneter oft erlebt: In anderen Fachbereichen können Politiker*innen bei ihren Entscheidungen auf das Wissen von Fachleuten aus der Zivilgesellschaft zurückgreifen. Beim Thema Finanzen ist das damals nicht der Fall gewesen: Zumeist war es einzig und allein die gut ausgestattete Finanzlobby, die Politiker*innen bei ihren Entscheidungen »unterstützte«, sprich: ihre eigenen Interessen vertrat. Es fehlte an einem Gegengewicht. Deswegen konnten viele Reformen verschleppt oder aufgehalten werden. Zu diesem Fazit kamen im Jahr 2018 viele Finanzfachleute. Gemeinsam beschlossen sie, diese Lücke zu schließen und die Bürgerbewegung Finanzwende zu gründen. Nach dem Motto: Gemeinsam sind wir stark genug, um der Finanzlobby entgegenzutreten.

			Mir hat das sehr eingeleuchtet: Ich habe selbst erlebt, wie ressourcenstark die Finanzlobby ist, wie effizient sie ihre Interessen durchsetzt (siehe Kapitel 4). Ich kann mir gut vorstellen, wie die Finanzlobby auf Politiker*innen zugeht, wenn zum Beispiel neue Regeln diskutiert werden, um Cum/Ex- oder Cum/Cum-Betrug zu verhindern.

			Als mich die Frage, wohin ich mich nach der Staatsanwaltschaft Köln beruflich orientieren könnte, auf die Homepage der Bürgerinitiative Finanzwende getrieben hatte, sind mir zunächst die vielen Reports aufgefallen, die auf der Seite versammelt sind. Auf der Homepage finden sich Analysen zu Themen wie Finanzlobbyismus, Finanzialisierung, Verbraucherschutz, Greenwashing, Banken und Schattenbanken, Big-Techs, die alle gut recherchiert und gut begründet sind. Faktenbasierter, analytischer Aktivismus, das ist interessant, dachte ich. Die große Überraschung war, dass eine Stelle ausgeschrieben war: Wir suchen eine Leiter*in für den Bereich Finanzkriminalität, stand da. Als hätte jemand für mich eine Stelle konzipiert. Natürlich kamen auch gleich Zweifel: Jetzt bin ich mein ganzes Leben lang Beamtin gewesen, habe ich gedacht – kann ich das also überhaupt: in einer NGO arbeiten?

			Trotzdem nahm ich Kontakt zu Gerhard Schick auf. Ich kannte ihn aus den Medien, aber nicht persönlich. Ich hatte schon den Eindruck, dass er sich freut, dass ich mich für die Stelle interessiere. Dennoch haben wir ein ganz normales Bewerbungsverfahren durchgeführt, inklusive eines Bewerbungsgesprächs. Das ist dann zur Zufriedenheit aller ausgefallen … Einen Knackpunkt gab es aber noch für mich: Wenn man in NRW aus dem Beamtenverhältnis ausscheidet, verliert man die Pensionsansprüche und wird in der gesetzlichen Rentenversicherung nachversichert. Ganz praktisch bedeutet das, dass etwa die Hälfte meiner Altersbezüge wegfiel. Ich musste ein bisschen rechnen, aber letztendlich habe ich mir gedacht: Ich werde ja noch 15 Jahre arbeiten. Und ich lebe ja jetzt. Also muss ich schauen, dass ich beruflich etwas finde, das ich jetzt sinnvoll und erfüllend erlebe.

			Und so bin ich bei der Bürgerbewegung Finanzwende in Berlin-Schöneberg gelandet. Schon allein mit Blick auf die Örtlichkeit ist es ein ziemlicher Unterschied zu meinem kleinen Büro in der Staatsanwaltschaft Köln mit der Auslegeware auf den Böden und den Möbeln aus der JVA. Das Finanzwende-Büro ist auch ein bisschen zusammengewürfelt, die NGO ist in den letzten Jahren immer größer geworden, deswegen mussten einige Büros hinzugemietet werden. Aber das Hauptbüro ist in einer Altbau-Wohnung mit Parkett, hohen Decken und Stuck. Der schönste Arbeitsplatz befindet sich im ehemaligen Wohnzimmer. Er hat eine Flügeltür und einen alten Kamin. In den Genuss dieses Arbeitsplatzes komme ich aber nur gelegentlich, wir wechseln uns in einem rotierenden System ab.

			Schöneberg ist grundsätzlich ein eher bürgerliches Quartier in Berlin, mit vielen Altbauten und Spielplätzen. Unser Büro liegt mitten in einem queeren Viertel. Direkt neben uns ist ein Unterwäscheladen für Herren, gegenüber eine Kita. Ich habe immer Spaß daran, die ratlosen Väter zu beobachten, die von ihren Kindern vor das Schaufenster des Unterwäscheladens gezogen werden und Fragen zu Hundeleinen beantworten müssen …

			Viele Aspekte der NGO und der Arbeit waren mir von Anfang an sympathisch. Zum Beispiel ist Finanzwende überparteilich. Wir haben aus nahezu allen Parteien Unterstützer. Das zeigt, dass Sachfragen auch jenseits von Parteipolitik gestellt und beantwortet werden können, was mir ein Anliegen war und ist.

			Interessanterweise sind einige Aspekte der Arbeit meiner Tätigkeit bei der Staatsanwaltschaft gar nicht so unähnlich: Hier wie dort müssen die Arbeit und die Abläufe organisiert werden. Wir treffen uns, diskutieren Inhalte und überlegen, wie wir eine Aufgabe am besten umsetzen können, wer was einbringen und übernehmen kann etc. Das ist etwas, das man vielleicht als »Managementaufgabe« bezeichnen könnte. Solche Aufgaben gibt es in einer Ermittlung und bei einer Kampagne ebenfalls. Auch die Arbeit mit Menschen ist gar nicht so unterschiedlich: Alle haben ihre Vorlieben und ihre Stärken, idealerweise setzt man sie entsprechend ein. Lustigerweise hat das Team sogar eine ähnliche Größe wie meine ehemalige Hauptabteilung: etwas über 30 Stellen.

			Der größte Unterschied liegt meiner Ansicht nach in der Unternehmenskultur: In der NGO wird viel Wert auf eine Kultur des Miteinanders gelegt. Alle gehen miteinander nett und wertschätzend um, werden informiert und mitgenommen. Das habe ich in der von der Hierarchie geprägten Kultur der Behörde ganz anders erlebt: Da werden Anweisungen von oben nach unten durchgereicht, und es ist auch nicht selten passiert, dass jemand einen Rüffel bekam.

			Sehr reizvoll für mich ist, dass ich den Bereich Finanzkriminalität bei Finanzwende neu gestalten konnte. Das hat mich an die erste Zeit in der Cum/Ex-Ermittlung erinnert, als es ebenfalls darum ging, herauszufinden, mit welchen Methoden wir unser Ziel erreichen können. Kreative Problemlösung, das hat mir immer Spaß gemacht. Sich etwas auszudenken und zu überlegen: Wie kann ich das erreichen mit den Mitteln, die ich habe? Bei einer Ermittlung bedeutet das Entscheidungen wie: Wo und wie kann ich durchsuchen? Kann ich eine Telekommunikationsüberwachung schalten? Auch in der NGO müssen wir uns fragen: Was ist der Stand der Dinge? Was ist unser Ziel? Und mit welchen Mitteln können wir es erreichen?

			Und dennoch, obwohl ich die Arbeit für Finanzwende von Beginn an als sinnstiftend erlebt habe, obwohl ich Fähigkeiten mitbringe, die ich nutzen kann, und ein wertschätzendes, top professionelles und engagiertes Team um mich herum habe, gibt es einen Bereich dieser Tätigkeit, der mir nicht so ganz selbstverständlich von der Hand ging und der mich auch heute noch fordert: die Öffentlichkeitsarbeit. Ich bin schon immer eher introvertiert gewesen, habe immer lieber beobachtet, als im Mittelpunkt zu stehen. Manche meiner ehemaligen Kolleg*innen bei der Staatsanwaltschaft und erst recht Strafverteidiger*innen lieben es, frei zu reden, und blühen förmlich auf, wenn sie eine Bühne haben. Ich war keine davon. Als geschäftsführende Vorständin einer NGO ist Öffentlichkeitsarbeit nun aber ein wichtiger Teil meiner Arbeit. Natürlich muss ich Interviews geben, Vorträge halten und manchmal auch TV-Auftritte absolvieren, um unsere Themen zu kommunizieren.

			Auch wenn das wahrscheinlich nie zu meiner Lieblingsbeschäftigung werden wird, habe ich Strategien gefunden, die mir geholfen haben und die ich hier gern teilen möchte: Das Erste hat wie so oft mit Akzeptanz zu tun. Ich habe akzeptieren gelernt, dass ich diese Persönlichkeitsanteile besitze und dass sie – wie alle anderen Anteile auch – Vor- und Nachteile haben. Bei diesem Prozess hat mir ein Buch ganz besonders geholfen, das ich vor Jahren gelesen hatte: Still. Die Kraft der Introvertierten von Susan Cain. Die Autorin ist Juristin und studierte an der Harvard Law School und der Princeton University. Danach arbeitete sie als Anwältin für Körperschaftsrecht in einem Wall-Street-Unternehmen, wo sie u. a. Goldman Sachs sowie GE Capital vertrat und die Verhandlungen bei Milliarden-Dollar-Geschäften führte. Heute arbeitet sie als Trainerin für Verhandlungstechniken. Von ihr habe ich erfahren, dass ich in guter Gesellschaft bin: Darwin, Einstein, Gandhi, Chopin, van Gogh und Bill Gates – sie alle waren oder sind introvertiert.

			Und ich habe verstanden, dass Introversion keine Mangelerscheinung ist, sondern stillere Menschen schlicht andere Qualitäten besitzen als Extrovertierte: Sorgfalt, Ernsthaftigkeit und Sensibilität zum Beispiel. Außerdem arbeiten sie sich typischerweise sehr gründlich in Themen ein, leisten Hintergrundarbeit, wägen Argumente ab. Cain beschreibt außerdem, dass es auch introvertierten Menschen oft gelinge, ihre Scheu zu überwinden, wenn ihnen die Sache, um die es gehe, wirklich wichtig sei. In diesem Punkt habe ich mich zu 100 Prozent wiedergefunden. Wenn mir die Sache wichtig ist, dann halte ich ein Plädoyer oder auch einen Vortrag bei der re:publica.

			All das zu erfahren, war wirklich hilfreich. Heute kann ich einfach sagen: OK, ich bin ein introvertierter Typ und nehme trotzdem eine öffentliche Rolle ein. Einige Aspekte dieser Rolle fallen mir schwer, andere fallen mir leicht. Für eine Gesellschaft ist es meiner Meinung nach kein Fehler, wenn neben extrovertierten Menschen auch introvertierte in der Öffentlichkeit auftauchen. Vielleicht sogar im Politikbetrieb.

			Dennoch war vor allem anfangs die Öffentlichkeitsarbeit für mich trotz alledem eine Herausforderung, und das nicht nur wegen meiner Introvertiertheit. Ich erinnere mich noch sehr gut an den Moment, in dem eine Kollegin von Finanzwende zu mir kam und sagte, wir müssten jetzt ein Reel für die Öffentlichkeitsarbeit auf Social Media machen. Ein Reel? »Was ist das denn?«, habe ich gefragt. Bei der Arbeit als Staatsanwältin spielen die sozialen Medien keine Rolle, und privat hatte ich mich auch noch nie damit beschäftigt. Deswegen hatte ich den Begriff noch nie gehört. Die Kollegin war ein bisschen überrascht und hat mir erst mal auf ihrem Handy Instagram gezeigt und mir einen Crashkurs gegeben. Und dann haben wir gleich drei Reels aufgenommen. Ich habe mich als neue Geschäftsführerin von Finanzwende vorgestellt und erklärt, welche Punkte mir besonders wichtig sind. Ich weiß noch, wie überrascht ich war, als ich gesehen haben, wie viel Resonanz ein Reel haben kann. Ab da war mir klar, dass Social-Media-Kommunikation als Teil der Öffentlichkeitsarbeit wichtig ist, ein tolles Mittel, um Menschen direkt und schnell zu erreichen.

			Das superprofessionelle Team bei Finanzwende hat mir dabei geholfen, mit den neuen Herausforderungen umzugehen. Meine Kolleg*innen haben mich beraten, gespiegelt, mit mir Techniken geübt. Als Juristin war ich es gewohnt, den Sachverhalt ausführlich zu erklären, alle Argumente zu nennen und abzuwägen und erst dann eine Schlussfolgerung zu formulieren. So viel Zeit hat man in einem Reel nicht, aber auch nicht in einem zweiminütigen Radiointerview. Das ist nämlich pünktlich vorbei, auch wenn man noch mit dem ersten Drittel der Argumentation beschäftigt sein sollte … Auf diese Situationen musste ich mich vorbereiten und kurze, einfache Erklärungen finden, die dennoch inhaltlich korrekt sind.

			Auch mein ehemaliger Status als Beamtin macht die Öffentlichkeitsarbeit nicht unbedingt einfacher: Denn ich bin immer noch an die dienstliche Schweigepflicht gebunden. Dienstliche Angelegenheiten darf ich bis an mein Lebensende nicht preisgeben, es sei denn, die Tatsachen sind bereits öffentlich bekannt. Andererseits gelten jetzt, wo ich keine staatlichen Bezüge mehr beziehe, für mich einige Dienstpflichten wie das sogenannte Mäßigungs- und Zurückhaltungsgebot nicht mehr, das die Meinungsfreiheit von Beamten einschränkt. Ich darf nun Meinungen, Einschätzungen und politische Forderungen formulieren – zum Beispiel in diesem Buch.

			Was wir brauchen, um Wirtschaftskriminalität zu bekämpfen

			Die kriminologische Forschung weiß es längst: Potentielle Straftäter richten ihr Handeln vor allem an der Entdeckungswahrscheinlichkeit einer Straftat aus. Das Risiko der Entdeckung einer Tat ist sogar oftmals entscheidender als die Höhe der Strafe. Gerade im Bereich der Wirtschaftskriminalitätsbekämpfung sind Behörden in Deutschland aber schwach aufgestellt, sodass Täter davon ausgehen können, dass viele Straftaten unentdeckt bleiben. Anhand vieler Beispiele und Analysen in diesem Buch habe ich gezeigt, dass Straftaten wegen mangelnder Ressourcen z. B. bei Steuerbehörden oft gar nicht entdeckt werden. Und wenn sie entdeckt werden, dass sie dann häufig nicht stringent verfolgt werden können. Und dass vor diesem Hintergrund oftmals eine hohe Bereitschaft besteht, strafrechtliche Ermittlungen durch Einstellung gegen eine (kleine) Geldauflage vorzeitig abzubrechen. Diese Begründung wird in der Praxis selbst bei Steuerhinterziehungstaten herangezogen, die sehr hohe Schäden verursacht haben. In diesem Zusammenhang sprechen Kolleg*innen und Vorgesetzte dann manchmal von »Notwehr«: Sie sehen sich angesichts der vorhandenen Strukturen und vor allem wegen des Personalmangels nicht in der Lage, die Verfahren so zu bearbeiten, wie es eigentlich erforderlich wäre. Nach dem Motto: Lieber den Spatz in der Hand als die Taube auf dem Dach. Das ist aus Sicht der betroffenen Kolleg*innen durchaus menschlich nachvollziehbar, führt aber insgesamt gesehen dazu, dass in Sachen Wirtschaftskriminalität und Steuerhinterziehung weniger entschlossen vorgegangen wird als in anderen Kriminalitätsbereichen, z. B. im Bereich Sozialhilfebetrug. Dadurch kann der Eindruck entstehen, dass der Staat mit zweierlei Maß messe, und das wiederum gefährdet das Vertrauen in den Rechtsstaat und seine Institutionen.

			Dieser Umstand war mir als ehemaliger Staatsanwältin vollkommen klar. Wie ich erfahren habe, als ich bei der Finanzwende anfing, steht das aber sehr vielen anderen deutlich weniger klar vor Augen. Eigentlich kein Wunder: Wenige Beamt*innen verlassen das System. Und innerhalb des Systems ist Kritik nicht erwünscht. Wenn von außen Fragen kommen, dann wird meiner Beobachtung nach schnell behauptet: Alles läuft super, Probleme existieren hier nicht!

			Es gibt keine Gratifikation für Effizienz – also auch keinen Anreiz für Selbstkritik.

			Wenn aber so selten über dysfunktionale Verwaltung gesprochen wird, kann es nicht verwundern, dass Politiker*innen diesen Punkt bei Problemlösungen meist nicht vor Augen haben. Wenn Missstände behoben oder Probleme gelöst werden sollen, werden meistens Gesetze geändert. Gesetze können aber nur Wirkung entfalten, wenn die Verwaltung in der Lage ist, sie anzuwenden und durchzusetzen. Die schönsten Gesetze zur Verbrechensbekämpfung nützen nichts, wenn die Polizei, die Steuerfahndung oder die Justiz unter Personalmangel leiden, technisch schlecht ausgestattet sind und sich untereinander nicht austauschen können. Das Wesen von Kriminalität besteht gerade darin, sich über Gesetze hinwegzusetzen. Gesetze allein können daher Kriminalität nicht verhindern. Dazu brauchen wir eine gut aufgestellte Verwaltung, die dafür sorgt, dass das Entdeckungsrisiko hoch ist.

			Eine dysfunktionale Verwaltung macht es den Tätern dagegen leicht. Genauso war es bei Cum/Ex. Die Branche hat sich über bestehende Gesetze hinweggesetzt, sich jahrzehntelang aus unseren Steuerkassen bedient und es auch noch geschafft, Legenden und Narrative zu etablieren, die den Ermittelnden, Journalist*innen und Politiker*innen die Sinne vernebeln. Mehr Gesetze helfen nicht, wenn es niemanden gibt, der kompetent kontrolliert, dass sie eingehalten werden.

			Diesen Punkt habe ich gleich zu Beginn meiner Arbeit für die Finanzwende ins Zentrum meiner Aktivitäten gerückt. Ich habe ihn in Vorträgen beschrieben, in Gesprächen mit Politiker*innen und mit meinen Kolleg*innen: Wenn wir Wirtschaftskriminalität effizient bekämpfen wollen, müssen wir an die Strukturen der Strafverfolgungsbehörden heran, um das Entdeckungsrisiko zu erhöhen. Und so könnte das aussehen:

			Vier Forderungen

			1.	Mehr Personal, weniger Fluktuation	
Bis man sich in hyperkomplexe Ermittlungen wie zum Beispiel Cum/Ex eingearbeitet hat, dauert es mindestens zwei Jahre. Nach zwei Jahren unter fachkundiger Anleitung ist man erst in der Lage, etwa E-Mail-Kommunikationen auswerten zu können. Auch die Einarbeitung in üblichere kriminelle Maschen wie Umsatzsteuer-Karusselle oder Schwarzarbeitersysteme benötigt Zeit. Zeit, die man braucht, um den »Ausreden« oder Nebelkerzen der findigen Strafverteidiger etwas entgegenzusetzen. Spezialisierten Strafverteidigern, die im Gegensatz zu den Behördenmitarbeitern meist jahrelange Fachexpertise und auch Berufserfahrung haben. Anschließend ist man eingearbeitet, also handlungsfähig. Das bedeutet allerdings nicht, dass man erfahren wäre. Um als erfahren zu gelten, muss man weitere Jahre mit der Materie verbracht haben. Das trifft auf jede Person in einer Ermittlungsgruppe zu: auf die Polizei, die Steuerfahndung und die Staatsanwaltschaft gleichermaßen. Der Grund ist nicht nur die Komplexität der Betrugsmaschen. Bei Staatsanwält*innen und Kriminalbeamt*innen kommt erschwerend hinzu, dass Steuer- und Wirtschaftsrecht in ihrer Ausbildung kaum vorkommen. Nur Steuerfahnder*innen sind in diesen Themen ausgebildet. Alle anderen müssen diese Fähigkeiten und Kenntnisse »on the job« lernen. Das braucht Zeit.

			Bei Behörden ist es aber üblich, regelmäßig zu anderen Aufgabenbereichen zu wechseln, oft schon nach zwei Jahren. Gerade für dienstjunge Beamt*innen gelten strikte Fortbildungs-Rhythmen. Wie oft sind junge Kollegen vom LKA monatelang aus den Cum/Ex-Ermittlungen herausgerissen worden! Auch vor Beförderungen müssen Beamt*innen ihren Arbeitsplatz wechseln. Ich selbst wurde – wie alle Staatsanwält*innen vor einer Beförderung – neun Monate lang zur Generalstaatsanwaltschaft abgeordnet. Nicht anders erging es Kollegen bei der Polizei und Steuerfahndung, die zwar in Cum/Ex eingearbeitet waren, aber an anderen Stellen eingesetzt werden mussten, wenn sie befördert werden wollten. 

			Die Idee dahinter ist, dass jede*r in jedem Bereich jederzeit einsetzbar sein muss. »Verwendungsbreite« heißt das im Behördenjargon. Verwendungsbreite ist zentral für dienstliche Beurteilungen und damit für innerdienstliche Aufstiegschancen. Personalentwicklungskonzepte von Behörden sind verbindlich für alle, Ausnahmen sind fast nie möglich. Dieses Konzept hat natürlich auch Vorteile, man lernt so viele Bereiche einer Behörde kennen. Sinnvoll ist das meiner Meinung nach allerdings nur für die Bereiche, in denen keine langwierige Einarbeitung erforderlich ist. Als Staatsanwält*in wird man in der Ausbildung grundsätzlich auf die Bearbeitung von Wohnungseinbruchdiebstahl, Drogenhandel und Mord vorbereitet und findet sich in der Praxis problemlos in diesen Gebieten zurecht. Für den Bereich Wirtschaftskriminalität und Steuerhinterziehung gilt das nicht. Hier muss Fachexpertise, wie erwähnt, mühsam aufgebaut werden. Für die Cum/Ex-Ermittlungen musste man sich beispielsweise erst in die Materie des Börsenhandels und auch die speziellen »Codes« der Börsenhändler einlesen. Es war teilweise enorm frustrierend für Kolleg*innen, Hunderte von Seiten einer Kronzeugen-Aussage durchzulesen und davon anfänglich fast gar nichts zu verstehen. Eine in Wirtschaftskriminalität erfahrene Kollegin bei der Polizei sagte einmal zu mir: »Ich war bisher immer erfolgreich im Job, habe immer alles sofort verstanden. Und jetzt lese ich das hier, und es ist für mich wie Chinesisch.« Wenn Wirtschaftskriminalität genauso konsequent verfolgt werden soll wie andere Straftaten, dann darf das Personal in diesem Bereich also nicht so stark rotieren. Im Gegenteil, es sollte Anreize geben, sich in diese spezielle Materie einzuarbeiten. Diese besondere fachliche Expertise sollte bei dienstlichen Beurteilungen ebenso bewertet werden wie »Verwendungsbreite«.

			2.	Kräfte bündeln	
Aktuell sind mehrere Staatsanwaltschaften mit Ermittlungen gegen Cum/Ex-Betrug und ähnliche Betrugsmaschen beschäftigt. Sie alle arbeiten sich in die komplizierte Materie ein, lernen die Sprache der Betrüger kennen, die Codes zu entschlüsseln und lösen die immer gleichen Probleme. Gerade weil die Einarbeitung und das Sammeln von Erfahrungen so aufwendig sind – und gleichzeitig so entscheidend für den Ermittlungserfolg, – halte ich das für wenig zielführend. Zumal wir es bei schwerer Wirtschaftskriminalität häufig mit Tätergruppen zu tun haben, die grenzüberschreitend agieren. Gerade Cum/Ex ist international organisierte Kriminalität. Die Cum/Ex-Transaktionen wurden überwiegend vom Finanzplatz London aus organisiert, in Deutschland ist nur eines passiert: Die deutschen Finanzämter haben die Steuern ausgezahlt, sodass der Steuerschaden hier in Deutschland entstanden ist. Ansonsten gab es kaum lokale Verankerung der Taten. Aus meiner Sicht wäre es sinnvoll, die Bearbeitung derart komplexer international organisierter Steuerhinterziehungsfälle an einer zentralen Stelle auf Bundesebene zu bündeln. International organisierte Geldwäsche ist beim Bundeskriminalamt angesiedelt. Warum sollte dort also nicht auch international organisierte Steuerhinterziehung bearbeitet werden? Steuerhinterziehung und Geldwäsche hängen in der Praxis ohnehin oft zusammen, die Ermittlungsschritte sind die gleichen. 

			Eine derartige Stelle auf Bundesebene sollte idealerweise aus Kräften von Polizei und Steuerfahndung oder Zoll bestehen. Da die Ausbildungskonzepte von Polizei und Steuerfahndung bzw. Zoll sehr unterschiedlich sind, würden sich die speziellen Kompetenzen sinnvoll ergänzen. Die Aufklärung schwerer international organisierter Steuerhinterziehung und Geldwäsche ist extrem herausfordernd, kann aber durch eine schlagkräftige Gruppe von Experten bewältigt werden. Das wäre wesentlich effektiver als die »gießkannenartige« Bearbeitung durch verschiedenste Stellen in ganz Deutschland, die wir aktuell haben. Wenn diese zentrale Stelle dann noch über moderne technische Ausstattung verfügen würde, dann wäre mit viel weniger Personal viel möglich. 

			3.	Keine Macht der Lobby – Transparenz und kritischer Umgang mit Narrativen	
Den Behörden gegenüber steht die Finanzbranche bzw. Finanzlobby, so nennen wir Banken, Fonds, Versicherungen und ihre Interessenverbände. Seit es in Deutschland das Lobbyregister gibt, zeigt die Auswertung der Einträge, welch immensen Einfluss gerade die Finanzlobby ausübt. Auch 2025 stammen 10 der 100 finanzstärksten Einträge im Lobbyregister von Banken, Versicherern und der Fondsindustrie[151]. Fast 40 Millionen Euro geben diese im Jahr für Lobbyarbeit aus, 442 Lobbyist*innen sind für sie im Einsatz, d. h. fast 10 für jedes Mitglied des Finanzausschusses im Bundestag (siehe Kapitel 4). 

			Diese Lobbyist*innen wissen ganz genau, welche Geschichten sie erzählen müssen, damit sie ihre Interessen durchsetzen können. Als ich mit den Ermittlungen anfing, bin ich auf unzählige »Fachaufsätze« gestoßen, die Cum/Ex als völlig harmlos und branchenüblich darstellten. Vielfach wurde darin behauptet, die Gewinne würden nicht aus der Steuerkasse stammen, sondern aus den berühmten »Marktineffizienzen«. Diese Geschichten erzählt die Lobby nicht nur Politiker*innen, um Entscheidungen zu beeinflussen, ihre Narrative dringen medienwirksam auch in die Öffentlichkeit. Inzwischen gibt es eine ganze Szene von PR-Agenturen, die sich auf Litigation-PR, also strategische Rechtskommunikation, spezialisiert hat und gezielt Kampagnen platziert. Sie diskreditieren Verfahren oder Ermittler*innen und verbreiten die unwahren Rechtsauffassungen ihrer Klienten. Auf diese Weise wurde das Märchen in die Welt gesetzt, Cum/Ex basiere auf einer »Gesetzeslücke«. Auch von »Steuerschlupfloch« oder von »Trick« war immer wieder die Rede. Erstens wurde damit der massive Steuerschaden und die dahinterstehende erhebliche kriminelle Energie verharmlost. Zweitens erweckte dies den – falschen – Eindruck, der Staat sei gleichsam selbst schuld am Griff in die Steuerkasse und müsse eben einfach bessere Gesetze machen. Mittlerweile haben Gerichte festgestellt, dass es eine solche Gesetzeslücke nie gegeben hat. Cum/Ex war nie legal! Trotzdem hat sich das Bild von einer »Gesetzeslücke« derart hartnäckig in den Diskurs eingepflanzt, dass es auch heute noch ab und zu in Zeitungsartikeln auftaucht. 

			Zum Glück haben mein Team und ich uns dadurch wenig beeindrucken lassen. Bei der Staatsanwaltschaft Hamburg hat diese massive PR der Cum/Ex-Branche aber offensichtlich ihre Wirkung nicht verfehlt: Sie leitete keinerlei strafrechtliche Ermittlungen hinsichtlich der in Hamburg ansässigen Banken ein. Wenn die Fachaufsätze mit Transparenzhinweisen versehen gewesen wären, hätte die Sache vielleicht anders ausgesehen.

			Gerade dann, wenn es staatlichen Stellen an Personal und Einarbeitungszeit fehlt, verfangen derartige Methoden der Lobby: Wenn man wenig Personal und wenig Zeit hat, legt man sich nur ungern mit vermeintlich übermächtigen Gegnern an. Was diejenigen erwartet, die es dennoch tun, hat das Beispiel der Cum/Ex-Aufklärung ebenfalls gezeigt: Sowohl Angehörige der Finanzverwaltung als auch strafrechtliche Ermittler*innen wurden innerdienstlich mit Mitteln der Dienstaufsichtsbeschwerden, Strafanzeigen und Klagen bis zum Europäischen Gerichtshof angegangen und in der Öffentlichkeit häufig mit gezielten Medienkampagnen überzogen.

			Dies alles macht deutlich, dass wir alle – juristische Fachverlage, Medienhäuser, Öffentlichkeit – eine Verantwortung tragen, Lobbyaktivitäten und Narrative kritisch zu hinterfragen.

			4.	Schwere Steuerhinterziehung ist ein Verbrechen	
Auch auf gesetzlicher Ebene kann nachgesteuert werden, um mehr Gerechtigkeit herzustellen. Beispielsweise könnte dafür gesorgt werden, dass Steuerhinterziehung nicht milder behandelt wird als Sozialbetrug.

			Steuerhinterziehung (§ 370 Abgabenordnung) und Betrug (§ 263 Strafgesetzbuch) sind sich strukturell sehr ähnlich: In beiden Fällen geht es um Täuschung der zuständigen staatlichen Stellen, in beiden Fällen entsteht – wenn das Täuschungsmanöver gelingt – ein Schaden für die öffentlichen Kassen. Steuerhinterziehung richtet allerdings den erheblich höheren Schaden an: Während die jährlichen Schäden durch Sozialbetrug auf 20,5 Milliarden Euro geschätzt werden[152], verlieren wir durch Steuerhinterziehung jedes Jahr geschätzt über 100 Milliarden Euro.[153] 

			Es wäre also nur pragmatisch, wenn sich der Staat vermehrt für die Verfolgung von Steuerhinterziehung einsetzen würde. Es ist aber genau andersherum: Sozialbetrug wird wesentlich öfter ermittelt, angeklagt und verurteilt. Der Grund ist einfach – gesetzlich werden Steuerhinterziehung und Sozialbetrug unterschiedlich behandelt:

			Besonders gravierende Fälle des Betrugs – dazu gehört auch Sozialbetrug – werden als »Verbrechen« (i. S. v. § 12 Strafgesetzbuch) geahndet, was in § 263 Absatz 5 Strafgesetzbuch geregelt ist. Diese Einstufung hat unter anderem zur Folge, dass derartige Fälle nicht auf Grundlage einer Ermessensentscheidung eingestellt werden können (nach §§ 153 oder 153 a Strafprozessordnung). Allen Ermittlungsansätzen muss nachgegangen und die Ermittlungen müssen zu Ende gebracht werden. Erst nach abgeschlossener Ermittlung darf die Entscheidung getroffen werden, ob die Beweislage für eine Anklage ausreichend ist oder nicht.

			Steuerhinterziehung hat nach § 370 Abgabenordnung keinen solchen Verbrechenstatbestand. Das bedeutet, es ist möglich, auch besonders gravierende Fälle von Steuerhinterziehung auf Grundlage einer Ermessensentscheidung nach §§ 153, 153 a Strafprozessordnung einzustellen. Und zwar schon zu Beginn der Ermittlungen. Zwar ist diese Einstellungsmöglichkeit an mehrere gesetzliche Voraussetzungen gebunden, aber bei der Anwendung von Vorschriften bestehen immer Spielräume. Staatsanwält*innen und Richter*innen können sich hier großzügig oder streng zeigen. Ob sie sich für Strenge oder Großzügigkeit entscheiden, kann meiner Erfahrung nach davon abhängen, ob die Beamt*innen sich zutrauen, die Ermittlungen erfolgreich zu führen. Wenn dann auch noch das Angebot der Verteidiger vorliegt, die Ermittlungen gegen einen scheinbar »angemessenen« Geldbetrag einzustellen, kann die Bereitschaft zur Einstellung der Ermittlungen unangemessen hoch ausfallen. Das ist auf einer menschlichen Ebene nachvollziehbar, führt aber – vor allem im Vergleich zur Vorgehensweise gegen Sozialbetrug – zu einer Schieflage. 

			In der Praxis wird diese Schieflage oft noch durch die vielbeschworene schwache Struktur der Ermittlungsbehörden verstärkt: Fälle von Sozialbetrug sind für Behörden auch mit knappen Ressourcen relativ leicht zu bewältigen, nicht zuletzt, weil im Regelfall mit wenig Gegenwehr zu rechnen ist – Geld für teure Anwälte haben die Angeklagten meist nicht. Ganz anders sieht es dagegen bei der Verfolgung von Steuerhinterziehung aus. Die finanzstarken Täter engagieren Teams erfahrener Wirtschaftsanwälte, die in der Lage sind, heftige Gegenwehr zu leisten. Das ist natürlich ihr Job, aber im Zusammenspiel mit strukturschwachen Ermittlungsbehörden und den Lobbyaktivitäten entsteht schnell eine ungute Dynamik. Ich selbst darf aufgrund meiner Pflicht zur dienstlichen Verschwiegenheit keine konkreten Beispiele nennen, kann aber auf Ronen Steinkes Buch Vor dem Gesetz sind nicht alle gleich verweisen, in dem er unter der Überschrift »Wie man einen ›günstigen‹ Deal bekommt« diese Situation sehr anschaulich beschreibt.

			Gegensteuern könnte man, indem man gravierende Fälle von Steuerhinterziehung genauso wie gravierende Fälle des Betrugs als »Verbrechen« i. S. v. § 12 Strafgesetzbuch einstuft. Damit wäre eine schnelle Einstellung nach §§ 153, 153 a Strafprozessordnung ausgeschlossen. Eine solche Regelung würde den Staat nichts kosten und zu mehr Gerechtigkeit und wahrscheinlich auch zu mehr Geld in den öffentlichen Kassen führen.

			Strategiewechsel

			Wie lassen sich diese Forderungen umsetzen? Wie können wir erreichen, dass die Strafverfolgung im Bereich Wirtschaftskriminalität besser wird, obwohl die Lobbyaktivitäten so stark sind? Hier braucht es ein Gegengewicht, eine Stimme, die die Interessen der Zivilgesellschaft vertritt und ihnen Gehör verschafft. Das ist die Bürgerinitiative Finanzwende: ein Gegengewicht zur Finanzlobby, also zu Banken, Fonds, Versicherungen und ihren Interessenverbänden. Ein Gegengewicht zu all jenen, die große Ressourcen haben, um politische Entscheidungen im Bereich Finanzen in ihrem Sinne zu beeinflussen. Eine Gegenstimme, die die Öffentlichkeit und Politiker*innen informiert, Narrative der Branche auflöst und Argumente an die Hand gibt, die dem öffentlichen Interesse dienen.

			Dass Politiker*innen nicht blind und taub sind, sondern Sachargumente ernst nehmen, zeigte zum Beispiel gleich meine erste Kampagne: Ich hatte gerade bei der Finanzwende angefangen, als ich erfuhr, dass die Bundesregierung ein Gesetz plane, das unter anderem die Aufbewahrungsfristen für wichtige Geschäftsunterlagen wie Buchungsbelege und Rechnungen verkürze, das »Bürokratieentlastungsgesetz IV«. »Bürokratieabbau« war das Schlagwort. Das Thema ist ja aktuell in aller Munde. Begriffe wie »Bürokratiemonster«, »Effizienzverlust«, »Verwaltungsaufkommen« stehen »Wettbewerbsfähigkeit«, »Vereinfachung« und »Entlastung« gegenüber. Die Überregulation/Bürokratie wird für die aktuell schwächelnde Wirtschaft verantwortlich gemacht, und auch persönlich haben wir wahrscheinlich alle schon einmal lästige Erfahrungen mit Papierwust und umständlichen Verfahren gemacht. »Bürokratieabbau« ist voll und ganz positiv besetzt. Wahrscheinlich deswegen bekommen Parteien, die sich Bürokratieabbau auf die Fahnen und ins Wahlprogramm schreiben, Zustimmung. Das Problem ist: Bürokratieabbau ist ein sehr unspezifischer Begriff und eine Projektionsfläche für alles, was wir subjektiv als lästig empfinden. Sicher ist es sinnvoll, Regeln zu hinterfragen und Abläufe zu beschleunigen. Problematisch wird es aber meiner Ansicht nach dann, wenn Bürokratieabbau pauschal mit Abbau von Regeln gleichgesetzt wird. Manchmal klingt es in Diskussionen so, als wären Vorschriften grundsätzlich Hindernisse. Dabei haben die meisten Vorgaben und Regeln einmal ihren Sinn gehabt. Manche mögen heute überholt sein, weil sie nicht mehr zu den wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Verhältnissen passen oder sie sich tatsächlich in der Praxis nicht als nützlich erwiesen haben. Aber andere dienen dazu, Kriminalität zu bekämpfen und unser Gemeinwesen zu schützen.

			Welche Auswirkungen die Verkürzung der Aufbewahrungsfristen von Buchungsbelegen und Rechnungen für die Verfolgung von Wirtschaftskriminalität und Steuerhinterziehung haben würde – wenn diese Fristen also kürzer wären als die für Behörden geltenden Prüffristen, – das war mir als ehemalige Ermittlerin klar: Denn ohne diese zentralen Belege für Steuerhinterziehungstaten können Behörden ihre Arbeit nicht machen und keine Steuerrückforderungsbescheide erlassen bzw. Anklagen erheben.

			Dabei waren die strafrechtlichen Verjährungsfristen, also die Fristen, innerhalb derer noch Ermittlungen beginnen können, erst im Jahr 2020 bewusst auf 15 Jahre verlängert worden. Hintergrund waren die Erfahrungen aus dem Bereich der Cum/Ex-Ermittlungen: Diese Betrügereien sind nämlich derart professionell verschleiert worden, dass die Taten sehr schwer zu entdecken waren. Die Beteiligten spielten auf Zeit, Unterlagen wurden oft ins Ausland verlagert, sodass langwierige Rechtshilfeverfahren erforderlich waren – und all das braucht Zeit. Wenn nun die Aufbewahrungsfristen für diese zentralen Belege kürzer sind als die Fristen, die für Steuerbehörden und Strafermittler gelten, wird die Arbeit der staatlichen Organe nahezu unmöglich gemacht.

			Das Absurde ist, dass besagtes Gesetz – wir haben es »Schreddergesetz« genannt – Unternehmen nicht einmal einen großen finanziellen Vorteil verschaffen würde. Wenn man sich den Gesetzesentwurf nämlich genauer anschaut, dann findet man dort folgende Prognose: Unternehmen, die ihre Unterlagen noch in Papierformen aufbewahren, sparen im Jahr 350 Euro. Firmen, die ihre Unterlagen digital aufbewahren, und das ist die große Mehrheit, sparen ganze 12 Euro pro Jahr. Eine spürbare Entlastung von Unternehmen sieht anders aus.

			Und noch eines ist zu bedenken: Wenn die Aufbewahrungsfristen kürzer sind als die Fristen für Finanzämter und Strafermittler, dann kann nach Vernichtung der Unterlagen immer noch Ärger mit dem Finanzamt oder der Steuerfahndung drohen. Um dem vorzubeugen, werden ehrliche Unternehmen von der Möglichkeit zur vorzeitigen Vernichtung zentraler Geschäftsunterlagen gar keinen Gebrauch machen, um sich im Fall des Falles verteidigen zu können. Wer davon Gebrauch machen wird, sind all diejenigen, die etwas zu verbergen haben. Denen hilft das Gesetz, nicht den ehrlichen Unternehmen. Gleichzeitig riskieren wir, dass Behörden nicht mehr gegen Steuerbetrug vorgehen und illegal erlangte Steuermilliarden zurückfordern können, was die Allgemeinheit Milliarden kosten wird.

			An diesem Beispiel kann man gut erkennen, dass sich hinter dem harmlos klingenden Begriff »Aufbewahrungsfristen« zentrale Kontrollregeln verbergen. Diese haben den Zweck, gleiche Spielregeln für alle zu gewährleisten. Denn wenn der Staat nicht mehr prüfen und Kriminalität bekämpfen kann, dann sind die Ehrlichen die Dummen.

			Wir sind dagegen vorgegangen. Als NGO können wir mehr tun, als Schilder hochhalten, was man vielleicht als Erstes mit unserer Arbeit verbindet. Wir haben eine ganze Brandbreite von Möglichkeiten. Zunächst müssen wir uns klarmachen, was das Problem und was das Ziel ist. Anschließend, welche Methoden uns dahin führen: Wie können wir unsere Botschaft transportieren? Wen soll sie erreichen? Die Öffentlichkeit? Journalist*innen? Politiker*innen? Um die Folgen des »Schreddergesetzes« plastisch werden zu lassen, haben wir die Auswirkungen auf die Cum/Cum-Prüfungen in einer Kampagne durchdekliniert. Zuerst mussten wir dabei feststellen, dass die Aufklärung von Cum/Cum-Betrug noch ganz am Anfang steht. Auf 28,5 Milliarden Euro wird der Schaden geschätzt, nur 1 % dieser Summe illegal erlangter Steuergelder war nach Auskunft des Bundesfinanzministeriums bis zum Jahr 2023 zurückgefordert worden. Würden jetzt die Geschäftsunterlagen geschreddert oder Daten gelöscht, dann wären die Aussichten, dieses Geld jemals wiederzusehen, mehr als gering. Wir haben daher eine Petition gestartet, die binnen kürzester Zeit über 327 000 Menschen unterschrieben haben.

			Um auf diese Petition aufmerksam zu machen, nutzten wir ein ganzes Bündel von Kommunikationsmaßnahmen: Gespräche mit Fachleuten, Politiker*innen, Journalist*innen, und wir haben eine Aktion geplant. Dabei kam auf mich eine kleine Herausforderung zu: mein erster öffentlicher Auftritt als Aktivistin. Mit unserer Kampagnenabteilung haben wir ein Konzept für eine Aktion vor dem Bundestag erstellt, um Bilder zu erzeugen, die aufmerken lassen und unsere Botschaft auf einen Blick transportieren. Als wir vor Ort eintrafen, mussten wir allerdings feststellen, dass der Reichstag durch einen Bauzaun geradezu eingemauert war. Aber wir haben dennoch ein Eckchen gefunden – mit der Reichstagskuppel im Hintergrund. Dort haben wir einen Aktenschredder aufgebaut, unsere blauen Finanzwende-Windbreaker angezogen und unsere Schilder präsentiert. Einer aus dem Team schredderte, verkleidet als Gangster, Akten. Lustigerweise hat sich uns gleich ein Passant angeschlossen, der die Aktion gut fand. Er hat sich direkt auch ein Schild geben lassen. So sind Bilder für Social Media entstanden. »Nach einem neuen Gesetz können Cum/Cum-Täter Beweise gegen sie ganz legal in den Schredder schmeißen. Das müssen wir verhindern. Deswegen stehen wir hier«, lautete mein Text für das entsprechende Reel.

			Natürlich ist so eine Aktion nicht der Ort, an dem man das Problem komplex und tiefgreifend diskutieren kann, die Kommunikation mit einem Fachmedium oder einer Politiker*in ist eine andere. Auf einem Plakat ist kein Platz für Fußnoten. Aber das eine schließt das andere nicht aus, und spätestens nach den Reaktionen auf Social Media war klar, wie sinnvoll es ist, alle Kommunikationswege zu nutzen, wenn man ein Anliegen hat.

			Das Thema ist erst durch die Kampagne breit in der Öffentlichkeit diskutiert worden. Auch mit Politiker*innen haben wir gesprochen. In diesen Gesprächen ist mir aufgefallen, dass vielen die praktischen Auswirkungen des Gesetzes gar nicht bewusst waren. Das konnten wir ändern. Auf den letzten Metern wurde das »Schreddergesetz« noch entscheidend ergänzt: Es gibt einen Aufschub für Banken, Fonds und Versicherungen und damit für typische Cum/Cum- und Cum/Ex-Akteure. Für sie gilt das »Schreddergesetz« erst ab Anfang 2026. Wir haben ein paar wichtige Monate gewonnen, um möglichst viele bisher noch nicht entdeckte Cum/Cum-Fälle aufzugreifen, um die Verjährungsfristen zu unterbrechen und die Vernichtung von Unterlagen bzw. die Löschung von Daten zu verhindern. Aktuell wird diskutiert, ob es überhaupt sinnvoll ist, wenn Aufbewahrungsfristen kürzer sind als die für Behörden geltenden Fristen. Ich habe Hoffnung.

			Das alles zeigt sehr gut, dass es einen gewaltigen Unterschied macht, wenn Behauptungen wie »Bürokratieabbau sorgt für frischen Wind in Unternehmen« hinterfragt werden und die Öffentlichkeit über die praktischen Auswirkungen eines Gesetzes informiert ist. Nur wenn man weiß, was los ist, kann man sich dagegen wehren. Das gilt für Politiker*innen genauso wie für Journalist*innen und Bürger*innen.

			Ein anderes Thema, das aktuell unter dem Schlagwort »Bürokratieabbau« diskutiert wird, ist die Abschaffung der Bonpflicht. Klingt ebenfalls auf den ersten Blick gut: nach schlankeren Abläufen, nach Ressourcenschonung. Die Bonpflicht wurde erst vor kurzem eingeführt und oft öffentlich belächelt. Das Problem ist jedoch: ohne Bon keine Kontrolle. Und die ist vor allem in den Bereichen nötig, die für Geldwäsche empfänglich sind, also bargeldintensive Gewerbe wie Cafés, Friseure, Spielhallen und Gaststätten. Ohne Bonpflicht können dort ganz einfach Gelder gewaschen werden, indem sie als Umsätze deklariert werden. Wird die Bonpflicht abgeschafft, dann fehlt den Ermittler*innen das Mittel, um Geldwäsche an diesen Stellen einzudämmen. Und das, obwohl gerade Deutschland als Paradies für Geldwäsche gilt. Die Bonpflicht ist kein bürokratischer Selbstzweck, sondern ein Werkzeug gegen Steuerhinterziehung und Geldwäsche.

			Diese Art von Bürokratieabbau ist nicht im öffentlichen Interesse. Im öffentlichen Interesse läge es, Prozesse in Verwaltungen auf ihre Effizienz hin zu prüfen, und nicht, Kontrollmechanismen abzuschaffen, die für die Kriminalitätsbekämpfung wichtig sind.

			Richtig ist, dass es in vielen Bereichen zu lange dauert, bis Entscheidungen getroffen oder Anträge bearbeitet werden. Auch die Ermittlungen im Bereich von Wirtschaftskriminalität dauern oft einfach viel zu lang. Das liegt aber nicht immer an zu vielen Regeln. Personalnot, ineffiziente Verwaltungsstrukturen oder unklare Zuständigkeiten fallen hier deutlich mehr ins Gewicht. Oft fehlt es an Personal genau da, wo operativ gearbeitet wird, zum Beispiel in Polizeibehörden, Finanzämtern oder in der Kommunalverwaltung, während auf der anderen Seite die Zahl der Leitungs- und Stabsstellen wächst. In vielen Bundesländern gibt es neben den Basisbehörden und den Ministerien noch eine mittlere Verwaltungsebene, zum Beispiel die Bezirksregierungen, Oberfinanzdirektionen, Generalstaatsanwaltschaften. Diese haben selten Kontakt zu Bürger*innen und kein operatives Tagesgeschäft. Müssen wir uns eigentlich wirklich drei Verwaltungsebenen leisten, oder wäre es nicht vielleicht sinnvoller, mehr Personal im operativen Bereich einzusetzen, Aufgaben zu bündeln und schlagkräftige Einheiten zu schaffen?

			Pauschale Vorschläge zum Bürokratieabbau klingen gut, nutzen aber oft den Falschen. Sinnvoller wäre es, dort anzusetzen, wo wirklich Effizienzgewinne zu erwarten sind: bei überholten Strukturen, bei Mittelbehörden, bei unklaren Zuständigkeiten.

		

	
		
			12. Kapitel 
Ein Weg besteht aus vielen kleinen Schritten

			Als ich im Sommer 2013 an meinem Küchentisch saß und mir die Akten des Bundeszentralamts für Steuern anschaute, habe ich nicht geahnt, dass ich zwölf Jahre später ein Buch schreiben oder in 14 Ländern Banken durchsuchen, Hunderte von Stunden Kronzeugen verhören, mich in Banken verlaufen und bei der Staatsanwaltschaft kündigen würde. Das Einzige, was ich wusste, war: Das, was hier in den Akten steht, das kann nicht legal sein.

			Als wir anfingen zu ermitteln, wussten wir nicht, wie weit wir kommen würden. Wir wussten nicht, dass es uns als normale Staatsanwaltschaft ohne besondere Vorkenntnisse gelingen würde, mit einer Gruppe junger Leute diese Fälle vor die Gerichte zu bringen und Aufklärung zu betreiben. Wir wussten nicht, dass die Obergerichte sich einheitlich dazu bekennen würden, dass Cum/Ex rechtswidrig, illegal und strafrechtlich relevant ist.

			Wir haben das geschafft, und zwar, obwohl die Bedingungen nicht ideal waren. Es ist mir wichtig, das zu betonen, denn ich habe den Eindruck, dass oft darauf gewartet wird, dass die Bedingungen ganz besonders günstig sind. Das ist aber selten der Fall, meistens sind die Bedingungen suboptimal. Dann sollte man sich meiner Meinung nach nicht davon bremsen lassen, sondern sich trotzdem auf den Weg machen.

			An vielen Wegmarken wurde uns gesagt: Wie soll das gehen? Du hast kein Steuerrecht studiert, das ist viel zu kompliziert. Und siehe da: Das war es nicht. Dieses von der Finanzlobby verbreitete Schreckgespenst, Steuerrecht sei so kompliziert, dass man besser die Finger davon lasse, wirkt umso machtvoller, weil Behörden dazu neigen, klein zu denken. Vor allem bei großen Aufgaben, so habe ich es erlebt, neigen sie dazu, sich selbst zu beschränken. Ich glaube, das hat mit Angst und dem Wunsch nach Kontrolle zu tun. Denn wenn man die Aufgabe von Anfang an reduziert, dann wirkt sie überschaubarer. Nur hat man auf diese Weise manches schon aufgegeben, ohne es jemals versucht zu haben. Ich habe die Ermittlung erst einmal breit angelegt, um auszuprobieren, was funktioniert und was nicht. Wenn ich eines gelernt habe in meinen über 20 Jahren als Staatsanwältin: Meistens kommt es anders, als man denkt … Natürlich kommt man nicht umhin, die Ressourcen mitzudenken, aber das darf nicht dazu führen, Aufgaben erst gar nicht anzugehen. So sehe ich das jedenfalls.

			Mein Motto war immer: Lasst es uns versuchen. Kann ja sein, dass wir es nicht schaffen werden, alles aufzuklären, aber vielleicht wenigstens einen Teil. Kann ja sein, dass nicht alle Länder bei der weltweiten Durchsuchung mitmachen, aber vielleicht ein paar. Das wäre alles besser als nichts. Das ist mein Rezept für Aufgaben, die erst einmal (zu) groß wirken: nicht nur auf den Berg von Aufgaben starren, sonst wird man entweder hektisch oder mutlos. Besser einen Schritt machen und dann den nächsten, den übernächsten. Dann habe ich irgendwann 10, 20, 50 Schritte getan. Vielleicht sind noch 100 Schritte zu tun, aber dann ist trotzdem schon ein Teil des Wegs geschafft. Und es lohnt sich, ab und zu den Blick genau darauf zu wenden: Schau, was wir schon geschafft haben!

			Geholfen hat mir wahrscheinlich auch, dass ich selten ein Problem damit hatte, wenn irgendetwas nicht von Anfang an funktionierte. In Gesprächen mit Kolleg*innen und Freund*innen habe ich den Eindruck gewonnen, dass die Angst vorm Scheitern – und den hämischen Reaktionen des Umfelds – bei vielen ganz schön groß ist. Diese Furcht hat mich zum Glück nie im Griff gehabt. Selbstverständlich gelingt nicht alles, Pläne gehen nicht auf, Vorhaben entwickeln sich anders als gedacht. Auch mir ist das natürlich oft passiert. Ich habe aber immer die Erfahrung gemacht, dass davon die Welt nicht untergeht. Vielleicht muss man dann den Weg oder das Ziel anpassen, aber man sollte nicht stehen bleiben oder erst gar nicht losgehen.

			Geholfen hat mir wohl auch, dass ich nie übertriebene Vorstellungen davon hatte, was unsere Arbeit bewirken kann. Mir ist immer klar gewesen, dass die Finanzbranche ein harter, findiger Gegner ist, der viel Energie in die Erreichung seiner Ziele investiert. Ich habe nie erwartet, dass der Branche aufgrund unserer Arbeit die Lust daran vergeht, sich an unser aller Steuergeldern zu bereichern. Der Kampf gegen organisierte Wirtschaftskriminalität ist ein zähes Ringen, und so wird es wahrscheinlich immer bleiben. Meine Überzeugung lautet, dass immer alles in Bewegung ist, in alle Richtungen. Wir werden immer wieder Druck aufbauen müssen, um uns unseren Zielen zu nähern. Wir werden uns immer weiter um Gerechtigkeit bemühen müssen. Übrigens genauso wie für unsere Demokratie. Das war mir während meiner Arbeit als Staatsanwältin klar, und das sehe ich auch heute noch so. Auch bezüglich meiner Arbeit für die Finanzwende habe ich nicht die Vorstellung, dass unsere Arbeit sofort die Effekte hat, die wir uns wünschen. Finanzmärkte zu schaffen, die nicht dem Profit Einzelner dienen, sondern uns allen – das ist wahrscheinlich eine Aufgabe, die über meine Lebenszeit hinausgeht.

			Ein magisches Wort: zusammen!

			Ich war nicht allein. Allein hätte ich mir das alles niemals zugetraut. Ich hatte Kolleg*innen, einen großen Kreis von Menschen um mich herum, mit dem ich mich immer wieder abgestimmt habe. Auch darüber hinaus habe ich mich vernetzt. Mit Expert*innen für Steuerrecht, mit Expert*innen für Auslandsermittlung, mit anderen Staatsanwaltschaften. Ich konnte von ihrer Expertise profitieren, vor allem aber von dem Gefühl, nicht allein zu sein. Ich finde es ganz wichtig, sich das klarzumachen: Egal, ob es um den Kampf gegen Finanzkriminalität oder den gegen die Klimakrise oder für Demokratie geht, es gibt viele, viele Menschen, die man erreichen kann, wenn man seine Fühler nach ihnen ausstreckt. Man kann ein Netzwerk bilden, in dem man sich unterstützt und Ressourcen bündelt. Ich glaube, dieses Gefühl der Mut- und Hoffnungslosigkeit, das leider gerade um sich greift, hat damit zu tun, dass sich viele Menschen isoliert fühlen. Isoliert erleben wir schneller Gefühle der Machtlosigkeit, wenden uns frustriert ab und ziehen uns in den privaten Bereich zurück. Ich habe bei diesem Cum/Ex-Abenteuer genau das Gegenteil erlebt: Überall in Deutschland und auch sonst auf der Welt gibt es Menschen, die die gleichen Anliegen haben. Mit denen man sich zusammenschließen kann, um Dinge zu bewegen.

			Netzwerken, das ist auch bei der Arbeit für die Finanzwende bedeutsam. Unser Netzwerk ist weit gespannt und umfasst nicht nur Kolleg*innen, sondern auch Wissenschaftler*innen, Journalist*innen, Politiker*innen, die wir befragen, mit denen wir sprechen können und die uns helfen, Themen zu lancieren und Änderungen zu erreichen. Vor allem aber umfasst unser Netzwerk Bürger*innen wie Sie, die sich interessieren und informieren, die Petitionen unterschreiben, Debatten anstoßen, sich engagieren – oder als Fördermitglied meine jetzige Arbeit überhaupt erst möglich machen.

			Wir sollten alle häufiger über Geld sprechen, das ist meine Meinung. Denn das Thema geht uns alle an. Wenn, wie im Fall von Cum/Ex, unsere Steuergelder im großen Stil gestohlen werden, dann betrifft das jeden von uns ganz persönlich: weil das Schwimmbad nicht saniert werden kann, weil es an Investitionen in Infrastruktur und Bildung fehlt. Wir sollten uns informieren, eine Meinung zutrauen und diese auch vertreten. Denn auch als Zivilgesellschaft haben wir die Möglichkeit, Einfluss zu nehmen. Wir sind nicht machtlos. Zum Glück können wir unsere Stimme hörbar machen, indem wir wählen, aber auch an jedem anderen Tag in einer Legislaturperiode. Denn jeden Tag treffen Politiker*innen Entscheidungen, manche sind im öffentlichen Interesse, andere weniger. Manche werden absichtlich aus unschönen Gründen gefällt, andere in Unkenntnis der Sachlage. An jedem dieser Tage können wir unsere Stimme erheben und laut werden lassen. Indem wir in eine Partei eintreten, einen Wahlkreisabgeordneten ansprechen oder die Petition einer NGO unterschreiben.

			»Wenn viele Menschen mit einer Stimme sprechen«, so hat es der Menschenrechtsaktivist Israel Butler einmal formuliert, »dann sind sie besser zu hören.«

		

	
		
			Learnings (alphabetisch sortiert)

			Anzüge, Manschettenknöpfe und Designeruhren sind überbewertet.

			Ambitionen sind in der Verwaltung nicht immer willkommen.

			Bürokratieabbau ist nicht per se eine gute Sache.

			Bessere technische Infrastruktur für Behörden!

			Cum/Ex war nie legal.

			Das Patriarchat ist von Übel, aber manchmal kann man es austricksen.

			Der Staat kann, wenn er will.

			Die Bedingungen sind selten optimal, es lohnt sich dennoch, anzufangen

			Die Finanzlobby ist ein harter Gegner.

			Ein Stinkstiefel kann eine ganze Gruppe sprengen.

			Es lohnt sich, den Blick auf das zu richten, was man bereits erreicht hat.

			Es gibt auf dieser Welt viele Menschen, die man erreichen kann, wenn man seine Fühler nach ihnen ausstreckt.

			Es ist unser Geld!

			Finanzmärkte brauchen Kontrolle.

			Friseurbesuche haben in der Berichterstattung über Ermittlungen von Staatsanwältinnen nichts verloren. Brillen auch nicht.

			Finanzwende ist das Gegengewicht zur Finanzlobby.

			Große Vorhaben werden einfacher, wenn man coole ITler in schwarzen Anzügen in seinem Team hat.

			Große Emotionen sind nicht automatisch authentisch.

			Gesetze helfen nur, wenn die Verwaltung sie umsetzt.

			Hamburg ist eine schöne Stadt, in der seltsame Dinge geschehen.

			Herr Klingbeil, schaffen Sie eine zentrale Stelle zur Bekämpfung internationaler Steuerkriminalität!

			In Baden-Württemberg ermittelt seit zwölf Jahren ein einziger Staatsanwalt in einem Cum/Ex-Fall mit einem Volumen von 166 Millionen Euro.

			Juristische Meinungen bilden sich am schnellsten dort, wo gut bezahlt wird.

			Kontern kann man lernen.

			Kronzeugen sind in der Ermittlung von internationaler Finanzkriminalität Gold wert.

			Litigation-PR ist gefährlich.

			Lobbyist*innen sind gute Geschichtenerzähler*innen.

			Loyalität darf nicht das Denken ersetzen.

			Man kann zum zweiten Mal zum Ersten Bürgermeister in einer großen deutschen Stadt gewählt werden, obwohl man eine unrühmliche Rolle in einer Steuerhinterziehungsaffäre gespielt hat.

			Manchmal zahlen Finanzbeamt*innen ohne Prüfung 90 Millionen Euro aus.

			Meistens kommt es anders, als man denkt.

			Manipulanten glaubt man besser nicht.

			Narrative wirken stärker, als wir denken. Es ist wichtig, dagegenzuhalten.

			Ohne Risiko keine Gewinne – das gilt überall, außer bei Cum/Ex.

			Positionen haben viele, Verantwortung übernehmen nur wenige.

			Quittungen sind vielleicht lästig, aber für die Aufklärung von Steuerkriminalität ein Segen.

			Quatsch ist in Vernehmungen beliebt.

			Rechtlich – nach der Strafprozessordnung – ist eine Bank zu behandeln wie eine Person und darf sich von bis zu 3 Anwälten verteidigen lassen, nicht von 100.

			Regeln sind nicht per se schlecht.

			Sahnehäubchen können 100 Millionen Euro schwer sein und befinden sich meist auf fernen Inseln.

			Transparenzhinweise gehören unter jeden juristischen »Fachaufsatz«.

			Totschreiben gilt nicht.

			Überall auf der Welt gibt es Menschen, die die gleichen Anliegen haben wie man selbst.

			Verbeamtung auf Lebenszeit, sind wir sicher?

			Verbrechenstatbestand für Steuerhinterziehung!

			Vernetzt Euch!

			Wenn Steuerbetrug den Staat Milliarden kostet, hat der Finanzminister seinen Job nicht gemacht.

			Wenn viele Strafsachen aus Personalmangel unbearbeitet bleiben, hat der Justizminister seinen Job nicht gemacht.

			XY, Herr: der, der bei Durchsuchungen nie vor Ort ist, aber dummerweise der Einzige, der sich mit der Sache auskennt.

			Zusammen ist man nicht allein.
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